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Vorwort 



In der vorliegenden Arbeit, welche die älteste Gewerkschaft, die 
der Tabak- und Zigarrenarbeiter bis zum Erlasse des Sozialistengesetzes 
behandelt, soll der Versuch gemacht werden, die Hauptkräfte, welche 
auf die Vereinigung zu Gewerkschaften hingedrängt haben, die Be- 
ziehungen, welche zwischen der sozialdemokratischen und gewerkschaft- 
lichen Arbeiterbewegung bestanden, und die Schwierigkeiten, mit denen 
innerhalb der Gewerkschaft und nach außen hin zu kämpfen war, ob- 
jektiv zu beleuchten und herauszuheben. Es wird dabei auffallen, daß 
die Geschichte des Vereins von der Persönlichkeit seines Gründers 
und Leiters außerordentlich beeinflußt ist, doch ist dies eine Erscheinung, 
der wir häufig sowohl in der Arbeiterbewegung als auch in der 
Kartellorganisation der Unternehmer begegnen, wenn sie auch zumeist 
nicht in so hohem Maße zum Ausdruck kommt, wie es hier der Fall ist 

Infolge des lückenhaften Materials mußte die Arbeit sich darauf 
beschränken, einen Überblick über den Entwicklungsgang und über 
die positiven Leistungen des Vereins in dem behandelten Zeitraum zu 
geben, ohne alle bedeutsamen Ereignisse berücksichtigen und auf die 
einzelnen Mitgliedschaften und deren Besonderheiten eingehen zu 
können. 

Die folgenden Ausführungen stützen sich hauptsächlich auf Daten 
aus der Fach- und Tagespresse. Ist an schriftlichen Aufzeichnungen 
und sonstigen Drucksachen aus der beschriebenen Zeit nur wenig vor- 
handen, — teilte mir doch sogar der jetzige Tabakarbeiterverband zu 
Bremen mit, daß sich bei ihm absolut kein Material über den Fritzsche- 
schen Verein vorfände — , so blieb mir die Hauptquelle zudem verschlossen, 
da Fritzsche, der Anfang der 80 er Jahre nach Amerika ausgew^andert 
und, wie mir überall versichert wurde, wohl der einzige war, der ev. 
eine vollständige Sammlung aller Jahrgänge des »Botschafters« hätte, 
auf meine wiederholten schriftlichen Bitten, sowie auf die ihm vor- 
gelegten Fragen mit konsequentem Schweigen geantwortet hat. Ebenso 
haben andere von mir aufgesuchte Personen, die schon in der da- 



maligen gewerkschaftlichen und politischen Bewegung eine Rolle ge- 
spielt haben und mir in erster Linie hätten behilflich sein können, mir 
keine Auskunft geben können resp. wollen. Immerhin erkenne ich 
gern und dankbar an, daß ich größtenteils in liebenswürdiger Weise 
bei der Beschaffung des Materials gefördert wurde, wenn auch die 
Berichte der zur Auskunft, besonders in Berlin und Hamburg, auf- 
gesuchten älteren Zigarrenarbeiter nur mit aller Vorsicht benutzt 
werden konnten, da sie meistens die politische und gewerkschaftliche 
Bewegung in ihrer Erinnerung nicht mehr von einander schieden. 
Wesentlich wertvoller war die Unterstützung, die mir von behördlicher 
Seite bei meinem Arbeiten zu teil wurde, wofür ich an dieser Stelle 
nochmals meinen Dank ausspreche. 

Vor allem aber möchte ich meinem verehrten Lehrer, Herrn Pro- 
fessor Dr. Rathgen, von dem ich die Anregung zu dieser Untersuchung 
erhielt, für die mir erteilten gütigen Ratschläge meinen ergebensten 
Dank sagen. 

Der Verfasser. 
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Die beruflichen Verhältnisse in der Zigarrenindustrie und ihr Einfluß 
auf die gewerkschaftliche Organisation der Arbeiter. 

Für die nachfolgende Betrachtung kommt nur die Zigarrenindustrie in 
Betracht, da sie ganz überwiegend die in der Tabakbranche beschäftigten Ar- 
beiter umfaßt. Die Eigenart der Technik in der Fabrikation hat besondere 
wirtschaftliche und soziale Verhältnisse in dieser Industrie geschaffen. Eine 
Fabrikation in dem heute geltenden Sinne giebt es eigentlich gar nicht, 
da weder Dampfkraft, noch ausgedehnte Arbeitsteilung bei der Herstellung Ver- 
wendung findet. Ein Brett und Messer, das ist alles, was der Arbeiter an 
Werkzeugen bedarf, und ist derselbe imstande, soviel Tabak zu kaufen oder 
kreditiert zu erhalten, daß er sein Glück selbst versuchen kann, so ist der 
»Fabrikant« — ob groß oder klein, bleibt hierbei gleichgültig — fertig. 

Die eine Folge dieser technischen Einfachheit ist, daß eine Konzentration 
zu großen Betrieben, insbesondere an einigen wenigen Industrieorten, nicht 
stattgefunden hat, sondern die Zigarrenindustrie über das ganze Land ver- 
teilt ist. 

Finden wir so einerseits die wirtschaftlich erfreuliche Tatsache einer 
Menge kleiner selbständiger Unternehmer und einer vorzugsweise sozial bedeut- 
samen Verteilimg der Industriearbeiter auf das Land, — mit der Möglichkeit, 
einen Nebenberuf ausüben zu können — , so erzeugt die Technik auf der 
anderen Seite eine volkswirtschaftlich recht bedenkliche Erscheinung, insofern 
als durch sie die Bedingungen für die Möglichkeit ausgedehnter Verwendung 
von Hausindustriellen, von Frauen- imd Kinderarbeit, sowie der vorzugsweisen 
Beschäftigung der Sträflinge mit der Zigarrenfabrikation g^eben sind. 

Auf die gewerkschaftliche Organisation ist vor allem die Hausindustrie 
von hervorragendem Einfluß, weshalb wir kurz auf deren Entwicklung ein- 
gehen wollen. 

Ihre Ausdehnung wurde besonders durch gesetzliche Maßnahmen inten- 
siver gestaltet: 

Zunächst bewirkte das Steuergesetz von 1879 mit seiner Zollerhöhung 
auf 85 Mk. von 24 Mk, (im Jahre 1854), daß die Unternehmer sich ge- 
zwungen sahen, nicht nur wie bisher in Hamburg imd Bremen, sondern auch 
in Westfalen und Sachsen, — wohin sie bereits nach 1854 infolge der durch 
den niedrigen Eingangszoll hervorgerufenen Konkurrenzierung seitens des Hinter- 
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2 Einleitung. 

Jandes ihre Fabriken verlegt hatten — , Heimarbeiter zu beschäftigen. Eine 
weitere Förderung der Hausindustrie veranlaßten die Bundesratsverordnungen 
von 1888 und 1893, welche scharfe Bestimmungen für alle Anlagen erließen, 
in denen Personen beschäftigt wurden, die nicht zu den Familienmitgliedern 
des Unternehmers gehören. Infolgedessen mußten zahlreiche Kleinbetriebe, — 
besonders in Westfalen — , die nicht über die vorschriftsmäßigen Arbeitsräume 
verfügten, ihre Gehilfen entlassen, um von nun an unter die Zahl der Haus- 
industriellen zu zählen. Endlich trug das Gesetz von 1S91, welches die Kin- 
derarbeit in den Fabriken bis zum 13. Jahre verbot, wesentlich zur Ausdehnung 
der Hausindustrie bei, da ihr dadurch ausschließlich die Kinderarbeit zugeführt 
wurde. 

Ziffernmäßig ausgedrückt, betrug die Zahl der Hausindustriellen im Jahre 
1882: 15086 Personen und war im Jahre 1895 schon auf 23859 gestiegen; 
das bedeutete eine prozentuale Zunahme in 13 Jahren von 13,65*^/0 auf 15,65 
Prozent aller in der Hausindustrie beschäftigten Personen. 

Die Hausindustriellen, welche abseits von der Fabrikarbeiterschaft stehen 
und bei Lohnbestimmungen sich fern halten, führen einerseits zu festem Zu- 
sammenschluß der Fabrikarbeiter, d. h. drängen zu deren beruflichen Organi- 
sation, aber machen andererseits eine allgemeine Organisation in der ganzen In- 
dustrie, — wodurch allein bei Lohnfragen ein günstiges Resultat erzielt werden 
kann, — unmöglich. 

Schließlich darf man nicht vergessen, daß die überaus schlechten gesund- 
heitlichen Verhältnisse unter den Tabak- und Zigarrenarbeitern, sowie das relativ 
niedere Niveau, auf dem sie in körperlicher, geistiger und zum Teil moralischer 
Beziehung stehen, von vornherein große Schwierigkeiten für die gewerkschaft- 
liche Organisation bedeuteten, und man wird angesichts dieses ungünstigen 
Bodens ihre immerhin geringeren Erfolge besser verstehen können. 



Unterstützungs - Einrichtungen und Organisationsanfänge unter den 

Tabakarbeitem bis zum Jahre 1865. 

Ueber die ersten Unterstützungseinrichtungen und die Organisationsanfänge 
vor dem Jahre 1865 wissen wir recht wenig. Einiges darüber finden wir bei 
H. Bürger »Die Hamburger Gewerkschaften und deren Kämpfe von 1865 bis 
1890«. Nach einigen einleitenden Sätzen über das schlechte Arbeitsmaterial, 
das neben vorwiegend Juden aus Krüppeln, Kranken und dunklen, resp. ge- 
scheiterten Existenzen bestand, und über die niedrigen Lohnsätze, — es wur- 
den von 1820 — 34 pro Mille 1,35 Mk. bis 3 Mk. und für die beste Arbeit 
6,60 Mk. bezahlt — , macht er ufts Mitteilung über die von den Tabak- 
arbeitem gegründete erste Unterstützungseinrichtung. Wir entnehmen daraus 
fol^nde Angaben: »In den dreißiger Jahren wurden mehrere Zigarrenfabriken 
in Hamburg errichtet; darunter ist die Dunkelmannsche Fabrik deshalb be- 
sonders zu erwähnen, weil sie für die Arbeiter eine Musterfabrik in ihren 
sanitären und technischen Einrichtungen war, und ferner, weil von hier aus 
schließlich der Anstoß zu der Hamburger Tabakarbeiterbewegung gegeben 
wurde. Beschäftigt wurden hier ca. 50 Arbeiter, und daher war es auch er- 
klärlich, daß hier fast alle zureisenden fremden Tabakarbeiter aus Berlin, Köln, 
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Osnabrück und sonstigen größeren Plätzen der Tabakindustrie vorsprachen. 
Da nun nicht jedem Arbeit gegeben werden konnte, so einigten sich die Ar- 
beiter dieser Fabrik dahin, eine Unterstützungskasse ins Leben zu rufen, aus 
welcher jedem fremden Arbeiter, sofern er sich als solcher ausweisen konnte, 
ein Reisegeschenk von 1,20 Mk. gegeben wurde. Diese Einrichtung, — so 
schließt Bürger — , läßt erkennen, daß das Bestreben, Solidarität zu üben, schon 
früher unter den Tabakarbeitem sehr rege war.« 

Nach einiger Zeit der stetigen Lohnsteigung infolge der Entwicklung 
der jungen Industrie, — der Wochenlohn für beste Arbeit ist auf ca. 16 bis 
18 Mk. gestiegen — , kam das Jahr 1848 mit seiner politischen und wirt- 
schaftlichen Krisis, die auch in der Tabakindustrie große Arbeitslosigkeit er- 
zeugte. Bürger schreibt darüber: »Besonders waren es wiederum die Zigarren- 
arbeiter, weiche die Arbeitslosigkeit und die Gegenmittel zum Gegenstande der 
Erörterung in einer öffentlichen Arbeitslosen- Versammlung machten. Es wurde 
da beschlossen, an den Senat und die Kaufmannschaft das Ersuchen zu richten, 
aus öffentlichen Mitteln eine staatliche Zigarrenfabrik zu etablieren, zum Zweck 
der Beschäftigung der außerordentlich vielen arbeitslosen Zigarrenarbeiter.« 

Da der Senat zögerte, den Forderungen der Arbeiter zu entsprechen, 
so wurde nach Bürger im Jahre 1848 auf eigene Faust eine Kranken- und 
Reiseunterstützungskasse gegründet und dann ein Jahr später eine Produktiv- 
Assoziation ohne Sta^tshilfe unter der Firma »Die vereinigten Zigarrenarbeiter« 
errichtet, zu der wöchentlich nur i ß beigesteuert wurde. 

Ueber das Schicksal der Assoziation erfahren wir nur so viel, daß sie 
bald drei Verkaufsläden errichtete und nach dreizehnjährigem guten Bestehen 
im Jahre 1862 infolge Zwistigkeiten mit dem damaligen Geschäftsführer ein- 
gegangen ist. 

Von größerer allgemeinerer Bedeutung wurde die Unterstützungskasse. 
Bürger teilt uns darüber mit, daß sie unter der energischen Führung des 
Zigarren arbeiters Sally Eschwege große Fortschritte machte und Ausdehnung 
über viele andere deutsche Städte gewann. — — 

Als ephemerer Vorläufer eines bereits zentralistischen beruflichen Zu- 
sammenschlusses, der Zigarrenarbeiter verdient die im Zusammenhange mit der 
Arbeiterverbrüderung von dem Berliner Zigarrenarbeiter Wenzel Kohlweck ins 
Leb6n gerufene Bewegung im Jahre 1848 unsere besondere Beachtung. Durch 
unermüdliche Propaganda brachte er vom 23. August bis 3. September 1848 
einen »nationalen Unterstütz ungs verband« in Berlin zustande und durch 
Agitatitionsreisen nach den verschiedenen deutschen Städten gelang es ihm, 
innerhalb weniger Monate eine Anzahl von Fachvereinen zu gründen, so daß 
der Verband schon nach kurzem Bestehen Mitgliedschaften in 60 deutschen 
Städten zählte. Laut der auf dem Berliner Kongreß vom 3. September 1849, 
auf dem die Zigarrenarbeiter von angeblich 77 Städten durch 21 Delegierte ver- 
treten waren, festgesetzten Statuten lenkte die »Assoziation der Zigarrenarbeiter 
Deutschlands« ihre Aufmerksamkeit neben der Organisierung von Unterstützungs- 
imd Krankenkassen auf Lohnerhöhung und auf die Verminderung der Be- 
schäftigungslosigkeit und suchte zu diesem letzteren Zwecke die Beschränkung 
der Zahl der Lehrlinge und die Entfernung der Frauen aus den Fabriken 
durchzusetzen. 

Wie mir bestätigt wurde, haben Ende der 40 er Jahre die Zigarrenarbeiter 
an allen größeren Plätzen Fachvereine gehabt, die im Verbände vereinigt waren, 
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SO daß ein Zigarrenarbeiter, der Mitglied irgend einer Unterstützungskasse ge- 
wesen war und sich durch eine von derselben ausgestellte Legitimationskarte 
darüber ausweisen konnte, daß erseinen Pfichten bei derselben nachgekommen sei, 
ohne Karenzzeit sofort die völlige Mitgliedschaft eines anderorts bestehenden 
Vereins erwarb. Wir sehen also, daß durch das Prinzip der Reziprozität der 
Ortsvereine schon eine ausgedehnte Organisation unter den Zigarrenarbeitem 
angebahnt war, die vor allem durch das Institut der Legitimationskarte die 
Mitglieder einer stetigen Kontrolle unterstellte. Ich bemerke noch, daß damals 
neben den Buchdruckern die Zigarrenarbeiter zuerst und allein einen inter- 
lokalen Fachverband zustande gebracht haben, und meine, daß der unzünftige 
Charakter der Zigarrenfabrikation dies wesentlich erleichtert haben dürfte. Be- 
kanntlich sind alle diese assoziierten Unterstützungseinrichtungen als politisch 
bedenklich im Jahre 1850 zusammen mit der Arbeiter Verbrüderung staatsan- 
waltschaftlich verboten und aufgelöst worden. 

Die wirtschaftliche Notwendigkeit und Unentbehrlichkeit der Arbeiter ver- 
anlaßte unter dem Minister v. d. Hey dt dann Anfang der 50 er Jahre die 
Gründung von lokalen Zwangskassen der Berufsgenossen unter peinlicher Wahr- 
ung des selbständigen Charakters derselben, d. h. sorgfältigster Vermeidung 
irgend welcher Beziehungen zu anderen Plätzen. Einen äußeren Beweis ihrer 
behördlichen Bevormundung bringt schon der Umstand, daß ihre Anmeldung 
nicht von ihnen selbst, sondern von einem Magistratsmitgliede ausging, wie aus 
dem Beispiel der in Berlin 1854 neugegründeten Unterstützungskasse der Zigarren- 
arbeiter zu ersehen ist. Die Anmeldung hatte folgenden Wortlaut: »Dem 
königlichen Polizeipräsidio benachrichtigen ganz ergebenst, daß die neugebildete 
Kranken-, Sterbe- und Unterstützungskasse der hiesigen Zigarrenarbeiter am 
heutigen Tage ihre Wirksamkeit beginnt. Die Zahl der bis heute angemeldeten 
Mitglieder ist 240, und der Fabrikant Burzlow jr., Poststraße 6, zum Kassen- 
rendanten gewählt und bestätigt worden. Der § 12 des hier beigefügten 
Statuts enthält die Bestimmung wegen Unterstützung hier arbeitsuchender frem- 
der Zigarrenarbeiter. Berlin, den 9. Juni 1854. Koblanck, Stadtrat und als 
Assessor bei den Zigarrenarbeiter-Krankenkassen.« 

Aus dem miteingereichten Statut ist vor allem der in der Anmeldung schon 
besonders hervorgehobene § 12 als wichtig herauszunehmen. Hiemach wird 
durch monatliche Beiträge der Mitglieder von i Sgr. ein besonderer Fonds 
gebildet, aus dem alle zuwandernden fremden Zigarrenarbeiter unterstüzt wer- 
den, soweit dieser Fonds reicht; — ohne daß es eines Nachweises bedürfte, 
daß dieselben auch anderwärts ihren Verpflichtungen gegen ähnliche Unter- 
stützungskassen nachgekommen sind. Dieser § 12 bedarf nach den vorher- 
gehenden Ausführungen wohl keines Kommentars mehr betreffs seiner speziellen 
Tendenz. Die ganzen Einrichtungen waren lediglich lokale Zwangskassen, die 
nach §§ I — 4 der Satzungen auf ähnlichen Grundlagen aufgebaut waren, wie 
wir sie in der modernen Reichs-Arbeiterversicherung wiederfinden. Außerdem 
sorgte die Polizei durch die Vorschrift der Anmeldepflicht der Versammlung 
und deren stete direkte Überwachung strengstens dafür, daß der in dem 
Statut begrenzte Wirkungskreis nicht überschritten wurde. So konnten sie also 
für die Organisation des ganzen Berufsstandes keine Bedeutung haben noch 
gewinnen, dagegen hatten sie eine andere mehr negative Wirkung: Das sich 
bei den Arbeitern regende Freiheitsgefühl, das die Behörden damals mit allen 
Mitteln zu unterdrücken versuchten, mußte durch diese genau vorgeschriebenen 



Einleitung. c 

und streng überwachten Kasseneinrichtungen erbittert werden; zudem waren 
letztere besonders geeignet, die feindselige Stimmung auf leichte Art zu ver- 
breiten. 

Wir gelangen damit zu einem weiteren allgemeineren Resultat: Die da- 
mals im ganzen wirtschaftlichen und politischen Leben betriebene Niederhal- 
tung des Arbeiters, die mit dem Umsichgreifen der wirtschaftlichen und kul- 
turellen Umwälzungen immer unerträglichere und trostlosere Zustände bei den 
Arbeitern erzeugte, immer akutere Gegensätze heranbildete, mußte naturgemäß 
eine dagegen revoltierende politische Strömung unter ihnen schaffen. »Während 
in England dank einer freiheitlichen Entwicklung des Vereinsrechts und dank 
einer weitherzigen, nüchternen Betrachtung der in Frage kommenden Interessen- 
gegensätze die maßgebende Arbeiterbewegung in maßvolle Bahnen geleitet wor- 
den ist, hat in Deutschland eine engherzige Auffassung des Arbeiter - Asso- 
ziationswesens, die zeitweise sogar zu einem reaktionären, die Klassengegensätze 
verschärfenden gesetzlichen Eingreifen sich verdichtete, das Eindringen der 
sozialdemokratischen Lehren überaus erleichtert.« (Biermer.) 

Wohl wird man die von der Sozialdemokratie auf das Banner geschriebenen 
letzten Ziele als zu weitgehend bezeichnen müssen, immerhin muß man doch 
zugeben, daß sie eine kulturelle Mission, — wie sie überhaupt auch wohl einzig 
und allein darin besteht — , damit übernommen und erfüllt hat, daß sie in 
richtiger Erkenntnis der dem Arbeiter durch die infolge der technischen Fort- 
schritte einsetzende kapitalistische Produktionsweise namentlich bei Krisen drohen- 
den höchsten Gefahren ihm in der Organisation der Massen die einzig wirksame 
Hilfe gewiesen und geschaffen hat. 

Ohne die politische Seite der Bewegung zu berücksichtigen, wenden wir 
uns sofort zu der gewerkschaftlichen. Hier ist es interessant, daß die Tabak- 
und Zigarrenarbeiter sozusagen die Pioniere der eigentlichen Gewerkschafts- 
bewegung in Deutschland waren, die zuerst einen zentralistischen Zusammen- 
schluß aller Berufsgenossen anstrebten. Unter der Leitimg des Tabakarbeiters 
Friedrich Wilhelm Fritzsche gründeten sie Weihnachten 1865 in Leipzig den 
»Allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverein«. 
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Der »allgemeine deutsche Zigarrenarbeiterverein 



« 



I. Seine Gründung und die Entwicklung während der ersten beiden 

Jahre, d. h. seines Sitzes in Leipzig. 

Bevor wir die Schicksale des Vereins verfolgen, ist es wohl berechtigt, 
der Persönlichkeit des Gründers und ständigen Leiters unsere Aufmerksamkeit 
zu schenken, da der Entwicklungsgang des Vereins, der gerade hier in hohem 
Ma£e den Stempel seines Meisters trägt, uns dann in seinen Ursachen ver- 
ständlicher wird. 

F. W. Fritzsche, 1825 in Leipzig geboren, hatte aus Wilh. Weitlings kommu- 
nistischen Schriften seine sozialistischen Ideen gewonnen und gebildet. Ein 
geborener Proletarier, hatte er sich in sehr jungen Jahren am Dresdener Mai- 
Aufstande, sowie als Freischärler am schleswig-holsteinischen Kriege beteiligt 
An dem Kampfe der bürgerlichen Fortschrittspartei g^en die feudale Reaktion 
nahm er lebhaftes Interesse, an der von ihr Anfang der sechziger Jahre in- 
augurierten Arbeiterpolitik tätigen Anteil. In dem von ihm 1861 mitbegründeten 
Leipziger Arbeiterbüdungsverein war er neben Vahlteich das Haupt der Radi- 
kalen und der eifrigste Agitator g^en die ihm zu sanfte bürgerliche Opposition. 
Da er jedoch auf zu großen Widerstand stieß, trat er 1862 aus dem Bildungs- 
verein imd gründete mit Vahlteich und den radikaleren bürgerlichen Mitgliedern 
den Verein »Vorwärts«, der auf Unterrichtszwecke verzichtete und sich ganz auf 
die politische Propaganda warf. In einer der von diesem berufenen großen 
Arbeiterversammlung wurde die Niedersetzung eines Komitees beschlossen, um 
die Einberufimg eines allgemeinen Arbeiterkongresses vorzubereiten, und zwar, 
wenn möglich im Bunde mit der Fortschrittspartei, die jedoch dafür einmal das 
allgemeine Wahlrecht in ihr Programm aufnehmen, und dann die Zahlung der 
Mitgliederbeiträge für den »Nationalverein« in Monatsraten gestatten sollte, um 
so auch den weniger bemittelten Arbeitern die aktive Mitgliedschaft zu ermög- 
lichen. F. W. Fritzsche, der im Komitee mit Vahlteich und Dr. Dammer eifrig 
an dem Zustandekommen des Kongresses arbeitete, aber gleichzeitig mit diesen 
bei den Verhandlungen mit der Fortschrittspartei in Berlin fest und entschieden 
für die beiden Forderungen der Leipziger Arbeiter eintrat, ist es mit zu ver- 
danken, daß es zu keiner Einigimg mit der bürgerlichen Opposition, sondern 
zu dem Bündnis mit — Lassalle kam. 
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Eine wesentlich praktische Kampfnatur, die neben einer unermüdlichen 
Arbeitskraft eine durch ihre Markigkeit zündende imd durch ihre Sachlichkeit 
überzeugende Rednergabe besaß, hat er in der politischen Bewegung stets im 
Vordertreffen gestanden. Es gehört jedoch nicht in den Rahmen dieser Arbeit, 
seine politische Tätigkeit im einzelnen zu schildern, sondern wir können hier 
dieselbe nur, soweit sie im ursprünglichen Zusammenhange mit seiner gewerk- 
schaftlichen steht, im folgenden berücksichtigen. 

Als Fritzsche auf der von ihm als Vizepräsidenten auf den 30. Novem- 
ber 1865 nach Frankfurt a. M. einberufenen Generalversammlung des :^allge- 
meinen deutschen Arbeitervereins« mit seinen Vorschlägen betreffs einer in- 
folge der Unfähigkeit des Präsidenten Bernhard Becker notwendig erscheinen- 
den Aenderung der Statuten nicht nur keinen Anklang fand, sondern als Ant- 
wort darauf vielmehr ein Antrag auf Bestallung eines anderen Vorsitzenden 
feinlief, trat er von seiner Stellung zurück und legte gleichzeitig bei seiner Rück- 
kehr nach Leipzig sein Amt als Bevollmächtigter nieder, um sich fortan vor- 
wiegend der gewerkschaftlichen Organisation zu widmen. 

Es war ihm klar geworden, daß die bisherige Organisation den verschie-^ 
denen Interessen der einzelnen Berufen zu wenig Rechnung trug, mit anderen 
Worten, er hatte erkannt, daß dem allgemeinen großen Organisationsgebäude 
die Säulen der gewerkschaftlichen Verbände fehlten. Entschlossen brach er 
deshalb mit der Lassalleschen Tradition und hat sich dadurch imd durch un- 
verzagtes Festhalten an dem für richtig erkannten Weg, sowie durch unermüd- 
liches Wirken dafür die ersten und größten Verdienste um die Gewerkschafts- 
bewegung überhaupt erworben; es kann dabei gleich sein, aus welchen Rück- 
sichten heraus er handelte. 

Schon seit längerer Zeit war er mit den Vorbereitungen zu einer allge- 
meinen Organisation der Tabakarbeiter beschäftigt und hatte bereits in Leipzig 
eine tendenziöse Denkschrift über die Nachteile der Zigarrenfabrikation in den 
Strafanstalten veröffentlicht. 

Auf den 24. Dezember 1865 berief er nun einen allgemeinen Zigarren- 
arbeiter-Tag nach Leipzig, und das Resultat der vom 24. bis 27. Dezember 
im Kolosseum gepflogenen Beratungen der zahlreich erschienenen Delegierten 
war die Gründung des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins«. 

Nach seinen Statuten, de dato Leipzig den 28. Dezember 1865 und 
der provisorischen Geschäftsordnung vom 15. Februar, cfr. Anlage I, bezweckte 
der Verein: 

1. Gegenseitige Unterstützimg in Fällen der Arbeitslosigkeit durch Geld- 
prämien, 

2. Unentgeltlichen Arbeitsnachweis imd 

3. Geldunterstützung für auf der Reise befindliche Mitglieder und Be- 
erdigungsgeld beim Ableben der legitimen Ehefrau. 

Über die Verwaltung des Vereins heißt es im § 18 der Statuten: »Alle 
Angelegenheiten des Vereins verwaltet sein Gesamtvorstand, bestehend aus dem 
Direktorium und dem Ausschuß. Das Direktorium besteht aus dem Präsidenten, 
einem Hauptkassierer, einem Beisitzer und deren Stellvertreter. Der Ausschuß 
besteht aus 1 1 Personen. Das Direktorium hat sein Domizil an dem Orte, 
wo der Verein seinen Sitz hat, in welchem Orte auch der Hauptkassierer und 
Beisitzer, sowie die Stellvertreter des Direktoriums durch eine Gcneralversamm- 
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lung der daselbst befindlichen Vereinsmitglieder alijährlich neu zu wählen sind. 
Die Wahl des Ausschusses ist durch die Mitglieder des von der Generalver- 
sammlung des Gesamtvereins ernannten Vorortes, welcher alljährlich wechselt, 
innerhalb 14 Tagen nach dieser Generalversammlung vorzunehmen und am 
Tage nach der Wahl dem Präsidenten zur Anzeige zu bringen, welcher die 
Ueberführung der Geschäfte vom alten auf den neuen Ausschuß innerhalb 8 
Tagen zu vermitteln hat.« 

Nach §§19 und 20, in welchen die Obliegenheiten und Befugnisse der 
Verwaltung im einzelnen festgesetzt sind, ist das Direktorium die exekutive 
Gewalt, während der Ausschuß die beratende und beschließende Körperschaft 
des Vereins bildet. Der Sitz des Direktoriums war zunächst Leipzig, später 
Berlin, der des Ausschusses Stuttgart. Der Präsident wurde auf 3 Jahre, alle 
übrigen Beamten auf i Jahr gewählt. Die Generalversammlung fand alle drei 
Jahre statt und war berechtigt, Abänderungen der Vereinssatzungen vorzunehmen 
mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Laut § 3 des Statuts war der Verein offiziell unpolitisch. Hier heißt 
es: »Zur Mitgliedschaft ist jeder innerhalb des norddeutschen Bundes, Süd- 
deutschland und der Schweiz aufhältliche, in Arbeit stehende Zigarrenarbeiter 
und Sortierer berechtigt, wenn gegen seine Sittlichkeit nichts einzuwenden ist.« 
In Wirklichkeit hatte er natürlich eine sozialdemokratische Tendenz. Seine Lei- 
tung war vollständig sozialdemokratisch; ebenso war es nur selbstverständlich, 
daß sein Organ, »der Botschafter«, der am i. April 1866 zum erstenmal imd 
wöchentlich erschien, da er von F. W. Frilzsche redigiert wurde, sozialdemo- 
kratisch war. Fritzsche hielt es auch nicht für nötig, daraus ein Geheimnis zu 
machen. Als Motto für das Vereinsorgan hatte er die Worte Lassalles gewählt : 
»Die Arbeiter sind der Fels, auf dem die Kirche der Gegenwart gebaut wer- 
den soll«, und bei Bekanntmachungen der Redaktion schrieb er stets am 
Schlüsse: »Mit sozialdemokratischem Gruße«. Betreffs der politischen Haltung 
des Blattes gab er in der Probenummer vom i. April folgende interessante 
Erklärung: Das Programm oder die Ziele, nach denen »der Botschafter« streben 
werde, ergäben sich von selbst, »der Grundzug seines Wesens müsse notwendig 
ein demokratischer, und da er das wirtschaftliche Leben der Gesellschaft be- 
rühre, ebenso ein sozialdemokratischer sein«. 

Bemerkenswert ist vor allem dann ein Artikel in den ersten Nummern 
des »Botschafters«, in welchem Fritzsche die Bedeutung und Stellung der Ge- 
werkschaften in der politischen Bewegung erläutert. In dem Artikel heißt es 
wörtlich : »Die Organisation der Arbeiter eines jeden Geschäftszweiges für sich 
ist ein Bedingnis für die Gründung und Haltung des künftigen sozialdemokra- 
tischen Staates. Die Sozialdemokratie erstrebt die Organisation der Arbeiter; 
eine solche Organisation ist nur möglich, wenn sich die Gesellschaft nach den 
Produktionszweigen gliedert, um die für jedes notwendige Produkt verfügbaren 
Kräfte abschätzen und je nach Bedürfnis der Gesamtheit vermehren oder ver- 
mindern zu können und mit möglichster Ersparnis von Zeit und Arbeitsinstru- 
menten produzieren zu können.« — »Die Ausbildung und Schulung der Glieder 
der einzelnen Geschäftszweige schon innerhalb der heutigen gesellschaftlichen 
Ordnung ist eine Notwendigkeit, sie ist eine Lebensfrage für den zukünftigen 
Staat. Unsere korporative Vereinigung ist die Schule für unsere Korporation 
in dieser Hinsicht, mithin hat sie ihre volle Berechtigung neben der politischen 
Organisation der Arbeiter, wenn sie zumal, wie dies bei uns der Fall ist, diese 
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politische Organisation nicht behindert, vielmehr indirekt fördert.« — Am 
Schlüsse heißt es dann: »Im übrigen bleibt es dabei: Die Zigarrenarbeiter, die 
nicht mit uns gehen, sind Gegner unseres Vereins und als solche unsere Feinde, 
Was aber die Mitglieder der politischen Arbeitervereine anbelangt, so rufen wir 
ihnen zu: »Nicht nur halb sollt Ihr Eure Pflicht erfüllen, sondern voll und 
ganz. Durch Eure Mitgliedschaft in einem sozialpolitischen Verein könnt Ihr 
nimmer Eurer Pflicht vollständig Genüge leisten, sondern Ihr müßt, sofern Ihr 
Zigarrenarbeiter seid, auch unserem Vereine beitreten, imd so sage ich denn 
mit Luther: »Hier stehe ich, ich kann nicht anders! Denn Recht muß Recht 
bleiben und wo das Recht noch nicht Recht ist, muß es zum Recht gemacht 
werden.« 

Über Zahl und Stärke der Mitgliedschaften, die sich dem Verbände 
gleich anschlössen, kann ich leider keine Angaben machen. Überhaupt ist 
das mir vorliegende Material über die Entwickhmg des Vereins, wie ich gleich 
vorausschicken möchte, äußerst dürftig und lückenhaft. Das hat seinen Grund 
im folgenden: Mochte man einerseit in damaligen Zeiten auf eine regelmäßige 
Sammlung von Akten an sich keinen so hohen Wert wie heute legen, so war 
vor allem durch die polizeilichen Verfolgungen und Haussuchungen beson- 
ders nach Erlaß des Sozialistengesetzes eine möglichst schnelle und radikale 
Vernichtung jedes nicht ganz einwandfreien Schriftstückes direkt geboten. 

Über die Schicksale des Vereins während der ersten zwei Jahre, d. h. 
während seines Sitzes in Leipzig, kann ich nur einige allgemeine Mitteilungen 
machen, die sich in der Nummer 44 des »Botschafters« vom 2. November 
1867 finden. Fritzsche hebt darin die glücklich überstandene Krise des Kriegs- 
jahres 1866 hervor, wodurch der evidenteste Beweis für die Existenzfähigkeit 
des Vereins und seine gesunden Ziele erbracht sei. Zwar wäre, so heißt es 
unter anderem weiter, die Zahl der Mitglieder während des Kriegsjahres auf 
2000, und die Abonnenten des »Botschafters« auf 200 gesunken, doch sei bald 
wieder eine erfreuliche Zunahme eingetreten. Der Verein zähle jetzt 6500 
Mitglieder, ebenso habe sich infolge der Eigentumsübernahme des »Bot- 
schafters« durch den Verein zu Neujahr 1867 die Abonnentenzahl gehoben. 
Über die finanzielle Erfüllung des Ankaufs teilt er mit: die 400 Reichstaler 
Kaution dafür seien aus den Vereinsmitteln gedeckt worden, und der Mehr- 
betrag werde durch einen außerordentlichen vierteljährlichen Beitrag eines jeden 
Mitgliedes von 1 Sgr. bestritten, wofür auf je 10 Mitglieder ein Freiexemplar 
verteilt werde. Der Abonnementspreis wäre gleichzeitig auf 5 Sgr. herabgesetzt. 
Im Anschluß daran finden wir einen Rechenschaftsbericht über die günstige 
Vermögenslage des Vereins: 

Aktiva. Passiva. 

T. Sgr. Pf. 



Bar Kassa lt. Abrechnung 

in Nr. 43 des »Botschafters« 173 28 — 
Kaution für die Zeitung. . 400 — — 



T. Sgr. Pf. 
Aktien auf Kaution .... 300- — — 
Schuld für die Zeitung. . . 44 — — 



Außenstände 12 — — 344 — — 

Zinsen 8 — — 



593 28 - 
Barbestand also . . . 249 T. 28 Sgr. 
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Da schon alle Unkosten aus dem vorigen Quartalsbestande gedekt sind, also die Ein- 
nahmen vom I. Oktober bis heute hinzukommen, beträgt das 

Vermögen der Hauptkasse 967 T. 19 Sgr. — Pf. 

Vortrag an die Ortskassen 649 „ 13 „ 7 

Bücher in den einzelnen Ortschaften f ür . . . 46 „ 4 



»» 
»» »» 



Vereinsvermögen 1663 T. 6 Sgr. 7 Pf. 

An Reiseunterstützungen wurden in der Zeit vom i. Juli bis 30. September 
gezahlt 822 T. 10 Sgr. 

So Stand also der Verein schon nach zwei Jahren außerordentlich günstig 
da. Seine glückliche und rasche Entwicklung verdankte er in erster Linie der 
umsichtigen Leitung und rührigen Propaganda seines Präsidenten, der einmal 
behördliche Konflikte möglichst zu vermeiden gesucht und dann Agitations- 
reisen nach den verschiedenen Städten' unternommen hatte. Zugleich aber 
hatten auch die Bundesregierungen selbst seinen Aufschwung wesentlich ge- 
fördert, nämlich durch die von ihnen im Juni 1867 geplante Erhöhung der 
Tabaksteuer. Das plötzliche Auftauchen dieses Projekts mußte in jener Zeit 
der schwersten politischen und gewerblichen Krisis die interessierten Kreise 
naturgemäß in die höchste Aufregung und Spannung versetzen. In der Not 
fühlten alle die Gemeinsamkeit der ihrer Existenz drohenden Gefahr und setzten 
sich zwecks Abwehr derselben in Verbindung. Diese Aufregung wußte F. W. 
Fritzsche trefflich für die Zwecke des Vereins auszunutzen. In den schwärzesten 
Farben malte er im »Botschafter« die den Arbeitern durch die erhöhte Steuer 
drohende Notlage und forderte sie unter dem Hinweis darauf, daß in diesem 
Falle und unter den obwaltenden politischen Zuständen von den Regierungen 
keine Hilfe zu erwarten sei, eindringlich auf, an der Bekämpfung des Projektes 
tätigen Anteil zu nehmen. Durch diese Artikel ebenso wie durch die überall 
von seinen Lokalvorständen einberufenen öffentlichen Versammlungen weckte 
er das Solidaritätsgefühl der Arbeiter und stellte eine engere Fühlung der Be- 
rufsgenossen her. Seiner Propaganda war es zum erheblichen Teile zu ver- 
danken, daß die Tabakarbeiter nicht nur den Ende Juli 1867 in Kassel tagen- 
den Fabrikantentag zahlreich beschickten, sondern daß sie selbst nach Eisenach 
auf den 1 1 . August einen Kongreß beriefen und ihrerseits ebenfalls in einer 
gehamischten Denkschrift aus »Rechts- und Gerechligkeitsgründen, aus sittlichen, 
technischen und vor allem volkswirtschaftlichen Bedenken« energisch gegen die 
Steuererhöhung, die »Arbeitslosigkeit, Hunger und Elend« den Arbeitern bringen 
würde, protestierten. Unter absichtlichem Verzicht, diese Petition an die Lan- 
desregierungen abzusenden, beschlossen sie, dieselbe vielmehr den Abgeordneten 
zuzustellen und als Flugschrift im Lande zu verbreiten; gleichzeitig erließen sie 
einen Aufruf an alle Arbeiter, nur solche Männer zu Abgeordneten zu wählen, 
die gegen jede neue indirekte Steuer seien. Der Aufruf hatte folgenden Wort- 
laut: »Arbeiter Deutschlands! Einer der wichtigsten Momente im Völkerleben 
vollzieht sich in unserem Vaterlande; dasselbe hat eine neue Gestaltung ge- 
wonnen. Zum erstenmal wird ein Parlament einberufen, um den Ausbau der 
Verfassung des norddeutschen Bundes zu beginnen, und die Vertreter des 
Volkes sollen mittelst des allgemeinen, direkten und gleichen Stimmrechts ge- 
wählt werden. 

In demselben Augenblick zieht sich aber auch eine schwere Gewitter- 
wolke am Horizonte des deutschen Volkes zusammen, deren verderblicher Blitz 
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die Hütten der Armen zu vernichten droht, wogegen die Paläste der Großen 
unberührt davon bleiben werden. Man beabsichtigt, die indirekten Steuern zu 
erhöhen. Das ist nicht nur dem leiblichen Wohlsein der Massen nachteilig, 
es verstößt auch gegen das heilige Prinzip der Gleichheit und Brüderlichkeit. 
Der Groschen des Armen wiegt ja tausendmal schwerer, als der des Reichen, 
und deshalb ist diese Erhöhung der vorhandenen und Einführung neuer in- 
direkter Steuern ungerecht und unsitthch. 

Eure Pflicht ist daher, Ihr Arbeiter, bei den bevorstehenden Wahlen 
einen Arbeiter als Kandidaten für die Reichstagswahl aufzustellen, wenn dies 
möglich ist, ohne dadurch der Reaktion den Sieg im ersten Wahlgange zu 
verschaffen; andernfalls müßt ihr in unser aller Interesse mit den am weitesten 
vorgeschrittenen, freiheitlich gesinnten Parteien stimmen. Im zweiten Wahl- 
gange aber stets, wenn es sich um die Wahl zwischen einem Reaktionär und 
freigesinnten Kandidaten handelt, dem letzteren Eure Stimme geben. 

Wer seine Stimme einem Manne giebt, der für Vermehrung der indirekten 
Steuern ist, begeht ein Unrecht an sich und seinen Brüdern.« Man ersieht 
aus Ton und Inhalt dieser Denkschriften, daß bei den Tabakarbeitem sich das 
Klassengefühl unter dem Drucke der Gefahr mächtig regte. Indem Fritzsche 
diese Stimmung durch alle Mittel zu schüren bestrebt war, vergaß er dabei 
nie, weder im ^^Botschafter«, noch in den Orts Versammlungen und auf dem 
Kongresse gleichzeitig darauf hinzuweisen, wie notwendig es darum sei, daß 
alle Berufsgenossen Deutschlands sich zum Kampfe für ihre Interessen dauernd 
vereinigten, d. h. in praxi dem »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverein« 
beiträten, der dank seiner Ausdehnung über ganz Deutschland allein imstande 
sei, neben einer wirksamen Unterstützung seiner Mitglieder erfolgreichen Wider- 
stand zu leisten.^ 

Aus dem angeführten Rechenschaftsbericht vom Schluß 1867 sehen wir, 
daß seine eifrige Agitation gute Früchte getragen, und daß also der Verein 
finanziell und an Mitgliederzahl gut gerüstet in das schwere Jahr 1868 ging. 



2. Die Übersiedelung nach Berlin; ihre Bedeutung für den Verein 

und besonders die dortige Mitgliedschaft. 

Zunächst trat mit der Jahreswende eine Änderung in der Leitung ein, 
die, wenn auch hauptsächlich lokaler Natur, doch laut Statut auf das ganze 
Vereinsleben Einfluß haben mußte. Am i. Januar 1868 siedelte das Direk- 
torium von Leipzig nach Berlin über. Der Grund für diese Verlegung waren 
Utilitätsrücksichten. Man war zu der Erkenntnis gelangt, daß der Sitz des 
Vorstandes in der Zentrale sein müsse, und er nur dort, im Brennpunkt der 
sozialen und politischen Kämpfe, am ersprießlichsten und imterrichtetsten wirken 
könnte; außerdem war das enge sächsische Vereinsrecht Grund mit für die 
Übersiedlung nach Berlin. Den äußeren Anlaß gab dann die Verfügung der 
königlichen Regierung zu Minden, nach welcher der dortige Zweigverein ebenso 



X Bekanntlich ließen die Regierungen auf Grund des Resultates der angestellten 
Enquete das Projekt fallen. 
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wie der zu Herford auf Grund des § 340 Nr. 6 Str.-G.-B. als solche verboten 
und gleichzeitig — dies ist das punktuni saliens — den früheren Mitgliedern 
untersagt worden war, Beiträge ins Ausland, d. h. in diesem Falle nach Leipzig, 
zu schicken, da der »allgemeine deutsche Zigarrenarbeiterverein« nach Ansicht 
der Königl. Mindener Regierung eine Versicherungsanstalt im Sinne des § 2 
des Gesetzes vom 17. Mai 1853 und als solche erst genehmigimgspflichtig sei. 
Um der Eventualität, daß andere preußische Regierungen in derselben Weise 
wie die Mindener gegen die in ihrem Bezirk bestehenden Ortsvereine vorgehen 
könnten, um dieser Eventualität vorzubeugen, war es geboten, den Verein in 
Preußen selbst zu domizilieren. 

Bevor wir den Vorgängen des Jahres 1868 unsere Aufmerksamkeit 
schenken, wollen wir uns in einem kurzen Rückblicke über die in Berlin be- 
stehende Organisation der Tabakarbeiter unterrichten. 

Im Dezember 1865 hatte sich hier ein Verein unter dem Namen »Ber- 
liner Zigarrenarbeiterverein« gegründet, der laut Statut »die geistigen, materiellen 
Interessen seiner Mitglieder anstrebte«, und zwar durch folgende Mittel: 

a. verschiedene Vorträge von gelehrten Freunden und Mitgliedern, 

b. geeignete Besprechung, 

c. Lesen von Zeit- und sonstigen Schriften, auch womöglich Errichtung 
einer Bibliothek, gemeinschaftliche Vergnügen und alle sonst gesetz- 
lich zulässigen Mittel. 

In dem Fahrwasser von Schultze-Delitzsch schwimmend, konnte er nicht 
lange das von der Sozialdemokratie auf weitere Ziele gerichtete Interesse der 
Arbeiter fesseln. Bereits im April 1866 wurde die Frage eines eventuellen 
Anschlusses an den »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverein« ventiliert, 
da angesichts der stetig schwindenden Teilnahme der Mitglieder an den Ver- 
sammlungen der Verein unmöglich weiter bestehen köimte. Interessant ist der 
Beschluß, daß dem Abgeordneten Schultze-Delitzsch ein Statut des »allgemeinen 
deutschen Zigarrenarbeitervereins« zugeschickt und erst sein Urteil darüber ge- 
hört werden sollte. Wie sich Herr Schultze-Delitzsch geäußert hat, kann ich 
leider nicht berichten; jedenfalls hatte der Verein am 15. Mai 1866 seine 
letzte Sitzung und löste sich darauf ganz auf. 

Aus seinen Trümmern tat sich ein Jahr später, am 23. April 1867, und 
wieder unter dem Vorsitze des Tabakarbeiters A. Hörig ein neuer Verein als 
Filiale des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« mit einem Mitglieder- 
bestande von 300 Mann auf. Mit Zustimmung der dreizehn früheren Mit- 
glieder des alten Vereins trat er auch dessen Erbschaft an, und zwar nahm er 
die noch vorhandenen Bestände als Reservefond in die neue Mitgliedschafts- 
kasse hinüber. Reichliche Gelegenheit hervorzutreten und sich als Vorkämpfer 
für die Berufsinteressen zu betätigen, bot sich dem jungen Verein, wie wir 
wissen, bei der Agitation gegen das Steuerprojekt. Gemäß den von F. W, 
Fritzsche gegebenen Direktiven hatte er die Aufgabe, durch Einberufung der 
öffentlichen Versammlungen auf die Berufsgenossen möglichst einen führenden 
Einfluß zn gewinnen, und in der Tat gelang es der eifrigen Agitation seines 
tüchtigen Vorstandes, daß die Berliner Zigarrenmacher nach Kassel (Hörig, 
Falkenreck und Wertheim) wie Eisenach (Schaar) Mitglieder des »allgemeinen 
deutschen Zigarrenarbeitervereins« als Delegierte entsandten, und daß über 100 
neue Mitglieder dem Vereine beitraten. Bald jedoch hatte auch er wieder mi^ 
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der Stupidität und Gleichgültigkeit der Mehrzahl seiner Mitglieder zu kämpfen. 
So wird berichtet, daß die Versammlungen, — auf denen, nebenbei gesagt, nie 
Protokoll geführt wurde — , wegen zu geringer Beteiligung im letzten Viertel 
des Jahres 1867 ^^^ ^® 4 Wochen statt statutenmäßig I4tägig stattfinden 
konnten und im »Beobachter«, dem Vereinsorgan, jedesmal noch besonders an- 
gezeigt werden mußten. Die Übersiedelung des Direktoriums nach Berlin 
war von den bedeutendsten Wirkungen auf die dortige Mitgliedschaft. Indem 
sie dadurch zur Zentralstelle des ganzen Vereins gemacht wurde, hatte sie auch 
laut § 18 der Satzungen aus ihrer Mitte sowohl die drei Stellvertreter des 
Direktoriums als auch die drei Revisoren zu wählen. Infolge dieser größeren 
Zwecke wuchs das Interesse, und unter dem direkten Einfluß der Persönlich- 
keit des Präsidenten F. W. Fritzsche selbst kam bald ein frischer Zug in den 
Verein. 

Die Neuwahl und die Bestellung der Preßkommission für den »Botschafter« 
beschäftigten die ersten Versammlungen des Jahres 1868. Dann kam vom 
Berliner Polizeipräsidium die Aufforderung an das Direktorium, die Mitglieder- 
liste des gesamten »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverbandes« ein- 
zureichen. Fritzsche kam dem Verlangen der Behörde bereitwilligst nach und 
reichte gleichzeitig ein Gesuch um Genehmigung des Vereins mit ein, in welchem 
er ihn, — man beachte das wohl! — , selbst »als Versicherungsgesellschaft gegen 
bestimmte Fälle der Arbeitslosigkeit« bezeichnete. 

Die in den Listen aufgeführten Mitglieder der einzelnen Orts vereine 
repräsentieren nicht annähernd den wirklichen Bestand, — cfr. »Botschafter« 
Nr. 44 vom 7. November 1867 (pag. 9) — , da viele Mitglieder nachgewiesener- 
maßen mit oder ohne Grund es ängstlich vermieden, mit der Polizei auch nur 
in die lockerste Beziehung zu treten. Allein zuverlässig sind nur Zahl und 
Namen der in der Liste aufgeführten Filialen. Danach zählte der Verein in 
Deutschland Mitgliedschaften an folgenden 76 Plätzen: 



1. Berlin 

2. Scheibenberg 

3. Freden 

4. Kassel 

5. Potsdam 

6. Gardelegen 

7. Achim 

8. Altona 

9. Grartz a./0. 

10. Löbau 

11. Burg 

12. Hildesheim 

13. Erfurt 

14. Würzen 

15. Seesen 

16. Brandenburg 

17. Herford 

18. öynhausen 

19. Altenburg 

20. Einbeck 



21. Hemelingen 

22. Wittenberg 

23. Hannover 

24. Frankfurt a./0. 

25. Werther 

26. Reichenbach i./Schl. 

27. Celle 

28. Großenhain 

29. Breslau 

30. Magdeburg 

31. Hausberge 

32. Salzuflen 

33. Rheda 

34. Grreiz 

35. Kötzschenbroda 

36. Schodmä 

37. Zerbst 

38. Cöin 

39. Eschwege 

40. Lübbecke 



41. Hedemünde 

42. Roßwein 

43. Dessau 

44. Detmold 

45. Zeitz 

46. Waldheim 

47. Dresden 

48. Lem^ 

49. Gera 

50. Delmenhorst 

51. Hagen 

52. Düsseldorf 

53. Bielefeld 

54. öderun 

55. Duisburg 

56. Soest 

57. Mündelheim 

58. Paderborn 

59. Coblenz 

60. Wiedenbrück 
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6i. HalbersUdt 67. Rochlitz 73. Rehme 

62. Lippstadt 68. Wermsdorf 74. Frankfurt a./M. 

63. Verden 69. Eilenburg 75. Braunschweig 

64. Heppen 70. Dillenberg 76. Leipzig 

65. Borken 71. Rinteln 

66. Lommatz 72. Schierstein 



3. Der große Streik in Berlin und die im Zusammenhange damit 
errichtete Produktivassoziation der Zigarrenarbeiter im Jahre 1868. 

Noch war der Präsident mit dieser unfreiwilligen Heerschau beschäftigt, 
als sich schon ein schwerer Kampf ankündigte. Ende Januar sahen die Zigarren- 
arbeiter eines Tages an die Türen fast sämtlicher größerer Fabriken Berlins 
eine neue Fabrikordnung, — cfr. Anlage II — , geschlagen, mit teilweise für 
die Arbeiter außerordentlich nachteiligen, erniedrigenden, ja entehrenden Be- 
stimmungen. So lautete z. B. § 6: »Der Zigarrenarbeiter kann, ohne die 
gesetzlich vorgeschriebene Kündigungsfrist innezuhalten, seine Arbeit einstellen; 
ebenso steht es dem Arbeitgeber frei, die Zigarrenarbeiter jeder Zeit zu ent- 
lassen«; dann § 7: »Es werden nur solche Zigarrenarbeiter angenommen, die 
einen mit dem Firmastempel versehenen Entlassungsschein ihres früheren Arbeit- 
gebers beibringen«; und vor allem die von den Arbeitern recht drastisch als 
Spitzbubenparagraphen bezeichneten §§ 9 und 10: § 9: »Das Mitbringen von 
Körben, das Tragen von Krinolinen während der Arbeitszeit, sowie das Kämmen 
der Haare in den Fabrikräumen ist untersagt.« § 10: »Dem Fabrikherm resp. 
dessen Stellvertreter steht das Recht zu, zu jeder Tageszeit die Arbeiter resp. 
Arbeiterinnen visitieren zu lassen.« 

Diese Fabrikordnung war von dem »Geselligen Verein der Berliner Zigarren- 
imd Tabakfabrikanten« beschlossen und sämtlichen anderen Fabrikanten zur 
Einführung übersandt und dringend empfohlen worden. Da dieser Fabrikanten- 
verein in dem folgenden Kampfe die Gegenpartei bildete, so mögen hier einige 
Worte über Struktur und Tendenz desselben am Platze sein: 

Am 27. März 1867 hatten sich die sämtlichen bedeutenden Tabak- 
fabrikanten Berlins als Gegengewicht gegen die Organisation der Arbeiter zu 
einem Verein zusammengeschlossen und ihm das harmlose Epitethon omans 
»gesellig« gegeben. Bei oberflächlichem Durchlesen der Statuten scheint sein 
Charakter auch derart zu sein; denn in § i heißt es: »Der Zweck des Vereins 
ist Besprechung geschäftlicher Angelegenheiten in geselligen Zusammenkünften, 
sowie Vergnügungen unter Zuziehung der Familie.« Erst ganz am Schlüsse, 
und wie nebenbei, folgt der allein wichtige Punkt unter »geschäftliche Angelegen- 
heiten betreffend«: »Besprechung über die Arbeiter, über deren Ehrlichkeit und 
Moraiität, über - Arbeitslöhne und sonstige Arbeitsverhältnisse, über die Wickel- 
macherei, über die Arbeit außer dem Hause imd deren Kontrolle, über die 
Arbeiter im allgemeinen und deren Brauchbarkeit usw.« Das hieß mit anderen 
Worten, dass hier eine Koalition gegen die Arbeiter geschlossen, und »die 
Geselligkeit« nur eine Maske war, um die wahren Intentionen nach außen zu 
verbergen. 
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Ein Sturm der Entrüstung erhob sich in den Arbeiterkreisen gegen die 
neue Fabrikordnung und die ihnen wohlbekannten Urheber, um so mehr, als 
man von den Arbeitern verlangte, diese entwürdigenden Bestimmungen mit 
ihrer Unterschrift zu versehen und im Weigerungsfalle, wie das bereits tatsächlich 
in der Martienzenschen Fabrik geschehen war, sie zu entlassen drohte, eine 
Maßregel, die lun so härter wirken mußte, als jedem auf diese Weise ent- 
lassenen Arbeiter gleichzeitig auch der Eintritt in die Fabriken der anderen 
zu jenem »geselligen« Verein gehörenden Fabrikanten verschlossen wurde. 

Wieder, wie bei der drohenden Erhöhung der Tabaksteuer, so übernahm 
auch jetzt der Berliner deutsche Zigarrenarbeiterverein die Führung, und sein 
Präsident verstand es, die allgemeine Erregung zu einem einigen, zielbewußten 
Widerstände zu organisieren. ^ Da das Koalitionsverbot noch bestand , so 
durfte er, wollte er nicht die Existenz des ganzen Vereins aufs Spiel setzen, 
den Kampf nicht in die Sitzungen tragen. Sofort ließ er deshalb durch den 
Vorsitzenden der Berliner Mitgliedschaft, A. Hörig, eine öffentliche Versamm- 
lung aller Zigarren- und Tabakarbeiter Berlins auf den 30. Januar in das 
Universum, Brunnenstraße, einberufen, die von ca. 800 bis 1000 Arbeitern 
besucht wurde. Alle Redner verurteilten mit Fritzsche in den schärfsten Aus- 
drücken die neue Maßnahme des Fabrikantenvereins, und alle waren darin 
einig, daß man sich dieser Fabrikordnung nan und nimmer unterwerfen dürfte. 
Nach längerer Debatte gelangte man zu folgenden Resolutionen: 

»I. Die Versammlung protestiert gegen die Einführung der neuen Fabrik- 
ordnung und beschließt energische Agitation gegen dieselbe und im Notfalle, 
d. h. falls keine gütliche Einigung erzielt werde, die Arbeitseinstellung. 

II. Es wird ein sogenanntes Rechtsschutzkomitee für die Berliner Zigarren- 
arbeiter eingesetzt, bestehend aus sieben Arbeitern (in der Mehrzahl Mitglieder 
des Berliner Lokal Vereins , wie Hörig , Wertheim , Falkenreck , Nägel) mit 
F. W. Fritzsche als Vorsitzenden. 

III. Das Komitee wird von der Versammlung beauftragt, Geldsamm- 
lungen zu veranstalten, — jeder Zigarrenarbeiter verpflichtet sich bis auf weiteres 
zu einem wöchentlichen Beitrag von 5 Sgr. — , und die eingegangenen Beträge 
einmal dazu zu verwenden, denjenigen Arbeitern, die infolge ihrer Unter- 
schriftsverweigerung brotlos geworden sind und Berlin verlassen wollen, die 
Mittel zur Reise zu gewähren, sodann aber, um Tabak anzukaufen und mit 
der Verarbeitung desselben zu Zigarren die hier bleibenden entlassenen Arbeiter, 
in erster Linie die verheirateten, zu beschäftigen. Diese Unterstützung soll so 
lange währen, als die Arbeitgeber sich weigern, die Betroffenen wieder in 
Arbeit zu nehmen. Durch einen Aufruf sollen sämtliche Arbeiter Berlins auf- 
gefordert werden, ihren Bedarf aus diesem eigenen Fabrikat der Zigarren- 
arbeiter zu entnehmen. 

IV. Das Komitee wird femer beauftragt, den Rechtsweg zu betreten, 
um den durch die Fabrikanten verletzten Gesetzen Erfüllung und Achtung zu 
verschaffen; gleichzeitig wird ihm zur Pflicht gemacht, denjenigen Meistern und 
Fabrikanten, welche sich dem Vorgehen des Fabrikantenvereins nicht angeschlossen 
haben, den Dank der Berliner Zigarrenarbeiter auszusprechen.« 



I cfr. Sc hm öle, »Die sozialdemokratischen Gewerkschaften seit dem Erlasse des 
Sozialistengesetzes <!:, Bd. I, pag. 32, Anm. 2. 
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Zunächst also war beschlossen, den Versuch zu machen, sich auf güt- 
lichem Wege mit den Fabrikanten zu einigen. Es fanden auch wirklich mehr- 
fache Verhandlungen zwischen verschiedenen Fabrikanten, vor allem Scheplen- 
berg einerseits und Fritzsche andererseits statt, in denen ersterer ein gewisses 
Entgegenkommen zeigte und den Vergleichsvorschlag machte, daß die §§ 9 und 
10 sofort gestrichen würden, und dann von einem Komitee eine neue Fabrik- 
ordnung ausgearbeitet werde, die von den Arbeitern nicht unterschrieben 
werden brauchte. Da aber Fritzsche auf der von den letzteren in einer neuen 
öffentlichen Versammlung am 7. Februar beschlossenen Forderung, »die durch 
die Verbindung der Fabrikanten wider unseren Willen eingeführte Fabrikord- 
nung wird abgeschafft, die entlassenen Arbeiter werden zunächst wieder ein- 
gestellt, und dann wird von den Fabrikanten und Arbeitern ein Komitee ge- 
bildet, das eine neue Fabrikordnung ausarbeitet und beiden Teilen zur Ge- 
nehmigimg vorgelegt«, fest bestand und vor allem die Einstellung der Ent- 
lassenen ohne Fabrikordnung zur Bedingung weiterer Verhandlungen machte, 
kam es nicht zur Einigung, und es begann am 15. Februar, nach Ablauf der 
i^tägigen Kündigungsfrist, auf beiden Seiten der Kampf. 

Wohl verpflichteten die 35 größten Firmen Berlins sich gegenseitig durch 
Namensunterschrift, die Fabrikordnung in allen ihren Paragraphen aufrecht zu 
ei:halten, und wohl wandten sie auch alle ihnen zu Gebote stehenden Mittel 
auf, die Arbeiter zum Nachgeben zu zwingen. So sandten sie z. B. unter 
dem 18. Februar 1868 an die sämtlichen Tabakfabrikanten Deutschlands ein 
Zirkular, in welchem sie ihr Vorgehen zu erklären und zu rechtfertigen suchten 
und gleichzeitig um Beistand baten. In dem Schreiben hieß es wörtlich: »Sie 
werden bereits durch die Zeitimgen erfahren haben, daß infolge einer von den 
bedeutenderen Fabrikanten Berlins entworfenen Fabrikordnung und bei deren 
Einführung eine ziemlich allgemeine Arbeitseinstellung von Seiten der Zigarren- 
arbeiter erfolgt ist, weil sie die §§ 9 und 10 als ihrer Ehre zuwiderlaufend 
nicht anerkennen wollen.« — »Jeder Fabrikant hat gewiß reichliche Erfahrung 
gemacht, um ein Visitationsrecht für durchaus erforderlich zu halten, während 
die Arbeiter, trotzdem sie zugeben, daß häufig Veruntreuungen vorkommen, 
verlangen, daß man ihnen allein die Überwachung anvertrauen soll. Wer sein 
ganzes Vermögen hunderten von Händen zu überlassen genötigt ist, muß das 
Recht zur Kontrolle haben, um bestehen zu können. Wir werden demnächst 
soviel weibliche Arbeiter mit der Fabrikation von Zigarren beschäftigen, als 
wir nur erlangen, und diesen dieselben Löhne bezahlen, wie den feiernden 
Arbeitern; es wird dies das einzige Mittel sein, um den Zigarrenarbeitem zu 
zeigen, daß sie entbehrlich sind, und wir bitten deshalb um freundlichen Nach- 
weis von zuverlässig gut arbeitenden Mädchen.« Trotz aller dieser Anstren- 
gungen und bei ihrer größeren Kapitalkräftigkeit sind die Fabrikanten doch in 
diesem Kampfe unterlegen. Untersuchen wir, welche Faktoren und Momente 
den Arbeitern zum endlichen Siege verhalfen: 

Als ein wichtiger Bundesgenosse focht auf ihrer Seite das Recht. Mochten 
die Fabrikanten auch die gewichtigsten Gründe für eine strenge Kontrolle haben, 
so mußten doch durch die in der neuen Fabrikordnung getroffenen Bestim- 
mungen vor allem die Arbeiter, die etwas auf sich hielten, auf das tiefste ver- 
letzt werden. Bei ihrer Auflehnung dagegen handelten sie also nur im Sinne 
aller rechtlich und anständig denkenden Menschen, d. h. sie mußten notwendig 
die Sympathie der öffentlichen Meinung für sich haben. Damit hatten sie das 
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moralische Übergewicht über ihre Gegner gewonnen, das, wie Geschichte 
und Philosophie beweisen, von dem größten Einflüsse auf beide Parteien ist, 
hier Kampfesfreude und Siegesgewißheit, dort Depression und Mutlosigkeit er- 
zeugt. Dazu kam, daß sogar die anderen, nicht dem geselligen Verein ange- 
hörenden Fabrikanten gegen ihre Kollegen Stellung genommen, die Fabrikord- 
nung ein unsittliches Vorgehen genannt und direkt von Fritzsche verlangt 
hatten, daß die Arbeiter sich derselben niemals unterwerfen sollten. So war 
es denn eine wenig überraschende Erscheinung, daß sich bald die Reihen der 
Fabrikanten lichteten, und eine Anzahl von ihnen von der Einführung der 
Fabrikordnung ganz Abstand nahm, andere zwar äußerlich daran festhielten 
und die Arbeiter aus den Fabriken entließen, aber dieselben geheim mit Haus- 
arbeit beschäftigten. Zu dieser Handlung drängte sie auch oft noch die mate- 
rielle Notwendigkeit. 

Neben dieser mehr negativen ideellen Hilfe verdankten die Arbeiter ihre 
tatsächlichen Erfolge unstreitig in erster Linie dem Berliner Lokalverein des 
»allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« und vor allem seinem Präsidenten 
Fritzsche. 

Nachdem er in Berlin den Streik organisiert hatte, überließ er den Mit- 
gliedern seines Vereins die Leitung und strenge Überwachung desselben. Der 
»allgemeine deutsche Zigarrenarbeiterverein« war es, der die Verbindung unter 
den Streikenden aufrecht erhielt, so daß nur wenige Arbeiter es wagten, die 
Arbeit unter Anerkennung der Fabrikordnung aufzunehmen. Ebenso sorgte 
dieser dafür, daß der Zuzug von auswärts möglichst fem gehalten wurde. Die 
wenigen trotz der Warnung zugereisten Kollegen erhielten nichts weiter als ihr 
gewöhnliches Viatikum, von dem sie lo Sgr. in der Herberge verzehren mußten, 
es stand ihnen frei Arbeit zu nehmen, wo und ob sie wollten, sie hatten aber 
keinen Anspruch auf Unterstützung. Durch diese Maßregel schützten die Ber- 
liner Zigarrenarbeiter sich vor der Gefahr, daß eventl. die Zahl der Arbeitslosen 
von außerhalb noch vermehrt würde; in der Tat sind die fremden Tabak- 
arbeiter sehr bald wieder von Berlin abgereist. 

Fritzsche selbst widmete sich ganz der Agitation und suchte in rastloser 
Tätigkeit aus der allgemeinen Sympathie möglichst viel Kapital, d. h. materielle 
Unterstützung, für die Streikenden zu schlagen. In Wort und Schrift wandte 
er sich vor allem an die Arbeiter und Berufsgenossen, suchte zunächst in 
öffentlichen Versammlungen in Berlin für die Zigarrenarbeiter Stimmung zu 
machen, unternahm dann Agitationsreisen durch ganz Deutschland (Leipzig, 
Hamburg, Bremen, Koblenz, Kassel, Hannover, Mannheim, Stuttgart usw.), und 
überall fand sein Appell starken Widerhall, und flössen ihm die Mittel reichlich 
zu: Der »allgemeine deutsche Arbeiterverein«, ebenso wie der Handwerkerver- 
ein in Berlin unterstützten die streikenden Zigarren arbeiter durch Geldsamm- 
lungen und Warenabnahme. Von den Berliner Händlern wurde dem Unter- 
stützungskomitee ein bedeutender Kredit auf Rohmaterial eröffnet, ebenso war 
ihm auch aus Leipzig durch eine Depesche Bebeis ein solcher zugesichert. 
Überhaupt nahmen die Bebeischen Arbeiterbildungsvereine sich der Streikenden 
sehr an. In ihrem Organ, »der Volksstaat«, forderten sie allgemein auf, den 
Bedarf an Zigarren nur von der Berliner Arbeiterfabrik zu entnehmen, und 
erließen besonders einen dahingehenden Aufruf an den großen Konsumverein 
für Sachsen, infolgedessen derselbe sofort eine Bestellung für looo Reichstaler 
machte und das Geld bar vorschoß. In vielen Städten veröffentlichten die 
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Arbeiter energische Proteste gegen die den Berlinern zugemutete unwürdige 
Fabrikordnung und sorgten für Unterstützung derselben durch Geldsammlungen. 
Hervorheben möchte ich, daß die Berufskollegen in Dresden in einer öffent- 
lichen Versammlung beschlossen, für die Streikenden pro Kopf und Woche 
zweiimdeinhalb Silbergroschen beizusteuern; ebenso hatten auch die Kollegen 
in Leipzig dauernde Hilfe zugesagt. Ganz besondere Beachtung verdient ferner 
die Anteilnahme, welche die Hamburger Zigarrenarbeiter nahmen, die ihre 
Kollegen nicht nur mit außerordentlich bedeutenden Geldsammlungen unter- 
stützten, sondern auch durch Entsendung der Delegierten Wolff und Eschwege 
nach Berlin weitgehendes persönliches Interesse bekundeten. 

Auf Grund der reichlichen Geldunterstützung, des ansehnlichen Kredits 
auf Rohtabak, sowie des starken Absatzes des fertigen Produkts, der sogenannten 
»Strefkzigarren«, hatte die Arbeitseinstellung die günstigsten Chancen für die 
Arbeiter. Das Komitee ward dadurch in den Stand gesetzt, alle Entlassenen, 
die nicht mehr bei den außerhalb der Koalition stehenden Fabrikanten Arbeit 
finden oder Berlin aus bestimmten Gründen nicht verlassen konnten, alle diese 
übrigen teils in der Fabrik zu beschäftigen (Familienväter besonders), teils bar 
zu unterstützen (unverheiratete). Da Fritzsche mit allem Eifer den Ausbau der 
Arbeiterfabrik betrieb, so konnten z. B. Mitte Februar bereits 130 Personen, 
und Anfang April gar sämtliche verheiratete Zigarrenarbeiter dort Beschäftigung 
finden, so daß nur 30 — 40 arbeitslose Personen vorhanden waren, die mit 
1^/2 — 2 Reichstalem wöchentlich unterstützt wurden. Wenn nun die Zahl der 
Arbeitslosen, wie man nach Lage der Verhältnisse und einzelnen Berichten an- 
nehmen darf, nach dem 15. Februar, d. h. nach der zweiten Woche des 
Streiks, ziemlich konstant geblieben ist, und ebenso der Unterstützungskoeffizient 
sich nicht allzu sehr geändert hat, so muß die Größe des Fabrikbetriebes im 
umgekehrten Verhältnis zu den wöchentlich gezahlten baren Unterstützungen 
stehen, natürlich ohne Anspruch auf mathematische Genauigkeit. Ich gebe 
deshalb die Ausgaben der ersten zehn Wochen, wie sie im Rechenschaftsbericht 
des Kassenrevisors vom 19. April 1868 aufgeführt waren, nachstehend wieder: 

Ausgaben an baren Unterstützungen: 
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Zu dieser Summe von nmd 2000 Talern kamen noch andere große 
Ausgaben : 

Es wurden 127 Reichstaler an 127 Abreisende gezahlt. 

An Arbeitslöhnen wurden in dieser Zeit 2263 Taler 5 Silbergroschen 
6 Pf. ausgezahlt; dann war ein Posten von 300 Talern imter der Rubrik 
Diverse (Porto, Zeitungsannoncen, Miete, Reisen, Stempelkosten usw.), und 
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endlich erhielten die Mitglieder des Komitees eine wöchentliche Ent- 
schädigung van 4 Talern, machte für sieben Personen in zehn Wochen 280 
Taler. Der Gesamteinnahme, die nach Fritzsches Darlegung nicht ganz 4000 
Taler betrüg, stand also eine Gesamtausgabe von über 5000 Talern gegenüber. 

Bei so großen Mehrausgaben war es schon auf Grund praktischer Er- 
wägungen geboten, daß man die baren Unterstützungen, resp. die Zahl der 
Arbeitslosen zu vermindern suchen, d. h. positiv, das Schwergewicht auf die 
Fabrik legen müßte, damit man durch eigne Fabrikation und Erwerb die not- 
wendigen Mittel gewinnen könnte und von den immerhin unzuverlässigen frei- 
willigen Beiträgen und Unterstützungen möglichst unabhängig würde. 

Wir haben oben bereits erwähnt, daß vor allem Fritzsche rastlos die 
Vergrößerung der Fabrik betrieben hatte. Freilich ihn leiteten neben diesem 
utilitaristischen Beweggrunde höhere Ziele. Wie er als überzeugter Sozialdemo- 
krat seine gewerkschaftliche Tätigkeit in erster Linie als Mittel zum Zweck an- 
sah, so sollte ihm der Streik vor allem zur schnelleren Verbreitung und zur 
möglichen Verwirklichung der sozialistischen Ideen dienen. Zunächst suchte er, 
deshalb seinen Verein zu heben, um sich in ihm eine starke und feste Basis 
zu schaffen. 

In Berlin, sowohl wie überall auf seinen Reisen, hatte er in den Ver- 
sammlungen seine Rede mit der Aufforderung an die Kollegen geschlossen, 
dem »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverein« beizutreten, da nur ein Zu- 
sammenhalten aller Berufsgenossen in einer festen Organisation, wie man jetzt 
erkennen müsse, dauernd und allein Erfolg haben könnte. Dank seiner und 
der durch die einzelnen Lokalvereine betriebenen eifrigen Agitation stieg der 
Verein innerhalb dreier Monate von 6500 auf 10 000 Mitglieder und hatte 
sogar trotz des Preußenhasses in den süddeutschen Staaten, in Baden (Mann- 
heim) und Württemberg (Stuttgart) Fuß gefaßt. In Berlin vergrößerte sich die 
Fabrik in der neuen Königstraße 84 unter seiner Fürsorge so schnell, daß sie, 
die mit so außerordentlich kleinen Mitteln begonnen hatte, bald mit den größten 
Finnen am Platze konkurrieren konnte. Als die Bestellung auf »Streikzigarren« 
sehr groß wurde, mußte man sogar in der Stadt noch verschiedene Verkaufs- 
läden errichten. Auf Grund der zahlreichen Mitgliedschaft des Vereins hoffte 
nun Fritzsche das Unternehmen für die Dauer zu erhalten, und zwar in Form 
einer Produktivassoziation als Eigentum des Vereins, die dann beide einer 
durch den anderen wachsen würden. Da der Streik seine Pläne stetig förderte, 
so war ihm eine rasche Beendigung desselben nichts weniger als erwünscht; 
deshalb wachte er darüber, daß keine ungesetzliche Handlung die Behörden 
zum Einschreiten veranlassen könnte, und suchte gleichzeitig in den öffentlichen 
Versammlungen eine Einigung mit den Fabrikanten möglichst lange hinzuziehen 
Ebenso eifrig war er bestrebt, anderwärtige Streiks zu unterdrücken resp. den 
Ausbruch derselben zu verhindern, zu welchem Zweck er persönlich Reisen 
(nach Mannheim, Koblenz, Biebrich, Carlshausen usw.) unternahm, oder seinen 
Stellvertreter Hörig (Schwedt a. O.) schickte, um eine gütliche Einigung unter 
irgend annehmbaren Bedingungen herzustellen. Seine Reisen benutzte er im 
Interesse der Produktivassoziation gleichzeitig dazu, um Geschäftsbeziehungen 
anzuknüpfen, so. daß die Handelsverbindungen derselben durch ganz Deutsch- 
land, ja selbst bis zur Schweiz gingen. 

Jetzt ging er daran, einen Statutenentwurf auszuarbeiten, auf dessen 
Grundlage die Fabrik von dem Verein übernommen, betrieben und verwaltet 
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werden sollte: Anknüpfend an die Mitgliederzahl, sollten zehntausend Schuld- 
scheine ä T Reichstaler ausgegeben werden, welche nach Ablauf von i resp. 
2 und 3 Jahren ausgelost werden sollten, so daß der Betrag in drei Jahren 
a ^/j zurückbezahlt würde. Zinsen wurden nach dem Entwürfe nicht bezahlt, 
sondern derjenige, welcher auf einmal einen Schuldschein ä i Reichstaler 
zahlte, brauchte für diesen nur 25 Silbergroschen, der jedoch über sechs 
Wochen daran entrichtete, mußte 27 Silbergroschen 6 Pfennige zahlen. Die 
zu bezahlenden Schuldscheine sollten, wie gesagt, alljährlich ausgelost werden, 
so daß also diejenigen, deren Schuldscheine im ersten Jahr ausgekst würden 
15*^/0, die deren in zwei Jahren lO^/o, und endlich die, deren im letzten Jahre 
herauskämen, 5^/0 für den eingezahlten Betrag erhalten würden. 

Nach Amortisation der Schuldscheine sollte jedoch dann jedes Mitglied 
des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« wöchentlich i Sgr. Beitrag 
zahlen; dieser brachte nach der Berechnung vierteljährlich eine Mehreinnahme 
von 5 Sgr. Diese 5 Sgr. sollten ins Geschäft gelegt, und jedes Mitglied am 
Schluß des Jahres einen Anteilschein auf 20 Sgr. erhalten, der alsdann bei der 
Genossenschaftskasse eingetragen werden würde. Nach dem Statutenentwurf sollte 
erreicht werden, daß das Geld der Gesamtheit verbliebe, denn gegen die Form 
der Aktiengenossenschaft war Fritzsche aus demokratischen Bedenken. In der 
Versammlung vom 19. April 1868 sagte er wörtlich: »Wenn man fragt, wes- 
halb wir nicht eine Genossenschaft gegründet haben, so erwidere ich darauf: 
Bei Genossenschaften werden Aktien ausgegeben, bedrängte Aktionäre ver- 
kaufen dann ihre Aktien an reichere, und letztere schwingen sich zu Arbeit- 
gebern auf. Wenn aber ein Arbeiter zum Arbeitgeber emporgestiegen ist, dann 
ist er schlimmer, als wenn er es von Jugend auf gewesen ist.« 

Die Verwaltung der Produktivassoziation wurde natürlich in engster Ge- 
meinschaft mit der des Vereins geregelt, einmal, um Kosten zu sparen, dann 
aber auch, um die dauernde Einheit der Institute aufrecht zu erhalten: So 
war Fritzche sowohl Präsident des Vereins wie Geschäftsführer der Produktiv- 
assoziation; ebenso war das Direktorium zugleich Verwaltungsrat und hatte als 
solcher Prokura zu erteilen. Daß über die Angelegenheiten beider Institute 
auf ein und derselben Generalversammlung beschlossen wurde, bedarf bei der 
Identität der Subjekte (Mitglieder) keine Hervorhebung. Für die geschäftliche 
Leitung der Genossenschaft sollte ein Betriebsdirektor mit einem monatlichen 
Gehalt von 40 Talern und Anteil an der Dividende als Beamter angestellt 
werden, unter der Verpflichtung, eine Kaution zu hinterlegen. 

Dieser Statutenentwurf wurde angenommen und erhielt bis zur General- 
versammlung, die noch in demselben Jahre stattfinden sollte, Rechtsgültigkeit. 
Die Übernahme der Fabrik bereitete um so weniger Schwierigkeiten, als das 
Komitee, wie oben gesagt, zum größten Teil aus Mitgliedern des »allgemeinen 
deutschen Zigarrenarbeitervereins« bestand, und vor allem die Verwaltung von 
Anfang an vollständig in deren Händen sich befunden, ja Fritzsche sogar eine 
Mietslast von 600 Talern auf eigenes Konto übernommen hatte. Die von der 
Mehrzahl verlangte Abrechnung des Unterstützungskomitees am 19. April kam 
Fritzsche für seine Pläne äußerst willkommen; er beantragte sofort, daß von 
nun an die Streikangelegenheit und die Assoziation gesondert würden, da sonst 
das Unternehmen sich kein rechtes Vertrauen erringen könnte. 

Um den Kredit zu stärken, hatte er bereits die Assoziation ins Handels- 
register eintragen lassen. Ebenso hatte er die Statuten derselben der Königlichen 
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Regierung zu Potsdam zur Genehmigung vorgelegt, doch war er durch das 
Berliner Polizeipräsidium beschieden worden, daß es einer Bestätigung nicht 
bedürfe, mit anderen Worten, daß der Assoziation als solcher der Charakter 
einer juristischen Person versagt werden sollte. 

Einen kurzen Ruhepunkt in seiner unermüdlichen Tätigkeit, der ^zugleich 
eine Übersicht über das Erreichte gestattete, bedeutete die zweijährige Stiftungs- 
feier des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« am 6. April, die unter 
zahlreichster Beteiligung mit allem Glänze, gleichsam als Siegesfest der Arbeiter 
über die Fabrikanten in der neuen Herberge begangen wurde. Eingeleitet 
wurde sie durch das Lied: »Brüder reicht die Hand zum Bunde.« Nach einem 
Prolog von Großkopf, der den erfolgreichen Streik feierte, hielt dann Fritzsche 
die Festrede: In dieser wies er darauf hin, daß schon vor 20 Jahren ein ähn- 
licher Verein begründet worden war (cfr. pag. 3 und 4), der aber in der Un- 
gunst der Verhältnisse bald untergegangen sei. Der jetzige Verein, der vor 
zweiund einhalb Jahren in der Weihnachtszeit gegründet sei und sich allgemeiner 
Unterstützung erfreue, berechtige zu den größten Hoffnungen. Sein Ziel sei, auf 
dem Wege der Assoziation eine Umgestaltung der Arbeitsverhältnisse herbeizu- 
führen, und schon hätte er die Verwirklichung mit bestem Erfolge angebahnt. 
Er forderte dann alle Berufsgenossen auf, dem Verein beizutreten, und mahnte 
die anderen Arbeiter, in derselben Weise zur Lösung der sozialen Frage bei- 
zutragen. Der Unterstützung der politischen Vereine dürften sie auch femer 
gewiß sein, da der Verein in letzter Linie ja gerade für diese wirke. Die Zeit 
sei günstig; denn das Koalitionsgesetz stände vor der Türe. Bisher seien die 
Arbeiter durch die Gesetze niedergehalten worden, damit sie nicht rebellisch 
würden, aber die Besitzenden säßen auf einem Vulkan, zu dem nur ein Funke 
(Koalitionsfreiheit) nötig sei, ihn in die Höhe zu sprengen. Er schloß mit der 
allgemeinen Aufforderung, im Streik treu auszuharren, und wies als Vorbild 
der Opferwilligkeit imd Einigkeit auf die Buchdrucker hin, die gerade damals 
die Beseitigung der regelmäßigen Sonntagsarbeit durchgesetzt hatten. 

Wir wissen, welche Gründe ihn vornehmlich für möglichst lange Hin- 
ziehung des Streiks bestimmten. Seine dringliche Mahnung, auszuharren, war 
wohl am Platze; denn schon lange ließ die Einigkeit unter den Arbeitern zu 
wünschen übrig. Schon wurden die Stimmen der Unzufriedenen immer lauter, 
und der Ruf nach baldiger Einigung mit den Fabrikanten immer allgemeiner. 
Viele wünschten eine Beendigung des Streiks um des willen, weil sie in den 
von den Fabrikanten zahlreich herangezogenen fremden Arbeitskräften eine 
Gefahr für die zukünftigen Lohnverhältnisse erblickten. Andere waren unzufrieden 
damit, daß das Komitee unter dem Einflüsse Fritzsches sein Interesse immer 
mehr auf die Assoziation richtete; sie glaubten, daß darüber der Streik ver- 
nachlässigt würde, und beklagten sich über die sich stetig verringernden baren Unter- 
stützungen. Wiedere andere warfen dem Komitee Unfreundlichkeit vor, da es 
die Arbeiter oft tagelang warten ließe. 

Als dann sogar in einer Versammlung ein großer Teil der Arbeiter dem 
Komitee offen ein Mißtrauensvotum aussprach, es beschuldigte, den Streik zu 
vernachlässigen, um durch die Produktivassoziation sich mit guten Anstellungen 
zu versorgen, und es sogar des geheimen Einverständnisses mit den Fabrikanten 
zieh, ja noch mehr, es der Unterschlagimg auswärtiger Untersützungen ver- 
dächtigte, kam es zu der bereits oben gegebenen Abrechnung des Komitees 
am 19. April 1868, — die eine glänzende Rechtfertigung desselben ergab — , 
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und zu der von Fritzsche betriebenen Scheidung in der Leitung des Streiks 
und der Produktivassoziation. Auf dieser selben Versammlung \iairde gleich- 
zeitig der Beschluß gefaßt, eine Kommission einzusetzen, die mit den Fabri- 
kanten »zwecks Herbeiführung einer ehrenhaften, gütiichen Einigung in Ver- 
handlung treten sollte«. 

So ging der Streik seinem Ende entgegen; denn, wie ich oben ausgeführt 
habe, mußten die Fabrikanten mit Freuden die ihnen von den Arbeitern (nach 
Fritzsche »großmütig«) gereichte Hand der Versöhnung ergreifen. Zunächst freilich 
wollten sie ihre Schwäche nicht so gleich eingestehen und womöglich noch einige 
Zugeständnisse erlangen. Sie erklärten, die Fabrikordnung nicht ganz aufgeben 
zu wollen, sondern nur folgende Änderungen darin zu treffen: 

Im § 2 für »gesittet« das Wort »anständig«, 

Im § 4 statt »von einem Arbeiter« »durch einen Arbeiter«, 

Im § 9 sollte das »Kämmen« und die »Krinoline«, 

der § lo gestrichen, dafür aber folgender Paragraph von nahezu gleichem 
Werte gesetzt werden: »Visitationen dürfen in der Regel nicht stattfinden, vor- 
ausgesetzt, daß die Arbeiter sich auf ihr Ehrenwort verpflichten, jede bemerkte 
Unredlichkeit zur Kenntnis des Arbeitgebers zu bringen. Bei etwaigem Ver- 
dachte steht letzterem das Recht zu, den Verdächtigen zu visitieren.« Es 
sollte femer zwar nur der § 6 unterschrieben, doch diesem zugefügt werden: 
»Die Fabrikordnung ist mir bekannt gemacht worden.« 

Infolgedessen verliefen die ersten Verhandlungen der beiderseitigen Kom- 
missionen, die seitens der Arbeiter neben Fritzsche als Vorsitzenden aus Schaar, 
Leyer, Habelmann bestand, und die im Hause des Fabrikanten Scheplenberg, 
der Vorsitzender der anderen Partei war, tagten, völlig resultatlos. Als die 
Arbeiter jedoch sich gegen eine Einigung auf der von den Fabrikanten vor- 
geschlagenen Basis ausdrücklich erklärten und durch den Beschluß am 4. Mai, 
»das Streikkomitee zu vervollständigen und neue Beträge für unvorhergesehene 
Fälle zu sammeln«, den Fabrikanten ihre unbeugsame Entschlossenheit und ihr 
Festhalten zeigten, da hielten es diese doch für angezeigt, es nicht auf die 
Spitze zu treiben, sondern den Wünschen der Arbeiter nachzukommen und auf 
die Einführuug der Fabrikordnimg ganz zu verzichten. Über die Zahl der 
Streikenden, die Beteiligung der weiblichen Kollegen usw. fehlen leider jegliche 
Angaben. 

Nach der Trennung der Produktivassoziation vom Streikkomitee am 
19. April und ihrer Vereinigimg mit dem »allgemeinen deutschen Zigarren- 
arbeiterverein« hatte Fritzsche sein Interesse immer ausschließlicher ihr zugewandt 
und mit allen Mitteln ihre Festigung durch sich selbst betrieben, da er nur zu 
klar erkannte, daß der Streik infolge der wachsenden Unzufriedenheit der Mehr- 
heit ein baldiges Ende nehmen und damit die auswärtige Unterstützung auf- 
hören müsse. Er hatte deshalb, lun den Absatz zu sichern, angeordnet, daß 
die Mitgliedschaften in den größeren Städten (z. B. Hamburg) Niederlagen für 
die in der Berliner Vereinsfabrik gefertigten Zigarren errichteten. 

Jedoch trotz des blühenden Aussehens und der immer größeren Aus- 
dehnimg litt das Unternehmen von vornherein an einer inneren, krebsartigen 
Krankheit, der es endlich zum Opfer fallen mußte: Es war das die finanzielle 
Notiage infolge der Zahlungslässigkeit der Arbeiter. Wohl versuchte Fritzsche 
alle Mittel, dieses fortwuchernde Übel zu beseitigen. So bestimmte er unter 
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dem II. Mai, im ideellen Einverständnisse mit dem in Stuttgart domizilierten 
Ausschusse und kraft seiner Eigenschaft als Präsident, daß jeder Restant bis 
zum I. Juli einen bedeutenden Teil seiner Schulden abgetragen haben müsse, 
widrigenfalls er von diesem Tage an seine Streichung aus der Liste der Ver- 
einsmitglieder zu gewärtigen hätte; allein diese Maßregel hatte nicht die ge- 
wünschte Wirkung. Dann wurde am i. September auf seinen Antrag beschlossen, 
daß die Mitglieder der Kompagnie zu Gimsten der Vereinskasse auf die ihnen 
aus dem Gewinn derFabrik zustehende Dividende verzichten, imd daß dafür die 
1700 Mk. Jahresüberschüsse des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« 
zur Abzahlung der auf der Berliner Fabrik lastenden Schulden und zur Gründung 
von Filialen verwendet werden sollten.^ 

Außerdem wurde beschlossen, daß für den Ankauf der Fabrikaktien 
agitiert werden solle, damit möglichenfalls jedes Mitglied mindestens eine Aktie 
hätte, und daß vorläufig jeder Neueintretende 20 Wochen hindurch eine Extra- 
beisteuer von 1^/2 Sgr. pro Woche zu zahlen hätte. Jedoch schon im Novem- 
ber verlangte das Direktorium in einem Zirkular wiederum 5 Sgr. Extrabeisteuer 
von jedem Mitgliede, damit die Vereinsfabrik ihre Zahlungen nicht einzustellen 
brauche. Auch diese Forderung wurde noch bewilligt; dann ist die Produktiv- 
assoziation langsam eingegangen. Die hochgehenden Wogen der politischen 
Bewegung am Ende des Jahres 1868 mußten das so schlecht fundamentierte 
Unternehmen fortspülen, da sie das Interesse der Mitglieder völlig weggerissen, 
und da infolge eigener großer Aufgaben der Verein selbst nicht imstande war, 
das Unternehmen noch länger zu unterstützen, zumal seine eigene Finanzlage 
recht ungünstig war. Auf sie wirft ein Artikel der »Volkszeitung« vom 6. Febr. 
1869, der auch sonst von Interesse ist, ein helles Schlaglicht. Die Über- 
schrift lautet: »Kann unser Verein unter den jetzigen Verhältnissen fortbestehen, 
ein Artikel in der Leipziger Zeitung »der Botschafter« von einem Bevollmäch- 
tigten des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins«. Der Artikel selbst 
beginnt: »Welche Frage? und doch ist dieselbe so weitgreifend, um unumgäng- 
lich einer Prüfung imterworfen zu werden. Mit einem Geschäftsabschluß, der 
nicht schlechter sein konnte, beenden wir das verflossene Jahr, um mit Sorgen 
in das neue zu treten.« Hierauf wird geklagt, daß trotz der Extrasteuer der 
Finanzzustand traurig sei, und daß den Mitgliedern nicht einmal ein speziali- 
siertes Einnahme- und Ausgabebudget vorgelegt werde. — »Auch wir haben 
faule Stellen in unseren Satzungen.« — »Wenn wir«, heißt es weiter, »durch 
dreijähriges Arbeiten aber solche Resultate erzielt haben, wenn zirka 1 1 000 
Mitglieder eine jährliche Steuer von i Taler 22 Sgr. ä Person, in Summa zirka 
19000 Taler aufbringen, wenn zu dieser Summe noch eine gute Anzahl Schuld- 
scheine gezeichnet sind und dann noch zu den außerordentlichen Mitteln (Extra- 
steuem) gegriffen wird, dann müssen wir unbedingt eine ähnliche Geldver- 
tilgungsmaschine haben, wie in vielen Staaten das Militär eine Geldvertilgungs- 
maschine ist. Leider müssen wir gestehen, daß dies wirklich der Fall ist, imd 
heißt in erster Linie unser nimmersatter Geldbeutel »Berlin«. Berlin ist die 
Losung, Berlin ist der Ankunftsplatz der im Quartal im ganzen übrigen Deutsch- 
land gesammelten Gelder; ob aber auch Berlin der Haltepunkt für treue Mit- 
glieder ist, welche sich kein Unrecht gefallen lassen, das wissen wir nicht, weil 



I Die Jahreseinnahme des Vereins, der 300 Mitgliedschaften zählte, betrug 16000 Mk., 
die Jahresausgabe 14300 Mk., Überschuß 1700 Mk. 
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wir keine Veröffentlichungen der Ausgaben der Hauptkasse zu Gesicht be- 
kommen.« »Auf diese Angriffe«, so kommentiert dann die Hirsch-Dunckersche 
»Volkszeitung« den Artikel, »antwortet Herr Präsident Fritzsche mit ganz un- 
gewohnter Sanftmut, ohne sie im geringsten widerlegen zu können : »Die Berliner 
Mitglieder tun ihre Pflicht so gut wie ihr, lieben Freunde, sie haben auch 
durchaus keinen anderen Vorteil durch den Verein wie ihr, — also künftig 
etwas rücksichtsvoller.« Die Behauptung, daß der »allgemeine deutsche Zigarren- 
arbeiterverein« finanziell ruiniert sei, wird von Herrn Fritzsche ganz unberück- 
sichtigt gelassen. So steht es also mit dem als Muster aller Gewerksgenossen- 
schaften aufgestellten Verein des Herrn Fritzsche, und diese Stimme aus dem 
eigenen Lager möchte wohl dartun, daß die Gegner der Schweitzer-Fritzsche- 
schen Zentralisation, zumal in der Kassen Verwaltung, am Ende die faulen Stel'en 
dieser Organisation richtig erkannt haben!« 

Auch hier die überall in der Arbeiterbewegung wiederkehrende und ihr 
ganz eigentümliche Erscheinung, daß der Führer, mag er auch noch so viele 
Verdienste um die Allgemeinheit sich erworben haben, unnachsichtlich persön- 
lich für die Mißerfolge verantwortlich gemacht und mit den ärgsten und .wider- 
lichsten Verdächtigungen beschmutzt wird. Dies kommt vor allem daher, weil 
die Masse nicht reif ist, um die Wirkung der aktuellen Verhältnisse, wirtschaft- 
licher wie politischer, gebührend zu berücksichtigen, und zu engherzig ist, um 
ihrer eigenen gleichgültigen, resp. absichtlich widerstrebenden Haltung eine 
Schuld beizumessen, sondern lieber an einem Sündenbocke ihren Zorn ausläßt. 
Sprach aus dem obigen Artikel im »Botschafter« vor allem der durch 
den Krieg 1866 geschürte Preußenhaß der süddeutschen und vor allem sächsi- 
schen Mitglieder, die nur unwillig die Beiträge nach Berlin sandten und deshalb 
auf das bereitwilligste die Gelegenheit der imgünstigen Geschäftslage ergriffen, 
ihrem Groll und Mißtrauen Ausdruck zu geben, so waren Fritzsche doch auch 
in Berlin die schwersten Vorwürfe nicht erspart geblieben. Als die Geschäfts- 
lage der Assoziation im Juli anfing, ungünstiger zu werden, fiel es den Arbeitern 
plötzlich auf, daß Fritzche so selten in die Vereinssitzungen käme. Sie ver- 
gaßen nun vollständig, daß er sich für ihr Wohl unablässig aufopferte, und 
wußten nur, daß er als bezahlter Präsident dazu verpflichtet wäre, die Ver- 
sammlimgen zu besuchen. Dann stießen sie sich an seinen Reisen, die er in 
seiner Eigenschaft als politischer Abgeordneter machen mußte, und befürchteten 
plötzlich, er könnte sie aus den Vereinsmitteln bestreiten. Neben diesen leeren 
Verdächtigungen und Anfeindungen wurde ihm seine sozialdemokratische Agi- 
tation vorgeworfen. So wurde in einer Vereinsversammlung vom 15. Juli von 
dem Vizepräsidenten Schaar als Grund für den Geschäftsrückgang angegeben, 
daß der Verein eine politische Färbung erhalten hätte. Er empfahl, das Motto 
des »Botschafters« zu entfernen, überhaupt die Politik beiseite zu lassen und 
sich nur wie vorher auf Anfertigung und Absatz der Zigarren zu beschränken, 
dann würde der Verein wieder mehr Sympathie erhalten und von anderen 
Vereinen, z. B. dem der Handwerker, wieder unterstützt werden. Auf seinen 
Antrag beschloß die Vereinsversammlung, »man wolle das Direktorium angehen, 
daß es in dieser Richtung wirke und dem Präsidenten Fritzsche davon Nach- 
richt gebe, entweder ganz von dem spezifisch sozialdemokratischen Prinzip ab- 
zugehen, oder doch eine gründliche Abänderung eintreten zu lassen.« Obgleich 
Fritzsche von nun an keine sozialdemokratischen Reden in den Versammlungen 
hielt, wurde ihm doch bis zum Schluß des Jahres 1868 immer wieder bei Er- 
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örterung der schlechten Finanzverhältnisse des Vereins vorgeworfen, daß er 
daran die Schuld trage, weil er dem Verein sozialdemokratische Tendenzen ein- 
impfen wolle, wo er bisher rein gewerblich gewesen sei. Dieser letzte Vorwurf 
war zwar nicht unberechtigt, doch trugen, wie wir sehen werden, ebenso sehr 
wie Fritzches Persönlichkeit, und vielleicht noch mehr, die sich damals ab- 
spielenden Ereignisse überhaupt daran Schuld, daß der Verein »politisch« wurde. 



4. Die Gewerkschaftskämpfe des Jahres 1868. Der Anschluß des 
»allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« an den »Arbeiter- 
schaftsverband«. 

Fritzsche hatte niemals aufgehört, in der politischen Bewegung, speziell 
im »allgemeinen deutschen Arbeiterverein« für die Gründung von Berufsgenossen- 
schaften Stimmung zu machen. Doch so sehr er auch auf die günstigen Zeit- 
verhältaisse, d. h. auf die in sicherer und naher Aussicht stehende Verleihung 
des Koalitionsrechtes an die Arbeiter hinwies und die Bedeutung desselben für 
die Arbeiterbewegung betonte, so wollten die Führer bisher nicht von dem 
orthodoxen Programm Lassalles abweichen, noch war die Masse der Arbeiter 
geneigt, sich an einem mühsamen, opferschweren und dabei noch zweifelhaften 
Gewerkschaftskampfe zu beteiligen, um kleine Verbesserungen ihrer materiellen 
Lage zu erhalten, wo ihnen doch von der sozialdemokratischen Partei eine 
baldige gänzliche Umgestaltung der Produktionsverhältnisse zu ihren Gunsten 
verheißen war. Erst als nach dem Jahre 1865, und infolge der Krisis nach 
1866, zahlreiche Streiks ausbrachen, wandte man im Jahre 1868 der Lohn- 
bewegung größere Aufmerksamkeit zu. In ihrer Würdigung kam man zu dem 
Schlüsse, daß die Streiks zwar die kapitalistische Produktionsweise niemals 
brechen könnten, aber dennoch für die Arbeiterbewegung von Nutzen wären, 
da sie im gemeinsamen und erbitterten Kampfe das Klassenbewußtsein der 
Arbeiter lebendiger und allgemeiner weckten, somit also den Eintritt der poli- 
tischen Herrschaft beschleunigten. 

Hatte man damit die Nützlichkeit der Lohnkämpfe für die politische 
Bewegung zugegeben, so war es eine einfache praktische Forderung, die Streiks 
für die Arbeiter möglichst günstig zu gestalten, d. h. zu organisieren. Eine 
sehr eindringliche Sprache redete dabei auch vor allem der oben geschilderte 
Streik der Berliner Zigarrenarbeiter im Anfang des Jahres 1868, wo die sozia- 
listischen Erfolge des Fritze ch eschen Vereins weiteste Kreise der Partei für die 
gewerkschaftliche Bewegung befreundeten. So bedurfte es also nur noch eines 
äußeren Anstoßes, um die Idee der allgemeinen Organisation auszuführen. 

Die Fortschrittspartei, die ebenso und vielleicht klarer die Bedeutung des 
Koalitionsrechts für die ganze Arbeiterbewegung erkannt hatte, machte Anstalten, 
dasselbe durch Begründimg von dauernden Arbeiterorganisationen für seine 
Zwecke zuerst auszunutzen, um auf diese Weise ihren alten Einfluß auf die 
Arbeiter zurückzugewinnen. Die in der »Volkszeitung« fortlaufend veröffent- 
lichten »sozialen Briefe aus England« des Dr. M. Hirsch, der damals die bri- 
tischen Gewerkvereine, Trade-unions, an der Quelle im Auftrage dieser Partei 
studierte, machte vor allem neben Fritzsche auch den Präsidenten des »all- 
gemeinen deutschen Arbeitervereins«, Dr. V. Schweitzer, auf die anziehende Gc- 
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fahr aufmerksam, imd beide waren sich klar, daß man sofort handeln müsse, 
um das überaus wichtige Agitationsmittel für sich vorher auszunutzen. 

Die so vielfach beschriebene allgemeine Gewerkschaftsgründung durch 
Schweitzer-Fritzsche im August resp. September 1868 ausführlich zu schildern, 
hieße Eulen nach Athen tragen imd gehört außerdem nicht zu unserer Auf- 
gabe. Ich möchte nur hervorheben, daß der »allgemeine deutsche Zigarren- 
arbeiterverein« als Vorbild und seine eben eirungenen Erfolge als wichtiges 
Agitationsmittel hierbei dienten. 

Fritzsche versuchte unter den Berliner Zigarrenarbeitem selbstverständlich 
für den von ihm und Schweitzer einberufenen Arbeiterkongreß Stimmung zu 
machen und, wenn möglich, schon jetzt zahlreiche Mitglieder für die Gewerk- 
schaft zu gewinnen. Auf der am Tage vorher, am 25. September, von ihm 
ausgeschriebenen öffentlichen Versammlung der Berliner Zigarrenarbeiter wurde 
jedoch seine Aufforderung, dem »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverein« 
beizutreten, da nur die organisierte Arbeiterschaft den Übermut der Fabrikanten 
erfolgreich in die Schranken weisen könnte, nicht so beifällig aufgenommen, 
wie er gewünscht hätte. Viele Arbeiter bekämpften vor allem die dem Präsi- 
denten von Schweitzer laut § 13 des Statuts zustehende diktatorische Gewalt, 
die gewählten Beamten noch eret zu bestätigen, als »undemokratisch« und 
bezüglich der Kasse als gefährlich. Es wurde beschlossen, eine Aufforderung 
an die Gegner, Dr. Hirsch, Franz Duncker und Schultze-Delitzsch , zu ver- 
öffentlichen und sie einzuladen, in einer bestimmten Versammlung mit Schweitzer 
und Fritzsche einen öffentlichen Disput abzuhalten, damit man erfahre, »wer 
lügt und täuscht«. Für den Kongreß wurde der Lassalleaner Müller gewählt, 
und ihm eine Entschädigung von i Taler 15 Sgr. pro Tag gewährt. 

Der mit prinzipieller Zustimmung der Hamburger Generalversamm- 
lung des »allgemeinen deutschen Arbeitervereins« von Schweitzer und 
Fritzsche als Reichstagsabgeordnete auf den 26. und 29. September ein- 
berufene, in Berlin tagende Arbeiterkongreß führte bekanntlich zur Grün- 
dung von zehn Gewerkschaften, die sich zu einem zentralistischen »Ar- 
beiterschaftsverband« zusammenschlössen, in dessen Präsidium Schweitzer, 
Fritzsche und ein namenloser Dritter (Klein?) gewählt wurden. Bemerkens- 
wert ist, daß der »allgemeine deutsche Zigarrenarbeiterverband« dem Verbände 
nicht sofort beitrat, vielmehr sein Vertreter nur die Erklärung abgeben konnte, 
daß er seiner Generalversammlung dringend den Eintritt empfehlen wolle. 
Man hätte vermutet, daß der Verein als erster seinem Präsidenten bedingungslos 
Gefolgschaft leisten würde, doch war, wie oben ausgeführt, der Einfluß Fritzsches 
gerade in dieser Zeit sehr gering. Dazu kam das natürliche, durch die Gegner 
noch mehr geweckte Mißtrauen der Arbeiter gegen Schweitzer, welches gerade 
bei dem Zigarrenarbeiterverein, der bisher auf keinen scharfen politischen Partei- 
standpunkt gegründet, sondern nur in seiner Leitung entschieden lasalleanisch 
war, erst recht Nahrung finden mußte. Auf der Generalversammlung ging, wie 
zu erwarten war, dann der Antrag Fritzsches auf Anschluß an den »Arbeiter- 
schaftsverband« durch. 

Schwieriger und ungünstiger für die sozialdemokratische Gewerkschafts- 
organisation gestaltete sich die Stellungnahme der zahlreichen Berliner Zigarren- 
arbeiter überhaupt. In der öffentlichen Versammlung am 25. Oktober 1868 
erstattete der Delegierte Müller Bericht über den Kongreß. Der Anschluß 
wurde nach heftiger Debatte von einer geringen Majorität beschlossen; es 
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hatten jedoch ein großer Teil der anwesenden Zigarrenarbeiter dagegen protestiert 
und vor allem das Vorgehen der Majorität auf dem Kongreß gegen die Hirsch- 
Dunckerschen Vertreter auf das Entschiedenste und mit den schärfsten Aus- 
drücken verurteilt. Im Namen dieser letzteren Zigarrenarbeiter beriefen der 
Zigarrenmacher Fengler und der Händler Jakobi auf den i. November 1868 
eine »Versammlung aller derjenigen Berufsgenossen, welche ebenfalls mit 
dem Vorgehen Schweitzers auf dem Kongresse unzufrieden wären«. Es 
erschienen ungefähr 4 — 500 ZigaiTenarbeiter , darunter zahlreiche Anhänger 
der Schweitzer- Fritzscheschen Richtung. Jakobi stellte den Antrag auf folgende 
Resolution: »Angesichts der Tatsache, daß das Verhalten der Majorität auf 
dem Schweitzer-Fritzscheschen Kongresse der Minorität gegenüber als ein Akt 
der Brutalität, daß femer die Institutionen des Kongresses als undemokratisch 
sich kennzeichnen, beschließt die heutige Versammlung der Zigarrenarbeiter, 
den Anschluß an denselben entschieden abzulehnen.« Als Jakobi jedoch in 
seiner weiteren Rede sich zu der Bemerkung hinreißen ließ, »Fritzsche ist 
nicht wert, als Fußschemel für Schultze-Delitzsch zu dienen«, gingen die An- 
hänger desselben tätlich vor, und es entstand eine regelrechte Prügelei zwischen 
beiden Parteien, die nur mühsam durch die Polizei voneinander zu trennen 
waren. So kam es an diesem Tage nicht zu einem Beschluß. Erst in der 
nächsten Versammlung am 8. November, zu der nur wenige Lassalleaner imter 
Führung des Vizepräsidenten Schaar erschienen waren, wurde die Jakobische 
Resolution angenommen. Gleichzeitig wurde beschlossen: »i. eine Kommission 
von IG — 12 Mitgliedern zu wählen, welche in Beratung treten sollte, um 
einen Entwurf eines neuen Gewerkschafts Verbandes auszuarbeiten, imd 2. die 
Herren Franz Duncker und Max Hirsch zu einem belehrenden Vor- 
trage einzuladen.« Bei der Wahl der Kommission verließen die An- 
hänger der Schweitzer-Fritzscheschen Richtung den Saal. In der dann 
am 24. November stattfindenden Versammlung hielt Franz Dimcker einen 
Vortrag und verlas zum Schluß das in der »Volkszeitung« Nr. 257 
vom I. November 1868 veröffentlichte Musterstatut, das mit einigen von 
der Kommission gemachten geringfügigen Abänderungen en bloc von der 
Versammlung angenommen, dagegen das Schweitzersche verworfen wurde. Das 
Beitrittsgeld wurde auf 5 Silbergroschen festgesetzt und für die erkrankten 
Mitglieder eine Unterstützung von 20 Sgr. aus der Kasse vorgesehen. So 
hatte also in Berlin die Fritzschesche Organisation einen empfindlichen Verlust 
erlitten ; ja, manche ihrer Mitglieder, die während des Streiks eingetreten waren, 
aber mit der jetzt entschiedenen sozialdemokratischen Parteirichtung des Vereins 
nicht harmonierten, gingen in der nächsten Zeit zu den Gegnern über. 



5. Der »allgemeine deutsche Zigarrenarbeiterverein« in seinem Ver- 
hältnis zu den Behörden bis zum Jahre 1868, 

Da der »allgemeine deutsche Zigarrenarbeiterverein« nach dem Jahre 
1868 infolge seiner Angliederung an den »allgemeinen deutschen Arbeiterver- 
ein« sich den Aufsichtsbehörden in völlig veränderter politischer Konstellation 
zeigte und naturgemäß eine schärfere Beaufsichtigung imd Behandlung seitens 
derselben erfahren mußte, so drängt sich die Frage auf, welche Stellung die 
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Behörden dem bisher unpolitischen Verein oder, allgemeiner ausgedrückt, der 
neutralen, rein gewerkschaftlichen Organisation gegenüber eingenommen hatten. 

Im Juli 1867 hatte die Königl. Regierung zu Minden, wie wir bereits 
wissen, die beiden Filialen des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« 
in Minden und Herford verboten. Dieses Vorgehen blieb jedoch ohne Nach- 
folge; die übrigen preußischen Regierungen, in deren Bezirken Mitgliedschaften 
bestanden, machten die Anschauungsweise der Mindener Regierung, als handelte 
es sich bei dem »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverein« um eine Ver- 
sicherungsanstalt, nicht zu der eigenen. Sicherlich werden sie sich der schwer- 
wiegenden Bedenken nicht haben verschließen können, die dagegen sprachen: 

Zunächst waren es klare juristische Gründe. Vor allem fehlte dem 
»allgemeinen deutschen Zigarren arbeiterverein« der gewerbliche Zweck, der solche 
Anstalten allein der staatlichen Kontrolle unterwirft, vielmehr hatte er lediglich 
soziale Ziele, inbesondere Lohnerhöhung, im Auge. Außerdem waren im § 2 
der Satzungen die Unterstützungen eingeteilt in: 

a. Geldprämien, 

b. unentgeltlichen Arbeitsnachweis, womit der Charakter einer Ver- 
sicherungsanstalt völlig verlassen wurde. 

Von viel entscheidenderer Bedeutung als diese Bedenken juristischer 
Natur mußten jedoch die politischen Erwägungen sein, die sich der Adoption 
der Mindener Anschauungsweise entgegenstellten; denn man mußte sich darüber 
klar sein, daß die Aufforderung an den Verein, als Versicherungsanstalt die 
staatliche Genehmigung nachzusuchen und vorzüglich die gestellten Bedingungen 
zu erfüllen, seitens desselben auf Widerstand stoßen würde. Alsdann wäre nur 
übrig geblieben, die einmal ausgesprochene Ansicht zur praktischen Geltung 
und Durchfühnmg zu bringen, d. h. sämtliche ca. i o 000 Mitglieder als Unter- 
nehmer zu behandeln und vor den Polizeirichter zu stellen, um gegen sie aus 
§ 340^ St.-G.-B. zu prozedieren. Ein derartiges Verfahren, dessen Ausgang 
nach der Entscheidung des Obertribunals c/a von Wittgenstein vom 1 1 . Septbr. 
1856 (Goldammers Archiv S. 853), — »daß der § 43 Nr. 6 des Str.-G.-B. 
einen Unternehmer voraussetze, welcher die Errichtung oder Fortsetzung einer 
Sterbekasse als ein Gewerbe betreibt«, — noch obenein sehr zweifelhaft er- 
scheinen durfte, hätte aber alles andere bewirkt, als die in dem gesamten 
sozialen Leben der damaligen Zeit wurzelnden Tendenzen des Vereins zu er- 
sticken. Vielmehr mußten die einsichtsvolleren Regierungen wohl fürchten, daß 
durch die Anwendung so kleinlicher Mittel einer so gewaltigen Frage gegen- 
über, wie es das von Tag zu Tag sich verschärfende soziale Problem war, nur 
öl ins Feuer gegossen, und den Arbeitern in weitesten Kreisen Sympathie 
geweckt werden würde, da es eine herzlich komische, ja lächerliche Seite haben 
mußte, die soziale Frage durch einen Monstreprozeß vor dem Polizeianwalt 
lösen zu wollen. 

Die Regiemngen Preußens behandelten darum den »allgemeinen deutschen 
Zigarrenarbeiterverein« als Verein und stellten ihn unter das Vereinsgesetz vom 
II. März 1853. Obgleich sie sich klar waren, daß der im § i des Statuts 
ausgesprochene Vereinszweck, »die auf Gegenseitigkeit gegründete Unterstützung 
in Fällen der Arbeitslosigkeit«, im Grunde mit der Organisation der Arbeiter- 
einstellung gleichbedeutend, und nur mit Rücksicht auf das noch bestehende 
Verbot der Koalition in diese elastische Form gekleidet sei, imd ebenso, daß 
§17 des Vereinsstatuts hauptsächlich seine Aufnahme der Absicht verdanke, 
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die politische Tendenz des Vereins zu verdecken, so wiesen sie trotzdem die 
Aufsichtsbehörden an, eine abwartende, beobachtende Stellung einzunehmen; 
denn einmal war es unmöglich, diese politische Tendenz aus dem Statut zu er- 
weisen, vielmehr stellte sich nach diesem der Verein als ein völlig unpolitischer 
hin, dem die Verbindung mit anderen Vereinen nicht untersagt werden konnte 
(§ 8 des V.-G.). Außerdem hoffte die Regierung durch das Werkzeug der 
Arbeiterorganisation sich die bürgerliche Oppositionspartei gefügiger zu machen, 
der schon jetzt diese Bewegung, welche sie um politischer Parteizwecke willen 
groß gezogen, Sorgen zu machen anfing. Die Regierung ließ deshalb auch 
diese Gewerkschaftsgründung 1868 ruhig gewähren, von der Erwägung aus- 
gehend, daß »je höher die Wogen kommunistischer Agitation steigen würden, 
desto sicherer die Besitzenden ihre unfruchtbaren politischen Streitigkeiten auf- 
geben und bei der Staatsautorität Rettung suchen würden«. Sie zweifelte natür- 
lich ebensowenig daran, daß sie die Arbeiterbewegung mit Hilfe des Vereins- 
rechts stets in ihrer Gewalt haben würde; freilich ließ letztere damals in der 
Tat nicht ahnen, daß sie sich zu einem der mächtigsten und zugleich gefähr- 
lichsten politischen Faktoren herauswachsen würde. 

Dann verschlossen sich die Regierungen vor allem auch nicht der Ein- 
sicht, daß durch den beruflichen Zusammenschluß der Arbeiter allein ein Wider- 
stand gegen das seine Macht vielfach mißbrauchende omnipotente Kapital 
möglich sei, und durch die Gewerkschaften im Sinne der Trade-Unions in 
England die soziale Lage der Arbeiter wesentlich gebessert würde: aus diesen 
Erwägungen heraus hatte denn auch die Königl. Staatsregierung in Berlin selbst 
sich bereits durch ihre hervorragenden Organe für die Beseitigung der §§182 ff. 
G.-O. ausgesprochen. 

Dank diesem günstigen Standpunkte der Regierungen war der »allgemeine 
deutsche Zigarrenarbeiterverein« nur mit einer scharfen Aufsicht bedacht wor- 
den. Selbstverständlich hatte Fritzsche sorgfältig darauf geachtet, daß den Be- 
hörden keine Handhabe zum Einschreiten geboten wurde. So eng auch die 
in der Reaktionszeit nach 1848 entstandenen Vereinsgesetze der meisten deut- 
schen Staaten waren, so geschickt verstand er die Klippen derselben zu um- 
schiffen. Als Anfang Mai 1868 z. B. die Dresdener Polizeibehörde die dortige 
Mitgliedschaft des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« auf Grund des 
§ 24 des Vereinsgesetzes vom 12. November 1850 verboten hatte, und der 
Vorsitzende derselben in einer von ihm einberufenen Versammlung die polizei- 
liche Aufhebung bekannt machen und die formelle Auflösung vornehmen wollte, 
verhinderte es F. W. Fritzsche, der sich eiligst dorthin begeben hatte. Kraft 
seiner Eigenschaft als Präsident entzog er dem Vorsitzenden das Wort, ent- 
hob ihn selbst seines Amtes und führte dann in längerer Rede aus, daß es 
keine Zweigvereine des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« gäbe, 
sondern daß alle Arbeiter in den verschiedensten Orten analog dem »allgemeinen 
deutschen Arbeiterverein« nur einen einzigen Verein bildeten, dessen Präsident 
er, Fritzsche, wäre. Bald darauf erschien auch im »Botschafter« Nr. 19 vom 
9. Mai 1868 die öffentliche Bekanntmachung, daß es »keine Zweigvereine dea 
»allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« gäbe, und daß die Bevollmäch- 
tigten nur Vertreter des Direktoriums seien zur besseren Abwicklung der Ge- 
schäfte des ganzen Vereins«. 

Je mehr aber dann unter dem Einflüsse Fritzsches der »allgemeine deutsche 
Zigarrenarbeiterverein« eine sozialdemokratische Tendenz erhielt imd in die 
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politischen Fraktionskämpfe verwickelt wurde, um so schärfer wurden auch die 
Vereinsgesetze gegen ihn in Anwendung gebracht. Nach seiner offiziellen An- 
gliederung an den politischen »allgemeinen deutschen Arbeiterverein« mußte 
dieses natürlich erst recht der Fall werden, hatte die Leipziger Polizeibehörde 
doch bereits am 19. September 1868 gleichzeitig mit der Mitgliedschaft des 
Arbeitervereins auch die dort bestehende Filiale des »allgemeinen deutschen 
Zigarrenarbeitervereins« aufgelöst. 

6. Die Auflösung des »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeitervereins« 
in den »allgemeinen deutschen Arbeiterunterstützungsverband«. 

Bei Begründung des »Arbeiterschaftsverbandes« hatte Schweitzer ungefähr 
gesagt: »Alle Parteifärbungen müßten sich zusammenscharen, damit etwas 
Großes zustande käme. Sämtliche Arbeiter müßten sich zentralisieren, um 
wirklich das zu erzielen, was der Verein der Zigarrenarbeiter schon seit Jahren 
angestrebt habe. Erst wenn sämtliche Korporationen in dem Verbandspräsidium 
eine einheitliche Leitung erhalten hätten, dann könnten mit dauerndem Er- 
folge die Lohnkämpfe organisiert und vor allem Produktivassoziationen errichtet 
werden, die allein den Arbeitern eine bessere soziale Lage gewähren würden.« 
Wohl war damit der neutrale parteipolitische Charakter und der Selbstzweck 
der Gewerkschaften laut und deutlich betont worden, in Wirklichkeit jedoch 
waren sie, wie schon oben gesagt, von ihren Gründern von vornherein haupt- 
sächlich dazu bestimmt, das Agitations- und Übungsfeld für die politische 
Bewegung abzugeben. Das zeigte sich schon an dem Umstände, daß Schweitzer 
unmittelbar nach Schluß des Arbeiterkongresses, am 10. Oktober 1868, den 
»allgemeinen deutschen Arbeiterverein« wieder eröffnete und in den Gewerk- 
schaften systematische Agitation, — vom i. Januar 1869 mit besoldeten 
Agitatoren! — , betreiben ließ. Immerhin hatte der Zusammenschluß einer 
Reihe von Gewerkschaften zu dem »Arbeiterschaftsverbande« zunächst eben- 
falls für die einzelnen Organisationen agitatorisch günstige Wirkungen; wurden 
ihnen doch dadurch manche Elemente, die einer einzelstehenden Organisation 
nicht recht getraut, und zugleich befürchtet hatten, nicht auf ihre Kosten zu 
kommen, nunmehr zugeführt. 

Aber nur zu bald sollte sich die enge Verknüpfung der politischen und 
der gewerkschaftlichen Organisation als für letztere äußerst unheilvoll erweisen. 
Waren die Befehdungen der beiden sozialistischen Fraktionen früher schon an 
sich auf die Entwicklung und Ausdehnung der bestehenden Gewerkschaften 
von hemmender Wirkung gewesen, so wurde dies natürlich um so fühlbarer, 
je enger und inniger sie an die politische Bewegung gebunden waren. Infolge- 
dessen mußten die erbitterten Parteikämpfe am Schlüsse der 60er Jahre gerade 
die Schweitzersche Organisation schwer in Mitleidenschaft ziehen und ihr 
besonders schaden. Dazu kam, daß Schweitzer selbst offenkundig die Interessen 
der Gewerkschaften zu Gunsten der politischen Bewegung hintenansetzte, hatte 
er doch um dieser und persönlicher Zwecke willen sich nicht gescheut, mit 
den geschworenen Gegnern der beruflichen Organisation, dem Gräfin-Hatz- 
feldtschen Verein, eine Vereinigung anzustreben. Trotz der Warnung Fritzsches 
und auch anderer Gewerkschaftsführer, die darauf hinwiesen, daß eine derartige 
Taktik notwendig Verwirrung und Unsicherheit in den Gewerkschaften hervor- 
rufen müsse, ging er in der Verfolgung seiner politischen Ziele immer radikaler vor. 
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Die glänzende Generalversammlung des »Arbeiterschaftsverbandes« zu 
Kassel 1869, auf der angeblich 35232 Personen vertreten waren, erweckte in 
ihm den Gedanken, diese gewaltige Kraft dem »allgemeinen deutschen Arbeiter- 
verein« zu gewinnen. Mit der ihm eigenen Energie schritt er sofort zur Aus- 
führung seines Planes. Unmittelbar im Anschluß an die Generalversammlung 
berief er die Delegierten Versammlung des »Arbeiterschaftsverbandes«, die auf 
seinen Vorschlag die Auflösung aller bestehenden Gewerkschaften und den 
Übertritt ihrer sämtlichen Mitglieder in einen gleichzeitig zu gründenden »all- 
gemeinen deutschen Arbeiterunterstützungsverband« beschloß. Dieser Verband 
sollte seinen Sitz ebenfalls in Berlin haben und mit dem »allgemeinen deutschen 
Arbeiterverein« in Personalunion verbunden, ja die Mitgliedschaft von der 
Anerkennung der politischen Grundsätze des letzteren abhängig gemacht werden. 

Es ist wahrscheinlich, daß Schweitzer, ganz abgesehen von den persön- 
lichen und politischen Rücksichten, die ihn leiteten, auch durch die realen 
Verhältnisse zu diesem Entschlüsse geführt wurde. Die vielen kleinen Streiks, 
in v/elche sich die noch nicht gefestigten Gewerkschaften ohne genügende 
Rüstungen und Mittel stürzten, nahmen die Steuerkraft der Mitglieder allzusehr 
in Anspruch, zumal man für die einzelnen Gewerkschaften nicht einmal genügend 
Mitglieder gewinnen konnte. Schweitzer mochte deshalb die Vereinigung der- 
selben als einen notgedrungenen Schritt ansehen und zugleich auf eine Stärkung 
der Berufsorganisation in ihrer Gesamtheit rechnen, wenn erst eine Zusammenfassung 
der an jenem Platze nebeneinander entstandenen gewerkschaftl. Vereine und 
Verbandsmitgliedschaften eingetreten und die Kassen aller Organisationen zu einer 
einheitlichen Hauptkasse verschmolzen sein würden. Welche Motive für ihn 
aber auch immer maßgebend gewesen sein mögen, im Lichte der heutigen 
Erfahrung war es jedenfalls die verfehlteste und unheilvollste Maßnahme für 
die ganze gewerkschaftliche Organisation. 

Ohne auf eine kritische Würdigung dieses Beschlusses und seines Ein- 
flusses auf die Gewerkschaftsbewegung im allgemeinen einzugehen, sollen hier 
nur die verhängnisvollen Wirkungen auf den »allgemeinen deutschen Zigarren- 
arbeiterverein« berücksichtigt werden. Dieser war in Kassel als die stärkste 
Gewerkschaft mit einem Mitgliederbestand von rund loooo Personen vertreten, und 
unter der bewährten Leitung Fritzsches hatte er die besten Auspizien für die Zukunft. 

Mit der Gründung des »Arbeiterunterstützungsverbandes« w\u*de die 
berufliche Organisation mit einem Worte annulliert. Freilich wurde das Gebäude 
nicht sogleich abgerissen, da die tatsächliche Ausführung des Beschlusses bis 
zum I. Juli 1870 hinausgeschoben wurde, immerhin aber in seinen Grundfesten 
schwer erschüttert. Die unmittelbarste Wirkung war der Austritt Fritzsches 
aus dem Lassalleanischen Arbeiterverein und sein gleichzeitiger Übertritt zu den 
»Eisenachem«. Auf diese Weise ging ein tiefer Riß durch den »allgemeinen 
deutschen Zigarrenarbeiterverein«, da ein Teil der Mitglieder zu Schweitzer 
hielt, ein anderer Fritzsche folgte. 

Der tiefe Gegensatz in beider Anschauungen über die Bedeutung und 
Stellung der Gewerkschaften war durch diese letzte Handlimg Schweitzers 
klar und schroff hervorgetreten, so daß ein Zusammengehen fernerhin unmög- 
lich war. Auch Fritzsche wollte die gewerkschaftliche Bewegung zwar eben- 
falls in den Dienst der politischen stellen, doch stand er im Unterschiede von 
Schweitzer, der als Präsident des Arbeitervereins sie nur als notwendiges Übel 
betrachtete und deshalb skrupellos für seine politischen Interessen ausnutzte. 
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auf einer höheren Warte und erfaßte den organischen Zusammenhang der 
politischen und sozialen Fragen mit viel tieferem Verständnisse, mit einer Klar- 
heit, zu der die Eisenacher erst nach 1872 (cfr. Art. im »Volksstaat«), die 
Lasselleaner niemals gekommen sind. Wie wir aus seinem Programm in der 
Probenimimer des »Botschafters« (cfr. pag. 8/9) schon wissen, sah er in der 
gewerschaftlichen Organisation die unentbehrliche Basis, um der politischen feste 
Haltepunkte zu gewinnen, ihr Stetigkeit und Nachdruck zu verleihen, und hielt 
ebenso die strenge berufliche Gliederung aus rein praktischen Gründen für not- 
wendig, da sie imter Anknüpfung an die den Arbeitern nächstliegenden Be- 
griffe und unter Berücksichtigung ihrer vitalsten Wünsche allein im Kreise der- 
selben wahre Solidarität, echten Gemeinsinn und brüderliche Opferwilligkeit zu 
wecken und damit dauernd das Interesse derselben für die gewerkschaftliche 
Organisation zu fesseln imstande sei. Nach diesem Plane hatte er sozusagen 
in seinem »allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiterverein« den ersten Stein zu 
dem Organisationsgebäude gelegt und ungeachtet aller Gegnerschaft bisher un- 
ermüdlich an dem Aufbau desselben weitergearbeitet und glaubte nun in 
dem Arbeiterschaftsverbande dem Hause die Krone gegeben zu haben, da 
kam Schweitzer und riß die Säulen wieder ein. Wer wollte es ihm da wohl 
verargen, daß er die Fahne Schweitzers verließ und sich den seinen Anschau- 
ungen immer mehr nähernden Eisenachem anschloß! — 

Mit dem i. Juli 1870 hörte der Verein als selbständige Gewerkschaft 
auf zu existieren; seine Mitglieder traten in den »allgemeinen Unterstützungs- 
verband« über. Bekanntlich sank der Mitgliederbestand dieses Mischverbandes 
innerhalb zwei Jahren von 35232 Personen 1869 in Kassel auf 4257 im 
Mai 1871 herab. Den größten Teil der Schuld an dem raschen Zusammen- 
sinken trug ohne Zweifel der Krieg. Doch hat die enge Verquickung mit der 
politischen Bewegung, die seit Ausbruch des Krieges infolge der nationalen 
Begeisterung in argen Mißkredit gekommen war, ebenfalls sehr schädlich 
gewirkt. Der enorme wirtschaftliche Aufschwung infolge des Milliarden- 
zuflusses, die fortgesetzte Steigerung der Lebenshaltung der unteren Klassen, 
erfüllte das ganze Volk mit einem übertriebenen Kraftgefühl und mit den 
größten Hoffnungen und Illusionen für die Zukunft. Allen schien der Himmel 
gleichsam voller Geigen zu hängen, wie konnte da der Pessimismus der Sozial- 
demokratie Anklang finden? Dagegen hatten die Arbeiter nach dem Kriege 
bei der riesenhaft steigenden Konjunktur das lebhafteste Interesse an den Fragen 
des Berufslebens und waren damals vor allem bestrebt, höhere Löhne und 
kürzere Arbeitszeit zu erringen. Angesichts des Fiaskos des »allgemeinen deut- 
schen Arbeiterunterstützungsverbandes« begann deshalb Fritzsche sofort eine 
eifrige Agitation für die gewerkschaftliche Neuorganisation seiner Berufsgenossen. 
Um die steigenden wirtschaftlichen Verhältnisse dauernd und kräftig auch für 
sich ausnutzen zu können, sei, so wies er nach, ein zentralisierter und reiner 
Verband notwendig, der, ungehindert von jeder Parteiorganisation, allein die 
besonderen Interessen des Berufes wahrnehmen könne und werde. Aber erst, 
als sich infolge der rasch nachwachsenden Miets- und Lebensmittelpreise der 
Lohnwert wieder herabsetzte, und unter dem Drucke der in den 70 er Jahren 
so zahlreich stattfinden Lohnkämpfe gelang es Fritzsche allmählich, wieder 
einen festen Bestand für die beruflichen Organisationen zu gewinnen, so daß 
er Ende 1872 nach glücklicher Abwehr emer Aussperrung der Berliner 
Zigarrenarbeiter die Rekonstruktion des Vereins vornehmen konnte. 
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Der »deutsche Tabakarbeiterverein«. 



I. Die Rekonstruktion des :» allgemeinen deutschen Zigarrenarbeiter- 
vereins« als ^»deutscher Tabakarbeiterverein« im Jahre 1872. 

Unter dem 16. November 1872 teilte Fritzsche dem Königl. Polizei- 
präsidium in Berlin mit, daß der »allgemeine deutsche Zigarrenarbeitervein« 
seinen Namen in »deutscher Tabakarbeitervein« umgeändert habe, und reichte 
die neuen Statuten ein. Nach § 2 derselben (cfr. Anlage III) ist der Zweck 
des Vereins »die leibliche und geistige Wohlfahrt zu fördern, indem er auf 
Grund des § 152 G.-O. bestrebt ist, die Arbeitsbedingungen so günstig als 
möglich zu gestalten«. Der Zweck des Vereins war also infolge der Koalitions- 
freiheit bedeutend erweitert worden. Hatte er sich früher auf die unterstützende 
Tätigkeit beschränkt, so war er jetzt auch zu einer Kampfesorganisation 
geworden. Bei weiterer Durchsicht der Satzungen sehen wir infolgedessen, 
daß eingehende genaue Bestimmungen für die Durchführung der Arbeits- 
einstellungen erlassen sind, die einen breiten Raum, — cfr. §§ 12 — 14 des 
Statuts — , einnehmen. Betreffs der Unterstützungen gründeten sich die neuen 
Bestimmungen, abgesehen von der Gemaßregeltenunterstützung (§ 12), im 
wesentlichen auf die alten Grundsätze. Ebenso war auch die Verwaltung und 
Organisation des Vereins im Sinne der alten Einrichtungen getroffen. Selbst- 
verständlich waren einige Änderungen auf Grund der gemachten Erfahrungen 
eingetreten, und ebenso hatte in fast allen Punkten ein weiterer Ausbau und 
eine präzisere Fassung der Norm stattgefunden, andererseits hatten auch einige 
Paragraphen, die den Behörden zum Einschreiten Anlaß gegeben, eine wesent- 
liche Einschränkung resp. schärfere Umgrenzung erhalten. Auf das Eingehendste 
hatte Fritzsche die Geschäftsordnimg ausgearbeitet; sie enthielt die genauesten 
Vorschriften über Gründung, Organisation imd Auflösung der Mitgliedschaften 
über Korrespondenz, Reiseunterstützung und Sterbegeld. 

2. Die Tätigkeit des deutschen Tabakarbeitervereins während der 

Krisis 1873. 

Nach dem auf Verlangen des Königlichen Polizeipräsidiums Ende 1872 
eingereichten Mitgliederverzeichnisse zählte der Verein bei seiner Rekonstruktion 
53 Mitgliedschaften in folgenden Orten: 

Klüß, Tabak- und Zigarrenarbeiter. 3 



34 



II. Kapitel. 



1. Berlin 

2. Braunschweig 

3. Vlotho 

4. Hannover 

5. Osnabrück 

6. Harburg 

7. Lüneburg 

8. Hamburg 

9. Halberstadt 

10. Wandsbeck 

11. Löbau 

12. Deuben 

13. Jüterbog 

14. Ansbach 

15. Delmenhorst 

16. Lenzinghausen 

17. Celle 

18. Glückstadt 



19. Wittenberg 

20. Seesen 

21. Duderstadt 

22. Cöhi 

23. Solingen 

24. Hildesheim 

25. Hesford 

26. Osterode 

27. Hoya 

28. Burgdamm 

29. Erfurt 

30. Schierstein 

31. Lemgo 

32. Neuwied 

33. Oldendorf 

34. München 

35. Scharm beclv 

36. Soest 



37. Münden 

38. Dresden 

39. Rawitsch 

40. Heidelberg 

41. Groslar 

42. Gartz a. O. 

43. Hemelingen 

44. Altona 

45. Rehme 

46. Verden 

47. Achim 

48. Buer 

49. Mannheim 

50. Görlitz 

51. Zeitz 

52. Brandenburg 

53. Leipzig 



Der gesamte Mitgliederbestand stellte sich nach diesen, — natürlich sehr unzuverläss^en 
— , Angaben auf zirka 2000 Personen. 

Unter der Nachwirkung des während des Krieges verhängt gewesenen 
Belagerungszustandes und bei der Urteilslosigkeit und Indifferenz der Arbeiter 
machte Fritzsches Organisation nur langsam Fortschritte, zumal die Lassalleaner 
auf ihrer Generalversammlung 1872 die Gewerkschaften verworfen hatten und 
dadurch ihre Parteianhänger davon abschreckten. 

Wie schon angedeutet, kaben die Tabakarbeiter in den Jahren 1872/73 
besonders zahlreiche Streiks ausgefochten. Das war im wesentlichen in den 
Verhältnissen der Industrie begründet. Die durch den allgemeinen wirtschaft- 
lichen Aufschwimg hervorgerufene Ausdehnung der Tabakindustrie hatte im 
Zusammenhang mit den anderen besonderen Momenten, — cfr. Einleitung — , 
die Hausindustrie, Frauen- und Kinderarbeit zu rascher Blüte gebracht. Hatte 
sich diese Erscheinung, so lange die steigende Konjunktur anhielt, nicht so 
sehr fühlbar gemacht, so hatte sie doch in latenter Wirkung die Lohn- 
aufbesserung zurückgehalten und mußte infolgedessen mit der im Jahre 1872 
eintretenden Preissteigerung der Miete und der Lebensmittel notwendig zu den 
verzweifelten Lohnkämpfen führen. Diese für die Tabakarbeiter möglichst 
günstig zu gestalten, war die nächste Aufgabe des deutschen Tabakarbeiter- 
vereins. Hierbei hatte er einen schweren Stand, mußte er doch den Kampf 
gegen eine starke Koalition der Tabakfabrikanten, die sich auf dem Kasseler 
Kongreß 1872 zusammengeschlossen hatten,' und besonders auch gegen die 
feindselige Stellimgnahme der Regierungen führen. In völliger Nichtberück- 
sichtigung der inneren, in den ökonomischen Verhältnissen liegenden Gründe, 
die die damalige allgemeine Streikbewegung veranlaßten, sahen letztere nur die 
äußeren ungünstigen Wirkungen derselben auf das ganze Wirtschaftsleben und 
traten deshalb den Gewerkschaften, in denen sie nur die boshaften und skruppel- 
losen Erreger sahen, auf das schärfste entgegen. Vom Standpunkte des Rechts- 
und Wohlfahrtsstaates hatte deshalb die preußische Regierung, um gegen die 
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Ausartung und den Mißbrauch der Streiks erfolgreich auftreten zu können, 
schon mit Österreich und Sachsen Beratung gepflogen. Auf die unveröffentlicht 
gebliebenen wochenlangen Verhandlungen können wir indirekt aus einem kurz 
darauf an die Provinzialregierungen ergangenen Erlaß des preußischen Ministers 
des Innern schließen: Danach sollte bei Arbeitseinstellungen den Streikbrechern 
weitgehendster Schutz gegen Streikende gewährt werden. 

Konnte der deutsche Tabakarbeiterverein auf Grund dieser ungünstigen 
Verhältnisse nicht sehr erfolgreich sein, so zeigte er seinen Nutzen, ja seine 
Unentbehrlichkeit für die Berufsgenossen nach dem Krach 1873 in um so 
hellerem Lichte. Die infolge desselben in der Tabakindustrie eingetretene 
Depression hatte, wie in keiner anderen Industrie, große Arbeitslosigkeit, Not 
und Elend im Gefolge imd deckte die den Tabakarbeitem durch die Haus- 
industrie drohende Gefahr in ihrem ganzen Umfange auf. Gegen diese und 
gegen die Gefangenenarbeit suchte der deutsche Tabakarbeiterverein anzu- 
kämpfen, indem er sowohl auf dem norddeutschen allgemeinen Zigarrenarbeiter- 
tag am 13./ 14. September 1874,^ wie auch in einer öffentlichen Zigarren- 
arbeiterversammlung in Berlin am 27. Oktober 1874^ diesbezügliche Petitionen 
durchsetzte. 



1 »In Erwägung, daß die durch maßlose Spekulation und planlose Produktion in 
beispielloser Weise herabgedrückte Lebensstellung der Tabakarbeiter einer nachhaltigen Ver- 
besserung bedarf, die ohne Beseitigung der Hausindustrie, sowie der Kinderarbeit nicht 
möglich ist, wird eine Massenpetition an den Reichstag gerichtet, mit der Aufforderung, 
durch eine den Anforderungen der Vernunft und Humanität entsprechende Fabrikgesetzgebung 
die angeführten Übelstände zu beseitigen.« — — — 

2 »Die immer trauriger sich gestaltende Lage der Arbeiter, welche in den Zigarren- 
fabriken ihren Lebensunterhalt zu gewinnen gezwungen, ist zu einem großen Teil die Wirkung 
von Ursachen, die gleichzeitig gemeinschädlicher Natur sind. Diese Gremeinschädlichkeit ver- 
anlaßt uns, die Hilfe des deutschen Reichstags zu fordern, weil wir es für dessen Pflicht 
halten, das gemeinsame Interesse gegen jede Schädigung zu schützen und zu wahren, soweit 
es in seiner Macht liegt. Obgleich wir die betrübende Erfahrung gemacht haben, daß die 
vom Reichstag des norddeutschen Bundes gefaßten Beschlüsse über den einen Teil der Materie, 
die wir in Gegenwärtigem dem derzeitigen Parlament des Deutschen Reiches unterbreiten, 
bisher ohne allen und jeden Erfolg geblieben sind, haben wir doch nicht alle Hoffnung ver- 
loren, daß bei wiederholter Beschlußfassung des hohen Hauses man wenigstens einige Rück- 
sicht auf die Beschlüsse desselben nehmen wird, und so erlauben wir uns, die nachfolgenden 
Anträge einem hohen Reichstag dennoch zur Beschlußnahme zu unterbreiten und zur An- 
nahme dringend zu empfehlen: 

Antrag i. Der Reichstag wolle beschließen, das Reichskanzleramt aufzufordern, bei 
den hohen Regierungen des Deutschen Reiches dahin zu wirken, daß die Zigarren- 
fabrikation in den Strafanstalten beseitigt oder aber soweit reduziert werde, daß die 
Zahl der in diesem Fabrikationszweige beschäftigten Detinierten in gleichem Verhältnis 
zu der Zahl der freien Zigarrenarbeiter steht, wie dieses in den dieser zunächst 
ungünstig gestellten Geschäftszweigen der Fall ist (in Sachsen werden beispielsweise 
etwa 3000 Strafgefangene mit Zigarrenfabrikation beschäftigt). 

Antrag 2. Der Reichstag wolle beschHeßen, dem § 34 der G.-O. für das Deutsche 
Reich folgendes Alinea anzufügen: diejenigen Gewerbe, welche gifthaltige Materialien 
verarbeiten und deshalb die Gesundheit der damit beschäftigten Personen gefährden, 

3* 
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Vor allem gewährte er aber durch seine Unterstützungseinrichtungcn und 
deren weiteren Ausbau, — er errichtete im Oktober 1874 eine Zentral-Kranken- 
und Sterbekasse, — cfr. Anlage IV — , seinen Mitgliedern in dieser Zeit der 
schwersten Not tatkräftige Hilfe, wodurch er zugleich eine erfolgreiche Agitation 
ausübte. Zu letzterem Zwecke unternahm Fritzsche auch größere Reisen, um 
die Berufsgenossen von der Notwendigkeit eines engen Zusammenschlusses zu 
überzeugen und sie dem deutschen Tabakarbeiterverein zuzuführen, der wie er 
betonte, nicht bloß sozialdemokratische Mitglieder aufnehme. Beachtenswert ist 
die Schilderung, die er gelegentlich einer Rede in einer öffentlichen Versammlung 
der Zigarrenarbeiter in Verden am 15. September 1874 von der Wirksamkeit 
und dem Nutzen seines Vereins gab. Er sagte im wesentlichen folgendes: 
Der deutsche Tabakarbeiterverein habe während seines achtjährigen Bestehens 
nicht allein zur Besserung der ökonomischen und sozialen Lage viel Segens- 
reiches geleistet, sondern es sei auch durch denselben auf politischem Gebiete 
manches zur Aufklärung beigetragen worden. Die Organisation habe besonders 
bei der gegenwärtigen Krisis mancherlei Vorteile gewährt und habe vor allem 
kraft der im Verein herrschenden Eintracht und Solidarität bewirkt, daß die 
Not und Bedrückung nicht so fühlbar wie 1857 auf die ganze Korporation 
einwirken konnte. Dies wäre eben das Hauptverdienst des deutschen Tabak- 
arbeitervereins; und sein dauernder Nutzen sei, daß er bei günstigem Geschäfts- 
gange früher, als die Fabrikanten es freiwillig täten, die Löhne in die Höhe 
treibe, und bei Krisen das Sinken derselben auf längere Zeit, als es den 
Prinzipalen angenehm sei, hinauszuschieben vermöge. 

Wie wir gesehen haben, hatte der Verein in der Tat sich nicht nur 
stets als Vorkämpfer für die Berufsinteressen bewiesen, sondern hatte in der 
damaligen Zeit geradezu den Beweis seiner Existenzberechtigung, ja Not- 
wendigkeit für die Berufsgenossen geliefert. Die höchste Leistung vollbrachte 
er am Schlüsse des Jahres 1874. In Braunschweig war Anfang November 
wegen Einführung einer neuen Fabrikordnung (im Sinne der bekannten Berliner 
vom Jahre 1868) ein allgemeiner Streik ausgebrochen. Da von den 450 
Streikenden 297 Mitglieder des deutschen Tabakarbeitervereins waren, beschloß 
dieser, zwecks Agitation auch für die Unterstützung der übrigen zu wirken. 
Fritzsche schrieb sofort nach London und erhielt (durch Vermittlung von Marx) 
100 £, Mit diesem Gelde errichtete er in Braunschweig eine Arbeiterfabrik, 
worin er zunächst die verheirateten Mitglieder beschäftigte. 

In Berlin berief er dann am 24. Oktober eine öffentliche allgemeine 
Zigarrenarbeiterversammlung, in welcher auf seinen Antrag ein Komitee gewählt 
wurde, zwecks Sammlung von Unterstützungsgeldem für alle Streikenden. 
Ebenso wurde auf seine Einwirkung hin beschlossen, daß die gesammelten Be- 
träge an den Braunschweiger Ortsvorstand des deutschen Tabakarbeitervereins 
abgeführt, und die Unterstützung nur gegen Wechsel gewährt werden sollte. 
Durch diese Maßnahmen wurden die sämtlichen Streikenden, wie ohne weiteres 
klar ist, in ein Abhängigkeitsverhältnis zu dem deutschen Tabakarbeiterverein 



dürfen nicht als Hausindustrie, sondern nur in den Werkstätten betrieben werden, 
welche der Kontrolle der öffentlichen Wohlfahrtspolizei unterstellt sind. Die öffent- 
liche Wohlfahrtspolizei, eventuell das Reichsgesundheitsamt, hat festzustellen, welche 
Gewerbe in diese Kategorie gehören. Diese Novelle zur Gewerbeordnung tritt in 
Kraft am i. Oktober 1875.« 
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gebracht. Allerdings hatten sie es diesem in erster Linie zu verdanken, daß 
der Streik ein erfolgreiches Ende nahm. Bis es durch Vermittlung Fritzsches 
gelang, die Arbeitgeber zum Nachgeben und zum Verzicht auf die Fabrik- 
ordnung zu zwingen, wurden vom deutschen Tabakarbeiterverein 24 000 M. 
Unterstützung gezahlt. 

Man muß die Tätigkeit des deutschen Tabakarbeitervereins und vor 
allem Fritzsches für die Berufsgenossen in dieser Krisis bewundern, wenn man 
bedenkt, daß ihnen von den Behörden die größten Schwierigkeiten in den 
Weg gelegt wurden. 



3. Die Haltung der Aufsichtsbehörden und ihr Einfluß auf den 

deutschen Tabakarbeiterverein. 

Gleich von Anfang an war das Berliner Polizeipräsidium dem deutschen 
Tabakarbeiterverein wegen seiner bekannten sozialdemokratischen Leitung mit 
großem Mißtrauen begegnet und hatte ihn dann, da er in den zahlreichen 
Streiks die offensichtliche Führung übernommen, zwecks besserer Kontrolle 
unter Berufung auf das Gesetz vom 11. März 1850 (betreffend politische Ver- 
eine) zu regelmäßiger Anzeige seiner Sitzungen verpflichtet. Fritzsche hatte 
vergebens bei jeder Anmeldung unter dem Hinweis darauf, daß der deutsche 
Tabakarbeiterverein in seinen Vereinssitzungen ebensowenig öffentliche Fragen 
erörtere, wie die Schultze-Delitzschen ^ G^werkvereine, gegen diese Verpflichtung 
protestiert, desgleichen hatte er mit einier diesbezüglichen Beschwerde an den 
preußischen Minister des Innern keinen Erfolg. Die Regierungen waren durch 
die allgemeine Streikbewegung anfangs der 70 er Jahre sehr nervös geworden, 
der große Krach mit seiner völligen Erschütterung des ganzen wirtschaftlichen 
und sozialen Organismus ließ sie die sozialdemokratischen Bestrebungen in 
besonders gefährlichem Lichte erscheinen und machte es ihnen zur Pflicht, 
denselben in jener wirren Zeit mit aller Entschiedenheit entgegenzutreten. 

Da die gewerkschaftliche Organisation sichtbarere Daseinserscheinungen 
hatte als die politische, so konnte sie weit leichter, und da ihr Organismus 
ein kompakterer und innigerer sein mußte, auch viel nachhaltiger getroffen 
werden. So brach mit dem Jahre 1874 die unter dem Namen »Aera Tessen- 
dorf« bekannte Zeit der härtesten Verfolgung für die Gewerkschaften heran, 
angeblich nur, »um den Mißbrauh, den die sozialdemokratische Agitation mit 
ihnen treibe, zu bekämpfen«. 

Fritzsche war ein viel zu geschickter Gewerkschaftsführer, als daß er 
nicht alles vermied, was irgendwie eine Handhabe zum Einschreiten gegen den 
deutschen Tabakarbeiterverein bieten konnte. Sofort wurde auf seinen Antrag 
beschlossen, die Politik aufs strengste aus den Mitgliederversammlungen zu 
verbannen und für die Besprechung öffentlicher Angelegenheiten jedesmal 
öffentlihe Versammlungen einzuberufen. Als im September 1874 die Polizei- 
behörde zu Breslau die Schließung des dortigen Vereins auf Grund des § 7 
al. b des Statuts und wegen der Aufnahme von Frauen verfügte, ließ Fritzsche, 
trotzdem er mit seiner Beschwerde an den Minister Erfolg hatte, und die 



^ Richtiger: Hirsch-Dunckerschen. 
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Schließung am 2. Oktober wieder aufgehoben wurde, den betreffenden Para- 
graphen sofort suspendieren und beantragte im »Botschafter« Nr. 40 vom 
3. Oktober die offizielle Streichung desselben, »damit nicht eine aiidere Polizei- 
behörde auf den Gedanken kommen könnte, ebenfalls aus diesem Grunde die 
Schließung eines Vereins zu vollziehen«. Dank dieser vorsichtigen Haltung 
gelang es der Polizeibehörde nicht, der Staatsanwaltschaft das ihr genügende 
Beweismaterial zum Einschreiten gegen den Verein beizubringen.^ 

Die ausgesprochene feindselige Haltung der Behörde gegen den deutschen 
Tabakarbeiterverein hatte, wie oben bereits angedeutet, zur Folge, daß Fritzsche 
sich dadurch bestimmt fühlte, die öffentlichen Versammlungen mehr und mehr 
zum ausschließlichen Ort irgendwelcher Handlungen und Beratungen zu 
machen. Mit dieser äußeren Verlegung des Schauplatzes war zugleich eine 
größere Aktionsfreiheit gewonnen, die den Charakter der Verhandlungen wesent- 
lich beeinflußte. Jetzt, wo dem deutschen Tabakarbeiterverein die gewerk- 
schaftliche Tätigkeit und Vereinigung erschwert, ja unmöglich gemacht wurde, 
blieb ihm nichts weiter übrig, — zumal, wo die größte wirtschaftliche Not 
drängte — , als in politischem Kampfe für die ökonomische Hebung der Be- 
rufsgenossen zu kämpfen. So wurden, wie wir sehen werden, die Tabakarbeiter, 
die sich gerade auf rein gewerkschaftlichem Gebiete anzusiedeln gedachten und 
in dem Verband bereits eine selbständige und unabhängige Organisation für 
ihre rein ökonomischen Interessen geschaffen hatten, durch die Bedrückung 
wieder auf das politische Gebiet zurückgeworfen. 



4. Die allmähliche Umwandlung des bisher rein ökonomischen 
Charakters des deutschen Tabakarbeitervereins in einen mehr 

politischen. 

In den öffentlichen Versammlungen hielt Fritzsche selbst eine Reihe all- 
gemeiner Vorträge über Kultur imd Wirtschaftsgeschichte und übte im Anschluß 
daran scharfe Kritik an den bestehenden wirtschaftlichen und politischen Zu- 
ständen. Er wies auf die infolge der von dem Finanzminister in unwirtschaft- 
licher Weise auf den Markt geschleuderten Milliarden eingetretene Verringerung 
des Geldwertes hin, die eine allgemeine Preissteigerung im Gefolge gehabt 
hätte, ohne die Löhne zu erhöhen, beschrieb die infolgedessen um so stärkere 
Wirkung der großen Krisis mit ihrer Not und Arbeitslosigkeit und ging dann 
auf die mit der zimehmenden Hausindustrie und Gefangenenarbeit sich be- 
sonders imgünstig gestaltenden Verhältnisse der Tabakarbeiter ein. Alle diese 



I Daß Grerichts- wie Polizeibehörden den deutschen Tabakarbeiterverein für einen 
gefährlichen politischen Verein hielten, den man mit allen Mitteln bekämpfen müsse, das 
hatten sie vor allem in ihrem scharfen Vorgehen gegen die Filiale in Melle dokumentiert. 
Bei drei dortigen Tabakarbeitem waren Schriftstücke gefunden worden, die sie als Mi^lieder 
des dortigen deutschen Tabakarbeitervereins auswiesen; daraufhin hatte der Magistrat sofort 
gegen die Vorstandsmitglieder auf Grund der §§ 8 b und 16 des Gesetzes vom 11. März 1850 
wegen Nichtanmeldung eines »Einwirkung auf öffentlichen Angelegenheiten bezweckenden 
Vereins« eine Strafe von 15 M. festgesetzt, die am 25. Februar 1875 gerichtlich bestätigt 
wurde. 
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Faktoren, so schloß er, in Verbindung mit der Anfeindung der Behörden und 
der rücksichtslosen Ausbeutung der koalierten Unternehmer — diese beab- 
sichtigten damals eine Herabsetzung des Minimallohns für Mille Zigarren auf 
I Reichstaler 15 Sgr. I — müßten eine allgemeine und kräftige Organisation 
in dem deutschen Tabakarbeiterverein, der nicht bloß sozialdemokratische Mit- 
glieder aufnehme, zur einfachen Notwendigkeit für alle einsichtigeren Berufs- 
genossen machen. 

Auch die anderen Redner, unter anderem die Abgeordneten Hasselmann, 
Reimer-Altona, Dr. Kuntze, die in den öffentlichen Versammlungen der Tabak- 
arbeiter Vorträge hielten, agitierten lebhaft für den Beitritt zum deutschen 
Tabakaibeiterverein, »da nur eine ausgedehnte und straffe Organisation die 
Interessen der Arbeiter gegen die Ausbeutung durch das Kapital wirksam 
wahren könnte, wie überhaupt eine Verbesserung der sozialen und ökonomischen 
Lage der Berufsgenossen nur durch geschlossenes und einiges Vorgehen gegen 
im Berufe bestehende Mißstände möglich wäre«. Als den ärgsten und drückendsten 
Mißstand bekämpften alle die Hausindustrie, die sie in sanitärer, pekuniärer 
und moralischer Beziehung verwarfen. Auf Antrag Fritzsches wurde im An- 
schluß an einen Vortrag Dr. Kuntzes in der öffentlichen Versammlung am 
25. Oktober 1875 ^^® Resolution gefaßt: »Die Kassenärzte werden von den 
Vorständen der Krankenkassen der Zigarrenarbeitervereine angehalten, ein Gut- 
achten darüber abzugeben, wie nachteilig die Zigarrenarbeit auf die Arbeiter 
wirke«, und außerdem eine besondere Kommission für die Agitation gegen die 
Hausarbeit gewählt 

Von besonderer Bedeutung waren die beiden Vorträge des Reichstags- 
abgeordneten Reimer-Altona vom November 1875 und Januar 1876 über die 
Hausarbeit und ihre schädliche Wirkung sowohl für die betreffenden Zigarren- 
arbeiter selbst, wie für den ganzen Beruf. Reimer bezeichnete die Haus- 
arbeiter geradezu als Selbstmörder, weil manche 18 Stunden lang arbeiteten 
und erinnerte daran, daß infolgedessen »die blassen Arbeiter und Arbeiterinnen 
schnell dahinstürben«; wie er selbst in Altona, wo die Not am größten sei, 
Arbeiter ohne Bett gefunden hätte etc., und wie naturgemäß die Vernach- 
lässigung der Kinder um sich greifen müsse. »Die ungesunden Räume, wo in 
der Regel die Arbeit verrichtet würde, kultivierten die Kehlkopf- und Rücken- 
markschwindsucht, die freien Arbeiter ständen schlechter als die Arbeiter in 
den Zuchthäusern, denn diese hätten doch eine regelmäßige Stundenarbeitszeit 
und gesunde Räume mit Ventilation. Dann auf die ökonomische Seite über- 
gehend, kennzeichnete er die Hausindustrie, die während der Zeit der Hoch- 
konjunktur in den Großstädten erzeugt und verbreitet wäre, als die »Haupt- 
schuldige an den jetzigen schlechten Lohnverhältnissen«. Durch die Haus- 
industrie würde der Vorteil für die Fabrikanten größer, da die Ausgaben für 
Lokal, Heizung und Beleuchtung fortfielen. Nach der gewerblichen Statistik 
für Altona und Ottensen verdienten die Hausarbeiter bei einer Arbeitszeit von 
durchschnittlich 78 Stunden 13,57 M. , während in den besseren Fabriken 
Berlins mit gesunden Arbeitsräumen (Jasper, Scheplenberg, Lessing etc.) bei 66 
Stunden Arbeit 4 Reichstaler Lohn gezahlt würde. Reimer empfahl am 
Schlüsse seines Vortrags die Einführung einer allgemeinen gewerblichen Statistik 
der Tabakarbeiter und forderte zwecks besserer Durchführung derselben zum 
Eintritt in den deutschen Tabakarbeiterverein auf. Wenn jedem Mitgliede des 
deutschen Tabakarbeitervereins, so meinte er, eine Karte ausgehändigt würde, 
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in welcher für ein Jahr die Krankheit und der Lohn des betreffenden Arbeiters 
ausgewiesen würde, dann erst könnte man auf Grund unanfechtbaren statistischen 
Materials um Abhilfe des »Krebsschadens« der Hausindustrie und der Ge- 
fangenenarbeit, — nach der Statistik von 1871 seien von 14000 gewerblichen 
Arbeitern in Zuchthäusern 2400 Zigarrenarbeiter — , mit einiger Aussicht auf 
Erfolg bei den Regierungen petitionieren. 

Auf diese Anregimg hin nahm der deutsche Tabakarbeiterverein unter 
Fritzsche dann die praktische Durchführung der Idee in die Hand. Die 
Nr. 24 der »Berliner Freien Presse« vom 29. Januar 1876 gibt uns hierüber 
einen übersichtlichen Bericht. Es heißt darin wörtlich: »Die Zigarrenarbeiter werden 
im Monat Februar eine statistische Erhebung über die finanziellen, sozialen 
und hygienischen Verhältnisse aller in Deutschland in der Tabakindustrie be- 
schäftigten Arbeiter veranstalten; dieser Zweig der Statistik, obgleich wohl einer 
der wichtigsten, ist bisher von imserer offiziösen Statistik nicht kultiviert worden. 
Die Anordnung der durch Zählkarten gestellten Fragen ist einfach und ver- 
ständlich und doch alles Wissenswerte umfassend. Über 25000 Zählkarten 
werden gedruckt und, mit der nötigen Instruktion versehen, an die statistischen 
Komitees versendet, die in den verschiedenen Orten zum Zweck dieser 
statistischen Erhebungen von den Tabakarbeitem gewählt worden sind. Jede 
dieser Karten ist mit einer Zentralnummer versehen, so daß, wenn im Jahre 
1877 und den folgenden, wiederum diese Erhebung stattfindet, jedes Individuum 
die gleiche Nummer erhält, gleichviel an welchem Ort es im Laufe der Zeit 
übergesiedelt ist. So läßt sich von jedem Tabakarbeiter durch Jahre hindurch 
eine Lebensbeschreibung erlangen, was für die Wissenschaft von größter 
Wichtigkeit sein muß. Der »deutsche Tabakarbeiterverein«, der mehr als 7000 
Mitglieder in mehr als 100 Orten zählt, hat jetzt ein Vermögen von mehr als 
26000 M. und ein eigenes Organ, der »Botschafter«, der in einer Auflage 
von über 5 000 Exemplaren erscheint. Dieses Blatt erscheint wöchentlich und 
kostet nur 50 Pf. pro Quartal. Durch denselben ist es dem Verein gelungen, 
sich zu einem der bestorganisierten Gewerkschaftsvereine empor zu arbeiten. 
Der Verein besteht seit 1865, ist der älteste in Deutschland, und seine Zeitimg 
hat den 1 1 . Jahrgang angetreten. Seit zwei Jahren hat er begonnen , die 
Hilfskassen der Tabakarbeiter in ganz Deutschland zentralistisch zu organisieren, 
so daß die Mitglieder derselben an jedem Orte, wo der Verein eine Ver- 
tretung hat, unterstützungsberechtigt sind. Dadurch ist die Freizügigkeit der 
Hilfe in der Not der politischen Freizügigkeit zur Seite gestellt. Man wird 
nun wohl aus diesen dürftigen Notizen schon ersehen können, daß der blinde 
Haß, mit dem Einzelne die Bestrebungen derartiger Vereine verfolgen, nur in 
der Unkenntnis imd in .nicht zu rechtfertigendem Egoismus wurzeln kann.« 

In der Tat stand der deutsche Tabakarbeiterverein im Jahre 1876 
glänzender denn zuvor da. Die schwere Zeit der Krisis hatte, wie wir gesehen, 
seine innere Organisation ausgebaut und gefestigt; der mutige Vorkampf für die 
Berufsinteressen, hatte ihm Anerkennung und Sympathie unter den Arbeitern geweckt. 

5. Die Generalversammlung des deutschen Tabakarbeitervereins am 

10. bis 14. Juni 1876 zu Bremen. 

Einen guten Einblick in den Stand des Vereins gibt uns der auf der 
fünften ordentlichen Generalversammlung zu Bremen von Fritzsche erstattete 
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Situationsbericht. Darin heißt es im Anfang wörtlich: »Die zurückgelegte Ver- 
einsperiode ist als eine für uns überaus günstige zu bezeichnen, die stetige 
Zunahme von Mitgliedern, und zwar an solchen Orten, wo zuweilen die größte 
Antipathie gegen den Verein vorherrschend war, gibt Zeugnis dafür, daß sich 
endlich die Erkenntnis von der schützenden Macht, die in dem Verein liegt, 
und von der sittlich erhebenden Kraft, die wir aus ihm zu schöpfen vermögen, 
Bahn gebrochen hat: Der Verein war ein Asyl für die Verfolgten, eine Veste 
für die streitbaren Kämpen und ein Hort der Gerechtigkeit.« Nach kurzem 
Hinweis auf die vielen glücklich und still durchgefochtenen Streiks ging Fritzsche 
auf die finanzielle Lage über, von der er folgendes sagte: »Trotzdem uns der 
Braunschweiger Ausschluß viele Tausende von Talern gekostet, sind doch 
unsere Finanzverhältnisse die günstigsten. Größer an Mitgliederzahl war der 
Verein allerdings im Jahre 1869, aber leistungsfähiger, schlagfertiger, finanziell 
festgegründeter war er nie. Nach meiner Schätzung hat der Verein jetzt ein 
Vermögen von über 27000 M., seine Einnahmen betragen wöchentlich 1200 M., 
wovon die Hälfte in den Reservefonds für Streiks, Maßregelung und unvorher- 
gesehene größere Ausgaben fließt.« 

Im Anschluß an diese Mitteilungen Fritzsches und zur Bestätigung der- 
selben möge hier der in der »Berliner Freien Presse« Nr. 42 vom 20. Februar 
1875 veröffentlichte Rechenschaftsbericht über die Vermögenslage des deutschen 
Tabakarbeitervereins im Jahre 1876 folgen: 

Einnahmen. 

Vortrag pro I. Quartal 971.61 M. 

Laufende Steuer 50 168.34 * 

Einstandsgeld i 938.19 » 

Für Bücher 796.31 » 

Freiwillige Beiträge 6 149.48 » 

Abonnementsbeiträge 70. 11 » 

60094.04 M. 
Ausgaben. 

1. An Unterstützungen: 

a. Reiseimterstützung 3 931*87 M. 

b. Arbeitslose u 027.36 » 

c. Begräbnisgeld i 170.09 » 

16 129.23 M. 

2. Zur Förderung der intellektuellen Interessen durch den 

»Botschafter« . . , 10987.37 M. 

3. Für Ortsverwaltung (120 Mitgliedsch. u. 63 Kranken- 

kassen), örtliche Agitation, Gerichtskosten etc. . 7 342.28 M. 

Die Ausgaben für die Ortsverwaltung etc. (3) betragen also rund 

i2i/2<*/o der Gesamteinnahmen. 

Das Barvermögen, soweit es an den verschiedenen Ortschaften deponiert ist, setzt sich 
zusammen aus: 24983.75 M. Reservefonds 

I 967.03 » Überschuß der Tageskassen 
2815.44 » im vorausbezahlte Abonnements 
Barvermögen 29666.19 M. 

Gesamtvermögen 32081.06 » (lt. Rechnung auf der Generalversammlung). 



42 



n. Kapitel. 



Das Vermögen der Zentral-Kranken- und Sterbekasse, welches getrennt 

verwaltet werden muß,, beträgt: 14 51 8. — M. 



Die Hauptverwaltung kostete: 

Jährl. Gehalt des Geschäftsführers 1800. — M. 

Halbjahr]. Gehalt des Hilfsarbeiters 462. — » 

Remuneration des Hauptkassierers 225. — » 

» an Kindermann 7. — » 
(zeitweiliger Hilfskassierer) 

Für Verwaltungsratssitzungen. . 94. — » 

Für Revision der Hauptkasse . 21. — » 

2609. — M. 



DieGesamteinnahmed.Kran- 

kenkasse beträgt zirka . 30 000. — M. 
die des Vereins .... 60 000. — » 

90000. — M. 
mithin kostet die Hauptverwaltung inkl. 
der Redaktion des »Botschafters«, soweit 
die Gehälter in Betracht kommen, nur 28/5O/0. 



Ungeachtet dieser glänzenden Lage des Vereins, die doch in erster 
Linie das Verdienst der tüchtigen Geschäftsleitung war, wurden Fritzsche auf 
der Generalversammlung in kleinlicher und mißgünstiger Weise Nachlässigkeit 
und zugleich Eigenmächtigkeit vorgeworfen, ja er offen der Unterschlagung 
verdächtigt.^ Doch wurden alle diese persönlichen Anfeindungen und ebenso 
die Beschwerden der süddeutschen Mitgliedschaften über Vernachlässigung und 
Zurücksetzimg, die in dem Mannheimer Antrag betreffend Verlegung des Ver- 
waltungsrats bis zur nächsten Generalversammlung nach Süddeutschland gipfelten, 
nach eingehender Prüfung als unbegründet zurückgewiesen. Gleichzeitig wurden 
unter dem besonnenen Einflüsse Meisters von der Generalversammlung die 
großen Verdienste Fritzsches anerkannt und der Antrag Neuwied-Flensburg, 
den Sitz der Verwaltung in Berlin zu lassen, mit großer Mehrheit angenommen. 
Der Antrag Fritzsches, ihm einen besoldeten Sekretär zwecks pünktlicher Er- 
ledigung der Geschäfte zur Seite zu geben, da er allein die wachsenden 
Arbeiten kaum mehr bewältigen könnte, und »besonders auch für den Fall, 
daß eine Vertretung seiner Person notwendig würde, wenn er einmal auf Staats- 
kosten zur Erweiterung seiner Kenntnisse auf längere Zeit zu einem unfrei- 
willigen Stilleben begnadigt würde«, wurde vertagt, bis die Stärke des Gesarat- 
vereins festgestellt wäre. — 

Vor allem hatte sich die Bremer Generalversammlung mit dem neuen 
Hilfskassengesetz vom 7. April 1876, — es handelte sich hauptsächlich um 
§ 141 G.-O. — , näher zu befassen. Der nach den Vorschriften des Gesetzes 
veränderte Statutenentwurf der Zentral-Kranken- und Sterbekasse, — wesentlich 
war vor allem der § 7 a — , wurde genehmigt und bezüglich der Verwaltung 
folgende Resolution gefaßt: Die Mitglieder des deutschen Tabakarbeitervereins 
wählen den Gesamtvorstand und schlagen diesen der Zentral - Kranken- und 



I Ein Mitglied des Braunschweiger Ortsvereins, Wolff, verlangte Rechenschaft über 
den Verbleib und die Verwendung der bei Gelegenheit des Braunschweiger Streiks von Eng- 
land gesandten 100 ;^. Fritzsche, der die Auskunft darüber ablehnte, bewies durch einen 
Brief, daß das Geld nicht dem Braunschweiger Verein, der keine juristische Person sei, und 
dessen Komitee in seinen Mitgliedern häufig wechselte, sondern ihm persönlich geliehen sei. 
Gleichzeitig wies er nach, daß Wolff nur aus niedriger Rachsucht gegen ihn vorgehe, weil 
derselbe seinerzeit bei einem Gesuch um persönliche Unterstützung von ihm abschläglich be- 
schieden sei. 
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Sterbekasse vor, damit die Mitglieder dieser denselben in der Generalversammlung 
zum Gesamtvorstand ebenfalls der Kasse wählen. Dadurch wurde erzielt, daß 
die Verwaltung eine einheitliche blieb. 

Die praktische Durchführung der Ortskrankenkassenverwaltung wurde wie 
bisher dezentralistisch gelöst, d. h. dem Ermessen der einzelnen Mitgliedschaften 
überlassen. Diese selbst sollten auf Grund der besonderen lokalen Verhältnisse 
und Bedürfnisse entscheiden, wie sie es z. B. mit der Anstellung eines Kassierers 
und der Ärzte, den Verträgen mit den Apothekern, der Aufnahme von Mit- 
glieder halten wollten, ob sie freien Arzt und freie Medizin gewähren, oder ob 
sie die Filiale nur als Aushilfskasse betrachten und noch bei der alten Orts- 
krankenkasse bleiben wollten, um von dieser Arzt und Medizin zu erhalten, 
und dergleichen mehr.' 



6. Die Ursachen der Auflösung des deutschen Tabakarbeitervereins. 

Auf der Generalversammlung zu Bremen hatte Fritzsche am Schluß der 
Zuversicht Ausdruck gegeben, daß er den Bestand des Vereins für alle Zukunft 
gesichert halte. Gleichzeitig hatte er die Hoffnung ausgesprochen, daß der 
Verein ebensowenig den behördlichen Verfolgungen zum Opfer fallen werde, 
und hatte daran die dringende Mahnung geknüpft, auch femer die Politik 
strengstens aus den Vereinssitzungen zu verbannen und nur in öffentlichen 
Versammlungen zu behandeln. Diese Mahnung war um so mehr am Platze, 
als der Verein seit dem Gothaer Einigungskongresse am 27. bis 29. Mai 1875 
eine ausgesprochen sozialdemokratische Färbung und Tendenz erhalten hatte 
und infolgedessen von den Behörden naturgemäß schärfer beobachtet wurde. 

Von so anerkannt weittragender Bedeutung die Einigung der beiden 
sozialdemokratischen Fraktionen für die politische und gewerkschaftliche Be- 
wegung im allgemeinen gewesen ist, dem deutschen Tabakarbeiterverein hat sie 
keine großen positiven Vorteile gebracht. Wie wir wissen, war der Verein seit 
seiner Rekonstruktion im Jahre 1872 selbständig und unabhängig von einer 
politischen Partei und hatte seine Mitglieder aus allen Parteifärbungen rekrutiert. 
Für ihn hatte die Einigung der beiden Fraktionen also nur eine indirekt agita- 
torische Bedeutung, insofern als durch die offizielle Beilegung der Partei- 
zwistigkeiten vielleicht manche Berufsgenossen erst ihren Eintritt mit ihrer 
politischen Überzeugung vereinbar hielten. 



I Wie wir aus dem oben mitgeteilten Geschäftsbericht von 1876 ersehen haben, war 
die Gesamtlage der Zentralkasse eine günstige; ihr Vermögen betrug 14 518 M. Dagegen 
war der Stand der einzelnen Ortskassen nach den besonderen Mitgliederverhältnissen sehr ver- 
schieden. So hatte z. B. die Berliner Ortskrankenkasse am i. Januar 1876 bei dem allgemein 
normierten Beitrag von 30 Pf. pro Kopf und Woche einen Überschuß von 3000 M. zu ver- 
zeichnen und hoffte allmählich ihren Mitgliedern auch freien Arzt und freien Apotheker ge- 
währen zu können, während andererseits die Kasse in Wandsbeck bei demselben Beitrage 
900 M. zugesetzt hatte und dringend für Erhöhung agitierte. 
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Viel größer war der nachteilige Einfluß des Gothaer Kongresses. Ich 
habe oben bereits angedeutet, wie der Verein im Vorkampf für die wirtschaft- 
lichen Interessen der Berufsgenossen gestritten hatte, und wie diese unter dem 
Druck der ungünstigen Verhältnisse den Wert seiner Unterstützungseinrichtungen 
mehr und mehr hatten schätzen lernen. Ich habe auch bereits darauf hinge- 
wiesen, wie dann unter der Verfolgung der Behörden ein politisch oppositioneller 
Geist in dem Verein aufkam und naturgemäß aufkommen mußte, und wie die 
Gegnerschaft sich wechselseitig verschärft hatte. Jedoch hatte bis zur Gothaer 
Einigung die Gewerkschaft, — schon weil sie sich aus Mitgliedern der beiden, 
sich bisher bitter befehdenden Parteifraktionen zusammensetzte — , von einer 
politischen Agitation abgesehen und absehen müssen, so war jetzt dafür die 
Bahn frei. Als dann noch von der Regierung wieder das Projekt des Tabak- 
monopols aufgeworfen wurde, da setzte sie mit aller Kraft ein. So erhielt der 
Verein, der sich bisher vollständig auf die ökonomische Interessenvertretung 
seiner Mitglieder beschränkt hatte, bald eine ausgesprochene politische Tendenz. 
Schon bei Gelegenheit der Beratung des Regierungsentwurfes über das Hilfs- 
kassengesetz in der von PVitzsche einberufenen Versammlung der Berliner 
Tabakarbeiter am 27. November 1876 wurde gegen die Unterstellung der 
Kasse unter die Polizeibehörde (statt unter das Handelsgericht) und gegen die 
Teilnahme der Fabrikanten an derselben heftig angekämpft.^ 

Gleichzeitig wurde auf seinen Antrag die Errichtung eines Wahlfonds zur 
Agitation für die Reichstagswahlen beschlossen, um neue Sitze für die Sozial- 
demokratie zu erringen und auf diese Weise in politischer Beziehung den 
Arbeitern zu ihren Rechten verhelfen zu können. Der deutsche Tabakarbeiter- 
verein setzte sich offen mit dem sozialistischen Arbeiterwahlverein in Berlin, 
dessen Vorsitzender der Schriftsetzer Heinsch war, in Verbindung, und seiner 
eifrigen Agitation war es, wie Fritzsche in seiner Festrede beim Stiftungsfest 
des deutschen Tabakarbeitervereins am 14. April 1877 dankbar rühmen konnte, 
nicht zum geringen Teile zu verdanken, daß er als Reichstagsabgeordneter in 
Berlin gewählt worden war. 

Es liegt eine gewisse Tragik über diesem Stiftungsfeste. Mit Stolz sah 
man auf die glänzende Lage des Vereins und feierte vor allem den günstigen 
Wahlausfall, von dem man sich die größten Vorteile für die Zukunft versprach 
(Arbeiterschutzgesetz), und dabei sollte gerade die eifrige Anteilnahme des 
Vereins an der politischen Agitation ihm verhängnisvoll werden und sein nahes 
Ende herbeiführen. 

Alle die Pläne betreffend den weiteren Ausbau seiner Unterstützungs- 
einrichtungen, vor allem der Krankenkassen, dann die beabsichtigte Gründung 
von Herbergen mit Arbeitsnachweisebüreaux in den größeren Städten sollte er 
nicht mehr zur Ausführung bringen. 

An der Hand der von August Geib Ende 1877 zusammengestellten 
statistischen Tafel der Gewerkschaften in Deutschland wollen wir uns kurz 
noch einmal ein zusammenfassendes Bild über Mitgliederbestand, Leistungen 
und Verbandseinrichtungen unserer Gewerkschaft verschaffen: 



X Fritzsche sagte u. a. : Aber die Arbeiter werden in die Zwangskassen ihre Ideen 
bringen und das sozialdemokratische Gift überall verbreiten. 
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Der Verein besaß Ende des Jahres 1877 Mitgliedschaften an 120 Orten 
und außerdem noch Einzelmitglieder, so daß sein gesamter Mitgliederbestand 
8100 Personen betrug. Das Eintrittsgeld war auf 50 Pf., der wöchentliche 
Beitrag für die Zigarrenarbeiter auf 20 Pf. für die weiblichen Personen, Wickel- 
macher imd Lehrlinge auf 10 Pf. festgesetzt. Die Einnahmen beliefen sich im 
Monat auf durchschnittlich 5000 M., während seine Ausgaben auf 4500 M. 
berechnet wurden. Davon entfielen auf die Gehälter 200 M. und für das 
wöchentlich in Berlin erscheinende Organ, den »Botschafter« (inkl. Redaktions- 
und Expeditionskosten) pro Nummer 210 M. An Unterstützungen wurden 
gezahlt: a. vom Verbände: Reiseunterstützung 10 resp. 15 Pf. p>ro Meile, für 
Maßregelung 7,50 M. pro Mann und Woche, bei Arbeitseinstellung und Arbeits- 
ausschluß ebenfalls 7,50 M. pro Mann und Woche (cfr. § 18 Anl. III), an 
Sterbegeld beim Ableben der legitimen Ehefrau 45 M. (cfr. § iid), von der 
Zentral-Kranken- und Sterbekasse: an Verpflegungsgeld i M. resp. 1,50 M. pro 
Tag bei einem Beitrage von 15 resp. 22 und 30 Pf. pro Woche, an Be- 
stattungsgeld 45 resp. 66 und 90 M. Die Agitation wurde persönlich und durch 
den »Botschafter« betrieben. Zum Abonnement der Fachschrift waren alle 
Mitglieder (obligatorisch) verpflichtet. Der Abonnementspreis, der sich pro 
Quartal auf 50 Pf. stellte, war im Beitrag eingeschlossen (cfr. § 1 1 c). Die 
Zahl der Abonnenten betrug 7100. Umfaßte der Verein auch nur einen ge- 
ringen Prozentsatz aller Berufsgenossen, — von den 65 000 in der Tabak- 
industrie beschäftigten Personen waren ja nur 8 100 in der Organisation — , 
so lag die Schuld daran nicht an der Geschäftsleitung oder gar an mangel- 
hafter Agitation, sondern der wirkliche Grund für die geringen Erfolge war 
vielmehr in den ungünstigen beruflichen Verhältnissen zu suchen, besonders in 
der ausgedehnten hausindustriellen imd weiblichen Arbeit, die hier vorherrschte 
cfr. Einleitung). 



7. Das Ende des deutschen Tabakarbeitervereins. 

Am 14. Januar 1878 erhob die Berliner Staatsanwaltschaft gegen Fritzsche 
und die anderen Vorstandsmitglieder des Vereins Klage wegen Vergehens gegen 
das preußische Vereinsgesetz vom 11. März 1850. In der Anklageschrift heißt 
es, daß die Mitgliedschaften sich als selbständige Ortsvereine und zugleich als 
politische Vereine charakterisierten. Der selbständige Charakter werde aus dem 
Statut erwiesen: Nach Geschäftsordnung III § 3 haben die Mitgliedschaften 
ihren besonderen Vorstand: Vorsitzender, Kassenwart, Schriftführer und zwei 
Beisitzer. Als Vertreter der Gesamtinteressen des Vereins befindet sich an 
jedem Ort, in welchem mehr als fünf Mitglieder sind, ein Bevollmächtigter 
welcher das Recht hat, gegen die Beschlüsse des Ortsvorstandes und der Mit- 
gliederversammlungen im Namen des Verwaltungsrates Einspruch zu erheben 
(Geschäftsordnung III § i, III § 13, Satzungen § 5 und §§ 20/21). Der politische 
resp. sozieildemokratische Charakter des Vereins gehe aus folgenden Tatsachen 
hervor : 

I. Durch Erkenntnis des Kreisgerichts von Erfurt vom 4. Oktober 1877 
(cfr. »Botschafter« Nr. 48) wird der politische Charakter dieser Mitglied- 
schaft bewiesen. 
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2. »Botschafter« Nr. 23 vom 3. Juni 1876 berichtet über das Stiftungs- 
fest des Vereins, das am 15. Mai in Wandsbeck gefeiert wurde: 
p. Janke hat dort in der Festrede von Dr. Jakobi als von dem 
Altmeister der Sozialdemokratie gesprochen und dann den Nutzen 
und das Endziel des deutschen Tabakarbeitervereins erläutert, welches 
dahin ginge, mit ganzer Kraft dahin zu wirken, daß die freie genossen- 
schaftliche Arbeit eingeführt werde, damit ein jeder in deti Stand ge- 
setzt werde, als Mensch zu leben und sich nicht als Lasttier der 
anderen zu betrachten gebrauche, welches nur dazu bestimmt sei, den 
Launen und Bedürfnissen anderer zu fröhnen. 

3. Auf der vom 10. bis 14. Juni 1876 in Bremen tagenden ordentlichen 
Generalversammlung hat Fritzsche die Anstellung eines Sekretärs 
empfohlen, im Hinblick besonders für den Fall, daß eine Vertretung 
für seine Person notwendig würde, wenn er einmal auf Staatskosten 
zur Erweiterung seiner Kenntnisse auf längere Zeit zu einem imfrei- 
willigen Stilleben begnadigt werde (cfr. pag. 42). 

4. In der Probenummer des »Botschafters« ist diese Zeitschrift ausdrücklich 
als Vereinsorgan bezeichnet und von der Redaktion hervorgehoben 
worden, daß das Programm oder die Ziele, nach denen der »Botschafter« 
streben werde, sich von selbst ergeben: Der Grundzug seines Wesens 
müsse notwendig ein demokratischer, und da er das wirtschaftliche 
Leben der Gesellschaft vorzugsweise berühre, eben auch em sozial- 
demokratischer sein (cfr. pag. 8). 

5. Es sind Frauen aufgenommen worden z. B. in Berlin, Breslau, Magde- 
burg, Altona, Zeitz. 

6. Der Gesamtverein hat sich mit dem sozialistischen Arbeiterwahlverein 
in Berlin (Vorsitzender Schriftsetzer Heinsch) in Verbindung gesetzt, 
ist deshalb also schon politisch. 

Als das Berliner Stadtgericht Dep. 7 die Angeklagten freisprach, legte 
die Staatsanwaltschaft Berufung ein. Die »Berliner Freie Presse« Nr. 40 von 
1878 verhöhnte den Staatsanwalt, daß er den Verein der deutschen Tabak- 
arbeiter wegen seiner großen Machtentfaltung für staatsgefährlich halte, dadurch 
aber nur für die Sozialdemokratie agitiere, da die Auflösung des deutschen 
Tabakarbeitervereins ihr eine Elitetruppe zuführen und die Kriegskasse füllen 
würde, so daß die Propaganda derselben viel nachdmcklicher als bisher für die 
sozialistischen Prinzipien geführt werden könne. 

Die Ungewißheit in der eigenen Sache, vor allem aber dann die nach 
den beiden Attentaten beginnende polizeiliche Verfolgung, sowie die Beratung 
der Ausnahmegesetze gegen die Sozialdemokraten hielten den deutschen Tabak- 
arbeiterverein in steter Spannung. 

Die Vereinsleitung versuchte alle Mittel, um der drohenden Gefahr zu 
entrinnen. So löste sie das seitherige Kontraktverhältnis mit dem »Botschafter«, 
weil derselbe durch seinen politischen Standpunkt dem Verein gefährlich werden 
konnte.^ Dann ordnete Fritzsche im Namen des Verwaltungsrates an, daß die 



X Fritzsche gab mit der Bitte, den »Botschafterc auch femer zu unterstützen, folgende 
Erklänmg: »An die Tabakarbeiter Deutschlands! Die Verfolgungen, welche der »deutsche 
Tabakarbeiterverein« in letzter Zeit zu erdulden hat, haben den Ausschuß dieses Vereins 
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Ortskassen aufgehoben, und alle überschüssigen Gelder an die Hauptkasse ge- 
sandt werden sollten, »weil sie in dieser sicherer liegen würden«. Diese Ver- 
fügung stieß jedoch anfangs auf Mißtrauen und Widerstand bei verschiedenen 
Ortsvereinen, wie man aus einer nochmaligen Aufforderung im »Botschafter« 
Nr. 40 ersehen kann. Beachtenswert für die innere Lage des Vereins zu 
dieser Zeit ist ein längerer Artikel von F. Geier, in welchem er die säumigen 
und widerspenstigen Ortsvorstände zur Pflicht ruft, den ich deshalb wörtlich 
wiedergebe: »Vereinsgenossen! Nichts liegt mir in der gegenwärtig mißlichen 
Zeit, — in der festes Aneinanderschließen um so notwendiger ist — , femer, 
als durch harte Worte leichtfertig eine Mißstimmung unter Vereinsgenossen 
hervorzurufen. Und doch sind einige harte, aber wahre Worte notwendig denen 
gegenüber, die durch unzeitiges Verhalten einen festen Zusammenschluß hindern. 
Ich meine damit diejenigen, die den Anordnungen unserer Vereinsbehörden 
bezüglich unserer Vereinsmittel keine Folge leisten. Wie aus einer Note der 
Redaktion in letzter Nummer des Botschafters hervorgeht, haben einzelne Orts- 
verwaitungei» ihre Weigerungen, den betreffenden Anordnungen nachzukommen, 
mit einem »Mißtrauen der Mitglieder« motiviert. In Wahrheit aber sind viel- 
fach die Gründe: Unberechtigte Neugier einerseits und eine geradezu angeborene 
Oppositionsmanie andererseits. Das mag hart klingen, und doch braucht man 
eben kein Forscher zu sein, um diese Gründe genau zu erkennen. Man darf 
nur die Geschichte unseres Vereins im Gedächtnis durchblättern, und der 
Verwaltungsrat mag nur unserer Aufforderung (siehe weiter unten) entsprechen, 
beides wird eine Bestätigung dieses Urteiles liefern. Manchem Ortsvorstand 
steht vielleicht auch der Ausspruch vor Augen: »Mißtrauen sei eine demo- 
kratische Tugend«, und richtet nach diesem Ausspruche sein Handeln. Allein 
ich bin jener Redensart schon längst abhold, huldige dafür aber dem Spruche 
»Voraicht ist die Mutter der Weisheit« , und so mancher andere wird gleich 
mir des Sinnes sein, daß auch unsere Vereinsbehörden in richtiger Würdigung 
dieses Spruches handelten. Angenommen aber, daß der erstere Ausspruch zu- 
treffend sei und von den renitenten Orts Verwaltungen in gutem Glauben be- 
nutzt wurde, so muß man sich billigerweise fragen: Liegen denn seitens unserer 
Vereinsbehörden Handlungen vor, die ein solches Mißtrauen rechtfertigen? 
Nimmermehr! Und nur der abscheulichste Pessimismus kann diese Frage be- 
jahen. Wenn wirklich Mißtrauen gegen die angeordneten Maßregeln besteht, 



gezwungen, sein Kontraktverhältnis mit mir, als dem Verleger des »Botschafters«, zu fösen. 
Nichtdestoweniger hoffe ich, daß der >Botschafter« nicht im geringsten an seiner Abonnenten- 
zahl einbüßen wird; seit 13 Jahren war er bemüht, die verletzten Rechte und Interessen der 
Tabakarbeiter zu vertreten, wo und wann und von wem sie auch verletzt wurden, imd das 
Zeugnis wird wohl jeder seiner Leser ihm ausstellen ; er hat es oft mit bestem Erfolge getan. 
Ebenso hat er den sittlichen Fonds der Korporation zu heben, zu erweitern, zu vervoll- 
kommnen gestrebt, und selbst unsere Gegner gestehen es zu, daß die Zigarrenarbeiter von 
heute an Bildung und guter Sitte bedeutend höher stehen, als vor Begründung unseres »Bot- 
schafterss daß sein Streben nicht vergebens war. Das Wissen und Können seiner Leser hat 
«r in hohem Maße bereichert und die allgemeinen Interessen, die höchsten Güter der Mensch- 
heit, hat er mit Fleiß und gewiß auch mit dem nötigen Geschick vertreten, denn noch kein 
einziger Freßprozeß, der zur Verurteilung der Redaktion geführt hätte, ist ihm gemacht worden, 
obgleich er nimmer die Wahrheit verhehlt und die Prinzipien der Sozialdemokratie bis in 
ihre äußersten Konsequenzen vertreten hat. Seine Vergangenheit bürgt für seine Zukunft.« 
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SO kann dasselbe nur der Unkenntnis der momentanen Verhältnisse entspringen: 
also Unwissenheit. Diese Unwissenheit bemüht man sich zwar nach Kräften 
zu beseitigen, allein nicht immer kann mit den kleinsten Details gedient werden 
und in der betreffenden Angelegenheit erst recht nicht, weil dies einfach die 
beschlossene Maßregel aufheben hieße. Die praktische Frage bleibt gewisser- 
maßen für die einzelnen Mitglieder verschleiert aus Nützlichkeitsgründen, und 
es fällt ims, die wir den Anordnungen schleunige Folge leisteten, nicht ein, 
nach diesen Nützlichkeitsgründen zu fragen, weil sie für uns im wesentlichen 
klar liegen. Wir sind also durchaus nicht »auf den Kopf gefallen«, denn auch 
wir wollen imsere Vereinsinteressen gefördert wissen und geben imsere schwer 
gezahlten Beiträge nicht so ohne weiteres hin, auch verstehen wir vielleicht 
ebenso gut, wie die Verweigerer, unsere Zeitfrage. Jedoch das Vertrauen ist 
ims nicht abhanden gekommen, das sich unsere Vereinsleiter erworben haben, 
vielmehr wächst dasselbe in Rücksicht auf deren Bemühen, unserer Korporation 
den Bestand zu sichern. Werden wir stets mit der Vereinsverwaltung ver- 
trauensvoll Hand in Hand gehen, dann werden wir trotz Ausnahmegesetze etc. 
auch stets vereint bleiben. Und ob die unter dem Ausnahmegesetz heran- 
brechende Zeit auch rückschlagend wirken mag, einen bisher noch nicht be- 
rührten, -— imd doch nicht von zu unterschätzender Bedeutung — , weiteren 
Vorteil bietet sie; man wird diejenigen kennen lernen, die in klarer Übersicht, 
— auch imter dem schwersten Druck und unter den größten Opfern — , auf- 
richtig, ehrlich und energisch die Interessen des Arbeiterstandes fördern, man 
wird besser unterscheiden können, wo Arroganz und wo kenntnisreiche Bieder- 
keit wohnt, und diese Erkenntnis jetzt schon zu fördern, beschloß die am 
28. September hier abgehaltene Mitgliederversammlung: 

»Den Verwaltungsrat aufzufordern, die Namen derjenigen Mitgliedschaften, 
die sich den Anordnungen der Vereinsbehörden fügten, zugleich aber auch die 
Namen derer, die sich widersetzten, im »Botschafter« zu veröffentlichen.« Ferner 
erlauben wir uns dem Verwaltungsrat vorzuschlagen: »In den Orten, in denen 
man den Beschlüssen des Ausschusses usw. keine Folge leisten will, die Orts- 
vorstände Versammlungen mit dem betreffenden Gegenstand als Tagesordnung 
einberufen, und hinsichtlich dieser wichtigen Angelegenheit eine geheime Ab- 
stimmung herbeiführen zu lassen.« Dieselbe wird ergeben, inwieweit eine 
Pression eigenliebiger Ortsvorstände stattfand. Sollte der Verwaltungsrat diesen 
Wünschen entsprechen, so hoffen wir, daß diejenigen, die jetzt durch ihr Ver- 
halten tatsächlich am Bestehen des Vereins rütteln, von ihrem Beginnen ab- 
lassen und ihrer Pflicht nachkommen werden. 

Großenhain. Friedr. Geier. 

Alle Vorkehrungen des Verwaltungsrates waren jedoch vollständig umsonst. 

Am 23. Oktober 1878 wurde der deutsche Tabakarbeiterverein auf 
Grund des § 6 des R.-G. gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 verboten. In der Begründung des 
Verbots wird gesagt: Die Religion ist als Aberglauben bezeichnet, Neid und 
Haß gegen die besitzenden Klassen geschürt, die Achtung vor dem Gesetze 
erschüttert, für die Umbildung des Staates nach sozialistischen Ideen, darin 
die Arbeiterpartei zur herrschenden Partei zu machen, agitiert, und zum Über- 
tritt in den Verein und zu Sammlungen von Geldern aufgefordert worden, 
damit man Pulver habe, wenn es zum Kampf komme, das Organ, das Statuten- 
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gemäß gehalten werden mußte, ist sozialdemokratisch, sozialdemokratische 
Redner haben gesprochen etc. etc.; deshalb gehört der deutsche Tabakarbeiter- 
verein zu den Vereinen im Sinne des am 21. Oktober 1878 erlassenen Reichs- 
gesetzes. 

Die Beschwerde Fritzsches an die Reichskommission wurde verworfen; 
der ihm am 31. Dezember 1878 übersandte Bescheid lautete wörtlich: »Berlin, 
den 2. Dezember 1878. Auf die von dem Geschäftsführer des deutschen Tabak- 
arbeitervereins, F. W. Fritzsche, unter dem 29. Oktober ds. Js. wider die Ver- 
fügung des Kgl. Polizeipräsidiums zu Berlin vom 23. Oktober d. Js. erhobene 
Beschwerde hat die Reichskommission in ihrer Sitzung vom 2. d. Mts. ent- 
schieden, daß es bei dem Verbote des deutschen Tabakarbeitervereins zu ver- 
bleiben hat. Denn wenn auch nicht aktenmäßig erbracht ist, daß in den ge- 
schlossenen Versammlungen des deutschen Tabakarbeitervereins zu Berlin 
sozialdemokratische, auf den Umsturz der bestehenden Staats- und Gesellschafts- 
ordnung gerichtete Bestrebungen in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden 
Weise sich betätigt haben, so erhellt doch aus den Akten des hiesigen Polizei- 
präsidii F 92 Vol. I und II und besonders aus den Auslassungen des Be- 
schwerdeführers in der Generalversammlung des deutschen Tabakarbeitervereins 
in Bremen vom 11. Juni 1876 zur Genüge, daß die Einberufung von öffent- 
lichen Versammlungen der Zigarrenarbeiter Berlins nur das Mittel war, um in 
Umgehung des preußischen Gesetzes über die Verhütung eines die gesetzliche 
Freiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Versammlungs- und Ver- 
einigungsrechtes vom II. März 1850 Politik treiben und für die Ausbreitung 
sozialdemokratischer Gesinnungen agitieren zu können. Hiernächst aber ist 
nach Ausweis der bezeichneten Akten durch die amtlichen Anzeigen ver- 
pflichteter Polizeibeamten konstatiert, daß in den Jahren 1875, 1876 imd 1877 
in diesen teils von Mitgliedern des Verwaltungsrates, teils des hiesigen Orts- 
vorstandes des deutschen Tabakarbeitervereins veranstalteten Versammlungen 
zu wiederholten Malen von sozialdemokratischen Agitatoren Reden gehalten 
worden sind, welche den Umsturz der bestehenden Staats- und Gesellschafts- 
ordnung vorzubereiten bestimmt waren und durch Aufreizung zum Hasse gegen 
andere Klassen der Bevölkerung den öffentlichen Frieden gefährdeten. Hierzu 
kommt, daß das Organ des Vereins in der Presse, der »Botschafter«, welches 
nach § 18 der Satzungen, von Vereinswegen allwöchentlich herausgegeben 
wurde, und zu dessen Haltung jedes Mitglied des Vereins nach § 1 1 der 
Satzungen verpflichtet war, nach der eigenen Erklärung des Redakteurs in Nr. 40 
von diesem Jahre ^ jederzeit die Prinzipien der Sozialdemokratie bis in ihre 
äußersten Konsequenzen zu verfolgen bestrebt gewesen ist, ebenso wie dasselbe 
andere sozialdemokratische Blätter extremster Richtimg zur weitesten Verbreitung 
empfohlen hat. 

Berücksichtigt man femer, daß auf Veranlassung von Mitgliedern des 
Vereins ein besonderer Ausschuß hiesiger Zigarrenarbeiter bestellt worden ist, 
um für sozialdemokratische Zwecke zu agitieren, und daß gleiche Tendenzen 
auch von den an anderen Orten des Deutschen Reiches bestehenden Mitglied- 
schaften des deutschen Tabakarbeitervereins verfolgt worden sind, so steht 
außer Zweifel, daß in dem genannten Vereine Bestrebungen der im § i Abs. 2 



I cfr. pag. 46/47 Anm. 
K I ü ß , Tabak- und Zig^arrenarbeiter. 
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des Reichsgesetzes gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial- 
demokratie vom 21. Oktober d. Js. bezeichneten Art in einer den öffentlichen 
Frieden gefährdenden Weise zu Tage getreten und von demselben gefördert 
worden sind. 

Im übrigen aber erscheint der Einwand, daß der mehrgenannte Verein 
ein selbständiger Kassen verein, und deshalb nach § 3 ff. des Gesetzes vom 
21. Oktober d. J. zunächst der staatlichen Kontrolle zu unterstellen sei, unbe- 
gründet, da der Zweck derselben nach § 2 der Satzungen keineswegs auf die 
gegenseitige Unterstützung seiner Mitglieder beschränkt ist, imd somit der 
Verein als selbständiger Elassenverein im Sinne des § 3 des mehrerwähnten 
Gesetzes nicht angesehen werden kann. 

Die Reichskommission: 
Graf Eulenburg. 
An den Reichstagsabgeordneten 

Herrn F. W. Fritzsche, vorm. in Berlin. 

Bei der Auflösung des Vereins mußte gleichzeitig zur Liquidation der 
Zentralkranken- und Sterbekasse geschritten werden, da das Vermögen beider 
nicht zu scheiden war. Bei der Liquidation stellte sich heraus, daß die Kasse 
insolvent war, da der Verband Forderungen an die Kasse hatte in Höhe von 
36000 M., denen ein Aktivbestand von 28000 M. hätte gegenüberstehen 
müssen. In Wirklichkeit fanden sich nur einige hundert Mark in den Kassen 
einzelner Zahlstellen vor, während der gesamte Bestand der Hauptkasse von 
27000 M. verschwunden war.' 

Fritzsche hatte diese 27 000 M. an sich genommen und sie bei dem 
Rechtsanwalt Freytag in Leipzig, wohin er sich nach seiner Ausweisung aus 
Berlin am 29. November 1878 begeben hatte, als sein Privateigentum deponiert. 
Auf die wiederholten Vorwürfe der Unterschlagung erklärte er, daß diese 
Summe rechtlich sein Eigentum sei: Der »Botschafter« habe der Krankenkasse 
Geld geliehen, folglich sei er berechtigt gewesen, ehe die Kasse geschlossen 
wurde, es wieder zurückzuziehen. Femer habe er auch alle Drucksachen für 
die Krankenkasse aus eigenen Mitteln bezahlt. Auf diese Weise seien die 
9000 Taler entstanden, von denen er sich monatlich 150 M. abhole und 
nebenbei eine Zigarrenarbeiterorganisation aufrechterhalte. 

Die Frage, ob er die Summe unterschlagen hat, oder ob sie sein recht- 
liches Eigentum war, ist bis heute eine offene geblieben. Jedenfalls aber hat 
er das Geld im Interesse der Organisation ven^^andt, um auch nach dem Verbot 
des Vereins eine regelmäßige Verbindung und Fühlung unter den Tabakarbeitem 
aufrechtzuerhalten. Als am 3. Januar 1879 ^^^ »Botschafter« verboten wurde, 
hat er aus dem Fonds das Gründungsgeld für den »Wanderer«, imd ebenso 
erhebliche Zuschüsse zu dem »Gewerkschafter« beigesteuert; außerdem hat er 
die Sterbegelder an ehemalige Tabakarbeitervereinsmitglieder damit bestritten. 

Um den immer lauter werdenden Verdächtigungen seitens der Berufs- 
genossen aus dem Weg zu gehen, imtemahm er im Frühjahr 1881 mit Viereck 
die auf dem Wydener Parteikongresse beschlossene Vortragsreise durch die Ver- 
einigten Staaten, von der sie einen Reingewinn von 1 3 000 M. für die Wahl- 
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kasse der sozialdemokratischen Partei heimbrachten. Als aber bei seiner Rück- 
kehr von den Arbeitern immer nachdrücklicher mit der Auff ordermig , die 
27 000 M. wieder herauszurücken, an ihn herangegangen wurde, ist er nach 
seiner endgültigen Freisprechung von der Anklage des Vergehens gegen das 
Vereinsgesetz für immer nach Amerika ausgewandert und dort im Februar d. Js. 
gestorben. 

Auch heute wird die Schuldfrage unter den Tabakarbeitern von dem 
einen Teil ebenso heftig bejaht, wie sie von anderen lebhaft bestritten wird. 
Mag dem nun sein, wie ihm wolle. Fritzsches Verdienste um die Organisation 
der Tabakarbeiter, wie um die gewerkschaftliche Bewegung überhaupt sind un- 
streitig die größesten, und wohl nur diesem dunklen Punkte ist es zuzuschreiben, 
daß sie bis jetzt nicht die gebührende Würdigung gefunden haben. 



Schlußbetrachtung. 

Überschauen wir zum Schluß nochmals den Entwicklungsgang des Ver- 
eins, so lassen sich zwei ziemlich gleichartig laufende Etappen oder Perioden 
unterscheiden : 

I. Periode 1865 — 70: Der Verein wird als erste deutsche Gewerkschaft 
von Fritzsche unabhängig von der Partei, aber im Hinblick auf sie 
gegründet, gibt dann den Anstoß und das Vorbild für die allgemeine 
sozialdemokratische Gewerkschaftsgründung, um schließlich in der engen 
Verquickung mit der politischen Bewegung unterzugehen. 

II. Periode 1872 — 78: Der Verein wird wieder unabhängig von der 
Partei rekonstruiert, entwickelt sich als rein ökonomische Gewerkschaft 
zu einer starken und blühenden Organisation, um dann wiederum in 
die politische Bewegung verwickelt zu werden und zu Grunde zu 
gehen. 

So sehr sich, oberflächlich betrachtet, diese beiden Entwicklungsperioden 
äußerlich in ihrem Verlaufe gleichen, so verschieden ist der innere Kausal- 
konnex. Während in der ersten Periode bewußt eine Verbindung mit der 
Partei von vornherein angestrebt und dann auch herbeigeführt wurde, ging 
die Neugründung auf Grund der gemachten Erfahrungen in diametralem Geiste 
vor sich, und war die spätere Verquickung mit der politischen Bewegung von 
außen durch die ungünstigen Verhältnisse, vor allem die behördliche Unter- 
drückung, veranlaßt, ja geradezu bedingt worden; während in der ersten Periode 
seine organische Verbindung mit der politischen Organisation seine Entwicklung 
gehemmt imd schließlich seine innere Lebensßlhigkeit zerstört hatte, stand er 
am Schlüsse der zweiten Periode, als er durch einen absolut äußerlichen Ein- 
griff, das Sozialistengesetz, vernichtet wurde, in seiner inneren Organisation 
fester denn je zuvor da; er befand sich in einer Entwicklung begriffen, die ihn 
bereits damals zu einer starken und leistungsfähigen Gewerkschaftsorganisation 
machte, und es schien eine Zeit sicheren imd steten Aufschwunges für ihn 
heranzubrechen. 

Sein Untergang ist umsomehr zu bedauern, als die Erfahrungen, zu denen 
er sich in mühsamem Kampfe und langsamer Erkenntnis durchgerungen hatte, 
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bei der späteren Wiederbegründiing Anfang der 80 er Jahre im neuen Ver- 
eine nur wenig zu Nutzen gemacht, vielmehr erst wieder unter schweren 
Opfern gesammelt worden sind. 

Da die Neugründung direkt von der Parteileitung vollzogen wurde, so 
ist die Gewerkschaft wiederum infolge ihrer Abhängigkeit zur politischen Be- 
wegung in ihrer Entwicklung sehr gehemmt worden. Erst neuerdings geht das 
Bestreben dahin, die Organisation der ökonomischen und politischen Interessen 
mehr voneinander zu trennen, und man kann im Rückblick auf den Ent- 
wicklungsgang der ältesten Gewerkschaft diesen Bestrebungen nur aufrichtig 
Erfolg wünschen. 



Anlagen. 53 

Anlage I. 



Satzungen 

des Allgemeinen Deutschen Cigarrenarbeiter- Vereins. 



Der Verein führt den Namen »Allgemeiner Deutscher Cigarrenarbeiter- Verein« und hat 
seinen Sitz in Berlin. 

§ I. Zweck des Vereins ist die auf Gegenseitigkeit gegründete Unterstützung in Fällen 
der Arbeitslosigkeit. 

§ 2. Die Unterstützung besteht a) in Geldprämien und b) in unentgeldlichem Arbeits- 
nachweis. 

§ 3. Mitgliedschaft. Zur Mitgliedschaft ist jeder innerhalb des Norddeutschen Bundes, 
Süddeutschlands und der Schweiz aufhältliche , in Arbeit stehende Cigarrenarbeiter und Sor- 
tirer berechtigt, wenn gegen seine Sittlichkeit nichts einzuwenden ist. 

Solche Cigarrenarbeiter und Sortirer, welche wegen eines entehrenden Verbrechens be- 
straft worden sind, haben nachzuweisen, daß sie sich nach verbüßter Strafe ein Jahr lang un- 
tadelhaft aufgeführt. Es ist jedoch zu ihrer Aufnahme nötig, dafi sich die Mehrheit der 
Mitglieder am Ort der Aufnahme mit derselben einverstanden erklärt. 

§ 4. Antheil an den Rechten der Mitglieder erlangt der Eingetretene erst nachdem 
er ein viertel Jahr dem Verein beigesteuert hat. Es ist durchaus nicht gestattet, sich die 
Mitgliedsrechte weder durch Vor- noch durch Nachzahlung der Steuerbeiträge zu erwerben, 
vielmehr können dieselben nur dadurch erworben werden, daß der Eingetretene 13 Wochen 
lang dem Vereine als steuerndes Mitglied angehört. 

§ 5. Pflichten der Mitglieder, Verlust der Mitgliedschaft. Bei Eintritt in den Verein 
ist ein Einstandsgeld von ^/^ Vereinsthaler zu zahlen. 

§ 6. Die laufende Steuer betrS^ wöchentlich 1/2 Sgr. imd pro Vierteljahr pränume- 
rando I Sgr. zu den Verwaltungskosten. Machen vermehrte Ausgaben eine Erhöhung der 
Beiträge erforderlich, oder gestattet der Cassenbestand eine Verminderung derselben, so hat 
das Direktorium nach vorheriger Zustimmung des Ausschusses hierüber zu beschließen. Jede 
Erhöhung oder Verminderung des Beitrages muß 14 Tage vor dem Zeitpunkte, mit welchem 
sie eintreten soll, allen Betheiligten bekannt gemacht werden. 

§ 7. Der Mitgliedschaft wird verlustig: wer mehr als 6 Steuern restirt und wer die 
Casse in betrügerischer Weise benutzt. Im letzteren Falle entscheidet das Direktorium, resp. 
der Ausschuß. 

§ 8. Wer in irgend welchem Amte sich ein die Vereinscasse schädigendes Vergehen 
zu Schulden kommen läßt, wird aus der Reihe der Mitglieder gestrichen, kann aber nach 
Verlauf eines Jahres, wenn er vollen Ersatz geleistet und sonst gegen seine sittliche Führung 
nichts einzuwenden ist, in den Verein wieder aufgenommen werden, niemals jedoch darf eine 
solche Person wieder ein Amt im und für den Verein bekleiden. 
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§ 9. Militairs sind während ihrer activen Dienstzeit von ihren Rechten, mit Aus- 
nahme des in § II Angeführten, sowie von ihren Pflichten suspendirt. 

§ 10. Jedes Mitglied hat die Verpflichtung, der Cigarrenarbeiter-Krankencasse beizu- 
treten, welche sich in dem Orte, wo er in Arbeit steht, befindet, widrigenfalls es alle Rechte 
an die Gasse verliert. Ausnahmefälle kann der Bevollmächtigte, resp. der Ausschuß gestatten. 

§ II. Rechte der Mitglieder. Wer nach § 4 in die Reihe der berechtigten Mitglieder 
getreten ist, hat außer der § 2 angeführte Unterstützung, auch ein Sterbegeld von 12 Thalem 
zu erhalten, wenn ihm sein legitimes Eheweib stirbt, sowie das Stimmrecht in allen An- 
gelegenheiten des Vereins, soweit dieselben nicht zu den besondern Befugnissen des Vorstandes 
gehören, und ist zu jedem Amte wählbar; außerdem wird auf je 10 Mitglieder ein Exemplar 
des Botschafters gratis verabfolgt. 

§ 12. Geldunterstützung wird jedem Mitgliede, welches außer Arbeit getreten, vom 
ersten Tage der Arbeitslosigkeit an, gewährt. 

Die Unterstützung wird nicht gewährt: 

I) Sobald dem arbeitslosen Mitgliede sofortige, annehmbare Arbeit nachgewiesen wird. 
2) Solchen Mitgliedern, die wegen unsittlichen Betragens oder streitsüchtigen Charakters ent- 
lassen worden sind. Bei Streitigkeiten in solchen Fallen wird dem Direktorium eine Commission 
zur Entscheidung ernannt. 

§ 13. In Fällen, wo Über 10 oder sämmtliche Mitglieder eines Ortes ihre Beschäftigung 
verlieren, haben dieselben sofort, wo möglich vorher, Anzeige an das Direktorium zu machen, 
welches bestimmt, an welchem nächstgelegenen Orte zur Prüfung der Verhältnisse eine 
Commission zu wählen ist. 

§ 14. Die Unterstützung beträgt für den Tag 1/2 Vereinsthaler, wird täglich ausgezahlt 
und kann in außerordentlichen Fällen vom Ausschuß erhöht werden. 

§ 15. Berechtigte Mitglieder, welche sich auf der Reise befinden, erhalten in allen 
Orten, wo sich ein Bevollmächtigter des Vereins befindet, Reisegeld. — Die Reiseunterstützung 
beträgt für jede in gerader Richtung zurückgelegte Meile 2 Sgr., jedoch ist der Reisende ver- 
pflichtet, alle zehn Meilen mindestens einmal das Geschenk zu erheben; befindet sich auf der 
zurückgelegten Strecke kein Ort, welcher dem Vereine angehört, so werden dennoch unter allen Um- 
ständen nur bis zu 15 Meilen vergütet, selbst wenn die Entfernung eine weitere ist. Wieder- 
holt an einem Orte wird diese Unterstützung nur an Arbeitsuchende, und nur wenn ein Zeit- 
raum von sechs Monaten seit der vorherigen Reiseunterstützung verflossen ist, gewährt. Im 
Fall der Reisende an einem Orte in Arbeit tritt, hat er doch kein Reisegeld zurückzugeben. 

§ 16. Erkrankt ein auf Reisen befindliches Mitglied und wird dasselbe von der zu- 
ständigen Behörde verpflegt, so erhält es aus der Casse des Vereins wöchentlich einen Drittel- 
thaler Taschengeld. Ist dasselbe nach ärztlichem Zeugnisse transportfähig, so hat die Orts- 
casse unseres Vereins, wo er sich befindet, für Rechnung der Central-Casse, auf sein Ver- 
langen für seinen Transport in die Heimat zu sorgen. Stirbt ein auf der Reise befindliches 
Mitglied, so hat, wo die betreffende Ortsobrigkeit nicht für ein nach den gewöhnlichen Be- 
griffen ehrenhaftes Begräbniß sofort Sorge trägt, die betreffende Ortscasse unseres Vereins für 
ein einfaches Begräbniß verlagsweise zu Lasten der Centralcasse zu sorgen. 

§ 17. Stirbt einem berechtigten Mitgliede sein legitimes Eheweib, so erhält dasselbe 
12 Thaler Beerdigungsgeld; die Wittwen der Mitglieder haben auf dieses Geld keinen An- 
spruch. Wenn bei Aufnahme verheirateter Mitglieder der Bevollmächtigte oder die Mitglieder 
Bedenken über den Gesundheitszustand der Ehefrau des Aufzunehmenden haben, so hat der 
Betreffende ein ärztliches Zeugniß beizubringen, welches die Gesundheit seiner Ehefrau con- 
statirt. 
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§ i8. Alle Angelegenheiten des Vereins verwaltet ein Gesammtvorstand, bestehend 
aus einem Direktorium und einem Ausschuß. Das Direktorium besteht aus einem Präsidenten, 
einem Haupt-Cassirer, einem Beisitzer und einem Stellvertreter. Der Ausschuß besteht aus 
II Personen. Das Direktorium hat sein Domizil an dem Orte, wo der Verein seinen Sitz 
hat, in welchem Orte auch der Haupt-Cassirer und Beisitzer» sowie die Stellvertreter des 
Direktoriums, durch eine Generalversammlung der daselbst befindlichen Vereinsmitglieder 
alljährlich neu zu wählen sind. Die Wahl des Ausschusses ist durch die Mitglieder des von 
der Generalversammlung des Gesammtvereins ernannten Vorortes, welcher alljährlich wechselt, 
innerhalb 14 Tagen nach dieser Generalversammlung vorzunehmen und am Tage nach der 
Wahl dem Präsidenten zur Anzeige zu bringen, welcher die Ueberführung der Geschäfte vom 
alten auf den neuen Ausschuß binnen 8 Tagen zu vermitteln hat 

An dem Orte, wo das Direktorium seinen Sitz hat, sind von den dasigen Mitgliedern 
aus ihrer Mitte drei Revisoren zu erwählen, welche mindestens vierteljährlich einmal das 
Direktorium controliren müssen, denen aber auch die Befugniß zusteht, diese ControUe auszu- 
üben, so oft es ihnen nötig erscheint. Diese Revisoren haben gleiche Rechte wie der vom 
Ausschuß gewählte Revisor. 

§ 19. Obliegenheiten und Befugnisse der Verwaltung. Das Direktorium ist die aus- 
führende Gewalt. Jedoch ist zur Gültigkeit bindender Verträge für den Verein die Unter- 
schrift von mindestens zwei Mitgliedern des Direktoriums erforderlich. Zu den besonderen 
Amtsverrichtungen desselben gehören: a) für den Präsidenten: Vertretung des Vereins nach 
Innen und Außen, Correspondenz, parlamentarische Leitung aller Haupt- und Direktorial- 
versammlungen, Vermittlung des Arbeitsnachweises, Bestätigung und Controle der Bevoll- 
mächtigten; b) für den Haupt-Cassirer: Führung der Hauptcasse, wozu Vollziehung aller 
ordentlichen vom Präsidenten genehmigten Ausgaben, Abfassung vierteljährlicher Rechnungs- 
abschlüsse unter Beisein der von den Mitgliedern des Orts, wo der Sitz des Vereins ist, 
gewählten Revisoren; und c) für den Beisitzer: Unterstützung des Präsidenten durch Berathung 
mit demselben, und Anwesenheit in allen Direktorialsitzungen, in denen er stimmberechtigt ist. 

§ 20. Der Ausschuß ist die berathende imd beschließende Körperschaft des Vereins. 
Als solche berathet und beschließt er in allen Angelegenheiten, soweit dieselben nicht aus- 
schließlich der Hauptversammlungen vorbehalten sind; er kann jederzeit einen Cassenrevisor 
ernennen, welcher das Recht hat, wenn ein Direktorialmitglied seine Pflicht nicht erfüllt, 
dasselbe seines Amtes vorläufig zu entheben und, jedoch ebenfalls nur vorläufig, irgend ein 
anderes Vereinsmitglied mit dem Amte zu betrauen, muß aber sofort Anklage und Verthei- 
digung an alle Bevollmächtigte senden, um so durch die von denselben sofort einzuberufenden 
Mitglieder- Versammlungen die endgültige Entscheidung durch alle Vereinsmitglieder herbeizu- 
führen. Streitigkeiten zwischen den Mitgliedern, soweit solche Vereinsangelegenheiten betreffen 
und vom Direktorium nicht geschlichtet werden könnei^ entscheidet der Ausschuß mit ein- 
facher Stimmenmehrheit. Gegen einstimmig gefaßte Beschlüsse des Ausschusses ist keine 
Berufung an die Hauptversammlung gestattet. Der Ausschuß wählt aiis sich heraus einen 
Geschäftsführer, an welchen alle Anträge und Zuschriften für den Ausschuß zu richten sind 
und welcher die Ersatzmänner beim Ausscheiden von Ausschußmitgliedern einzuberufen hat. 
Alle Anträge, welche vom Direktorium ausgehen, hat der Ausschuß binnen 14 Tagen zu 
erledigen, widrigenfalls sie vom Direktorium als angenommen betrachtet werden können. 
Alle anderen Anträge hat der Geschäftsführer gleichzeitig, ehe er sie dem Ausschuß unter- 
breitet, dem Direktorium mitzutheilen. 

§ 21. Die Einsammlung der Mitgliederbeiträge und die Auszahlung der Unterstützungen 
zu ermöglichen, ist Überali da, wo sich mindestens 10 Mitglieder befinden, von denselben aus 
ihrer Mitte ein Bevollmächtigter des Direktoriums, vermittelst des allgemeinen direkten Stimm- 
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rechts, zu wählen und dem Präsidenten zur Bestätigung anzuzeigen. Wird die Bestätigung 
abgelehnt, so haben die betreffenden Wähler entweder ein anderes Mitglied zu wählen, oder 
sich zu erklaren, daß sie bei der früheren Wahl beharren. In letzterem Falle ist die Ent- 
scheidung dem Ausschuß, welchem der Präsident alsdann auch die Gründe der Nichtbestätigung 
vorzulegen hat, anheimgegeben. 

§ 22. Der bestätigte Bevollmächtigte hat für die Wahl eines Ortscassirers zu sorgen. 

§ 23. Sicherstellung der Casse. Das Vermögen des Vereins ist in guten, sichern, 
zinsbaren Actien oder Staatspapieren an- und in einer sichern Bank niederzulegen, für die 
Tagescasse aber ein laufendes Conto zu eröffnen. Sobald die Tagescasse 300 Thlr. erreicht, 
müssen sofort wieder 100 Thlr. zinsbar angelegt und der Bank zur Aufbewahrung übergeben 
werden. Gelder aus der Bank können nur vom Haupt-Cassirer im Beisein der am Orte 
gewählten Revisoren (siehe § i8b) gekündigt und erhoben werden. Die Rechnungsabschlüsse 
sind im Vereinsorgan zu veröffentlichen. Der Haupt-Cassirer hat eine Caution von 25 Thlrn. 
zu hinterlegen. 

§ 24. Das Vermögen des Vereins ist während seines Bestehens untheilbar. Aus- 
scheidende Mitglieder haben keinen Anspruch an das Vereinsvermögen. Die Auflösung des- 
selben kann nur dann erfolgen, wenn die Hälfte der Mitgliederzahl dafür ist, oder zu dem 
Vermögen des Vereins der Concurs eröffnet wird, in welchem Falle der Präsident eine Haupt- 
versammlung einzuberufen hat; diese wählt eine Commission, die von da ab die Angelegenheit 
zum Austrage bringt. 

§ 25. Hauptversammlung. Die regelmäßige Hauptversammlung findet alle drei Jahre 
in der Zeit von Anfang April bis Ende Juni statt. Zu ihren besondem Befugnissen gehören: 
a) Prüfung, beziehendlich Bestätigung der Rechnungsberichte; b) Wahl des Präsidenten und 
der drei, für die dreijährige Periode von einer regelmäßigen Hauptversammlung zur andern, 
zu ernennenden Vororte und Bestimmung der Reihenfolge derselben, und c) Bestimmung der 
Beamtengehalte. 

Außerordendiche Hauptversammlungen können vom Präsidenten, jedoch nur in Über- 
einstimmung mit der Mehrheit des Ausschusses, jederzeit einberufen werden; er muß sie aber 
einberufen auf einstimmigen Antrag des Ausschusses sowie auf Antr^ vom 6. Theil sämmt- 
licher Vereinsmitglieder. 

§ 26. Die Hauptversammlungen können an jedem beliebigen Orte innerhalb Nord, 
und Süddeutschlands abgehalten werden. Die Bestimmung des Ortes ist Sache des Präsidenten 
in Uebereinstimmung mit der Mehrheit des Ausschusses. 

§ 27. Jede Hauptversammlung muß mindestens 8 Wochen vor dem Tage, an dem 
sie stattfinden soll, mit Angabe des Grundes im Vereine durch das Vereinsorgan bekannt 
gemacht werden. 

§ 28. Anträge, welche auf die Tagesordnung kommen sollen, müssen bis 14 Tage 
vor der Versammlung beim Direktorium eingereicht werden. 

§ 29. Die Satzimgen des Vereins können in jeder Hauptvorsammlung abgeändert 
werden; der darauf zielende Antrag muß jedoch bis spätestens 14 Tage nach erfolgter erster 
Bekanntmachung der Hauptversammlung, schriftlich dem Präsidenten zur Veröffenüichung 
übergeben werden. 

§ 30. Gegen die Beschlüsse der Hauptversammlung, zu deren Fassung die einfache 
Stimmenmehrheit hinreicht, ist nicht zu protestiren. 

§ 31. Der Präsident wird auf 3 Jahre, die übrigen Mitglieder des Dh-ektoriums und 
deren Stellvertreter, sowie der Ausschuß werden auf ein Jahr gewählt. 

§ 32. Alle Beamte, sofern sie nicht wegen Pflichtverietzung ihres Amtes enthoben 
sind, können wieder gewählt werden. 

Cassel, den 3. Octbr 1866. F. W. Fritzsche, Präsident. 
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Geschäftsordnung. 

An solchen Orten, wo ein Bevollmächtigter des Vereins ist, hat derselbe vierteljährlich 
regelmäßig eine Versammlung der am Orte eingezeichneten Mitglieder einzuberufen und in 
dieser, als Vertreter des Präsidenten, den Vorsitz zu führen, den Mitgliedern alle Bekannt- 
machungen mitzuteilen, imd alle Orts-Einnahmen und Orts- Ausgaben durch 3, aus und von 
der Versammlung gewählte Prüfer (Revisoren) beglaubigen zu lassen. 

§ 2. Die Bücher für die Bevollmächtigten und den Ortscassirer sind nach Vorschrift 
des Direktoriums einzurichten, und sind die Genannten zu gewissenhafter Führung derselben 
verpflichtet. 

§ 3. Die in den Büchern beglaubigten vierteljährlichen Rechnungsabschlüsse sind an 
den Präsidenten, in ebenfalls von den Prüfern beglaubigter Abschrift, einzusenden. 

§ 4. Der vierte Theil des jedesmaligen, nach Redmimgsabschluß sich ergebenden 
Cassenbestandes, ist an die Hauptcasse, derzeit in Berlin, und zwar spätestens bis 15. des 
Januar, April, Juli und October eines jeden Jahres, einzusenden, und gelten die Postscheine 
als Beleg. 

§ 5. Die in der Hauptcasse eingegangenen Grelder müssen innerhalb 14 Tagen in der 
Cigarrenarbeiter-Zeitung bekannt gemacht werden. 

§ 6. Die Reiseunterstützung wird nur an solche Cigarrenarbeiter verabreicht, deren 
Mitgliederbuch in gehöriger Ordnung ist. 

§ 7. Zurückgelegte Strecken unter i »/a Stunden werden nicht vergütet. Entfernungen 
von 1 1/2 bis zu 2 Stunden werden als i Meile berechnet und demgemäß vergütet. 

§ 8. Die Meilenzahl wird derart berechnet, daß man den durch Abstempelung im 
Mitgliederbuche zuletzt eingetragenen Ort als Anfangspunkt, hingegen den Ort, wo der 
Reisende die Unterstützung beansprucht, als Endpunkt der zurückgelegten Strecken betrachtet. 

§ 9. Datum, Meilenzahl, sowie die Summe der ausgezahlten Unterstützung ist, vom 
Bevollmächtigten im Mitgliederbuche des Unterstützten einzutragen und durch seine Unter- 
schrift und Beidruckung des Ortscassenstempels zu beglaubigen. In gleicher Weise ist darin 
einzutragen jede erhöhte Reiseunterstützung, die Dauer der Krankheit und das Taschengeld, 
wenn ein krank Zugereister am Orte verpflegt wird, die Unterstützung in Fällen der Arbeits- 
losigkeit und das Begräbnißgeld. 

§ IG. Auf welche Art und Weise die Verausgabung der Reiseunterstützung in jedem 
Orte zu erfolgen hat, ist der Vereinbarung der am Orte befindlichen Mitglieder überlassen, 
ebenso die Bestimmung, ob dem Bevollmächtigten oder Cassirer oder Beiden eine Entschädi- 
gung für ihre Mühewaltung gewährt werden soll, doch darf diese Unterstützung nicht mehr 
als I Sgr. = 3 »/2 Kr. für jeden abgefertigten Durchreisenden betragen und ist dem Direktorium 
Anzeige davon zu machen, welchem in Vereinbarung mit dem Ausschuß die Crenehmigiing 
anheimgegeben ist. 
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Anlage II. 



Fabrikordnung 1868. 



§ I. Die Arbeitszeit dauert: 

i) in der Zeit vom 15. April bis 16. September von 6 Uhr früh bis 7 Uhr abends. 
2) vom 16. September bis 14. April von 7 Uhr früh bis 7 Uhr abends. 

Ausnahmsweise kann am Montag um 6 Uhr abends aufgehört werden. Am Sonnabend 
erfolgt der Schluß nach Beendigung der Lohnzahlung. Jeder Arbeiter, gleichviel ob er in 
Lohn oder Accord arbeitet, hat die Arbeitszeit pünktlich inne zu halten, oder dem Fabrik- 
herrn oder Meister Gründe für seine Unpünktlichkeit anzugeben. Für die jugendlichen Arbeiter 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen über die Dauer der Arbeitszeit. 

§ 2. Während der Arbeitszeit wird ein ruhiges, gesittetes Betragen verlangt. 

§ 3. Wer während der Arbeitszeit die Fabrik verlassen will, muß dies vorher dem 
Fabrikherm oder Meister anzeigen. 

§ 4. Lebensmittel dürfen nur von einer dazu bestimmten Person zur festgesetzten 
Frühstücks- oder Vesperzeit geholt werden. Mit den Lebensmitteln ist vorsichtig umzugehen, 
so daß die Tabake nicht damit in Berührung kommen. 

§ 5. Außer den eingehändigten Rauchcigarren dürfen weder Cigarren noch Tabake 
aus der Fabrik mitgenommen werden; ebensowenig ist das Rauchen während der Arbeitszeit 
in den Fabrikräumen gestattet. 

§ 6. Der Cigarrenarbeiter kann, ohne die gesetzlich vorgeschriebene Kündigungsfrist 
innezuhalten, seine Arbeit einstellen; ebenso steht es dem Arbeitgeber frei, die Cigarren- 
arbeiter jederzeit zu entlassen. 

§ 7. Es werden nur solche Cigarrenarbeiter angenommen, die einen mit dem Firma- 
stempel versehenen Entlassimgsschein ihres früheren Arbeitgebers beibringen. Jeder Cigarren- 
arbeiter ist verpflichtet dem Fabrikherm resp. dessen Stellvertreter sein Klrankenkassenbuch 
binnen 3 Tagen einzuhändigen. 

§ 8. Jeder Wickelmacher, der bei seinem Cigarrenarbeiter zu arbeiten aufhören will, 
hat dies, sofern der Cigarrenarbeiter nicht im Laufe der Woche seine Arbeit einstellt, am 
Sonnabend nach Empfang des Wochenlohnes demselben anzuzeigen; der Wickelmacher erhält 
alsdann einen Entlassungsschein vom Fabrikherrn. Wickelmacher ohne Entlassungsschein 
werden auf der Fabrik nicht zugelassen. 

§ 9. Das Mitbringen von Körben, das Tragen von Krinolinen während der Arbeitszeit, 
sowie das Kämmen der Haare in den F^brikräumen ist untersagt. 

§ IG. Dem Fabrikherm resp. dessen Stellvertreter steht das Recht zu, zu jeder 
Tageszeit die Arbeiter resp. Arbeiterinnen visitieren zu lassen. 



Anlagen. eg 

Anlage III. 



Auszug 

aus den Satzungen des Deutschen Tabakarbeiter- Vereins. 

§ I. Der Verein führt den Namen »Deutscher Tabakarbeiter- Verein«. 

§ 2. Zweck des Vereins ist, die leibliche und geistige Wohlfahrt seiner Mitglieder 
zu fördern, indem er auf Grund des § 152 der Gewerbeordnung bestrebt ist, die Arbeits- 
bedingungen für seine Mitglieder so günstig als möglich zu gestalten. 

§ 3. Zur Mitgliedschaft sind alle Tabakarbeiter resp. Arbeiterinnen berechtigt, welche 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, und gegen deren Sittlichkeit nichts einzuwenden ist. 

§ IG. Jedes Mitglied ist verpflichtet, an dem Orte, wo es als Zugereister in Arbeit 
tritt, der daselbst bestehenden Filiale der Central-Kranken- und Sterbe-Kasse beizutreten, 
wenn es vom Vorstand als aufnahmefähig erklärt wird. 

Ausnahmen können nach genauer Untersuchung vom Verwaltungsrath des »Deutschen 
Tabakarbeiter- Vereins« gestattet werden. 

§ II. Wer nach den §§ 3, 4, 5, 6 in die Reihe der berechtigten Mitglieder getreten 
ist, der ist 

a) stimmberechtigt in allen Angelegenheiten des Vereins, soweit dieselben nicht zu 
den besonderen Befugnissen des Gesammtvorstandes gehören, 

b) ist wählbar zu jedem Vereinsamte, 

c) erhält ein Exemplar des wöchentlich erscheinenden »Botschafters«. Weibliche Per- 
sonen, Wickelmacher und Lehrlinge jedoch nur, wenn sie außer ihren wöchentlichen 
Beiträgen vierteljährlich 25 Pfennige im Voraus zu dem Abonnement zahlen. 

d) erhält, wenn ihm seine legitime Ehefrau gesorbcn ist, bis spätestens 8 Tage nach 
erfolgtem Ableben derselben 45 Mark. 

e) erhält eine den Verhältnissen entsprechende Baarunterstützung in den §§12, 13, 
14 und 15 genau bestimmten Fällen der Arbeitslosigkeit. Weibliche Personen, 
Wickelmacher und Lehrlinge jedoch nur zwei Drittheile der in diesen §§ zuge- 
sicherten Baarunterstützung. 

§ 12. Gemaßregelte haben das Recht auf Unterstützung durch den Verein; die näheren 
Bestimmungen, inwieweit diese geleistet werden soll, trifft der Verwaltungsrath resp. der 
Ausschuß. Die Unterstützung währt solange, bis den Gemaßregelten anderweite lohnende 
Arbeit nachgewiesen ist. — Bei Maßregelung einzelner Mitglieder hat, wenn die Unterstützung 
beansprucht wird, die Mitgliedschaft am Orte in einer zu diesem Zweck Öffentlich einberufenden 
Mitgliederversammlung durch Zweidrittelmajorität festzustellen, ob die Maßregelung begründet 
ist oder nicht. Als gemaßregelt wird nur dasjenige Mitglied betrachtet, welches aus der 
Arbeit entlassen wird, weil es für die Prinzipien des Vereins gewirkt hat. Diesem Gut- 
achten ist die Ansicht der Minorität im Bericht an den Verwaltungsrath und Ausschuß gleich- 
zeitig beizufügen. 
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§ 13. Bei Arbeitseinstellungen, bei denen nicht mehr als 25 Mitglieder zu unterstützen 
sind, beschließt der Ausschuß, ob dieselben auf Kosten des Vereins begonnen werden, oder 
bereits begonnene auf dessen Kosten unterstützt werden sollen. 

Genehmigt der Ausschuß solche Arbeitseinstellungen nicht, so steht es den betreffenden 
Mitgliedern frei, bei dem Verwaltungsrath die Urabstimmung zu beantragen, welcher dieselbe 
binnen acht Tagen nach erfolgtem Eingange des bezüglichen Antrags herbeizuführen hat. 

Bei Arbeitseinstellungen, bei denen mehr als 25 Mitglieder zu unterstützen sind, ist 
unbedingt mittelst Urabstimmung der gesammten Mitgliedschaft des Vereins die Entscheidung 
darüber zu treffen, ob dieselbe auf Kosten des Vereins begonnen werden soll, oder ob sie, 
wenn sie schon begonnen hat, auf dessen Kosten fortgeführt werden soll. Auch hierbei hat 
der Ausschuß, wenn eine Arbeitseinstellung zur Vereinssache gemacht ist, die nöthigen Mittel 
zu bewilligen resp. anzuweisen. 

§ 14. In Betreff der Arbeitseinstellungen gelten folgende Bestimmungen: 

I. Alle Unterstützungen an Strikende sind nur Darlehen des Geschäftsführers des Ver- 
waltungsrathes und werden nur gegen Wechsel verabreicht. Bis spätestens ein Jahr nach be- 
endigter Arbeitseinstellung sind jedoch diese Darlehen den am Strike Betheiligten als bezahlt 
zu quittiren, wenn dieselben ihre satzungsmäßigen Pflichten treu erfüllt haben. 

II. In Betreff beabsichtigter Arbeitseinstellungen, bei denen bis zu 25 Mitglieder be- 
theiligt sind. 

a) Wenn irgendwo Mitglieder eine Arbeitseinstellung beabsichtigen, so haben sie den 
Sekretär des Ausschusses und den Geschäftsführer des Verwaltungsrathes durch 
den Ortsvorstand von dieser Absicht 8 Tage vorher in Kenntniß zu setzen. Der 
Ortsvorstand hat diesen Anzeigen je eine wahrheitsgetreue Beantwortung der hierauf 
bezüglichen Fragebogen beizufügen. 

b) Der Sekretär des Ausschusses hat spätestens binnen 2 Tagen nach erhaltener An- 
zeige eine Äusschußsitzung einzuberufen und ihr die erhaltene Anzeige zur Beschluß- 
fassimg zu unterbreiten. 

c) Der Ausschuß hat in der Sitzung, in welcher der Antrag gestellt wird, oder in 
einer binnen zwei Tagen stattfindenden weiteren Sitzung darüber zu entscheiden, 
ob die Arbeit auf Kosten des Vereins eingestellt werden soll oder nicht, oder ob 
bessere Berichterstattung aufzuerl^en ist. 

d) Ist die Genehmigung der Einstellung versagt worden, so hat der Sekretär den 
Geschäftsführer des Verwaltungsrathes und die Betreffenden binnen 24 Stunden zu 
benachrichtigen. Ist hingegen die Einstellung zur Vereinssache erklärt worden, so 
hat der Ausschuß die Betreffenden gleichzeitig mit dem Verwaltungsrath davon zu 
benachrichtigen und sofort zu bestimmen, welche Beträge den Feiernden entrichtet 
werden sollen, und hat der Verwaltungsrath binnen drei Tagen nach der ihm zu- 
gegangenen Anweisung die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

e) Der Ausschuß soll, wenn eine Arbeits-Einstellung zur Vereinssache erklärt worden 
ist, die Forderungen der Arbeiter nur insoweit genehmigen, als sie den Verhält- 
nissen entsprechen. Die Feiernden haben sich den Beschlüssen des Ausschusses 
und den hierauf begründeten Anordnungen des Verwaltungsrathes ebenso den von 
Letzterem in Betreff der Arbeits-Einstellungen überhaupt getroffenen Anordnungen 
unbedingt zu fügen. Geschieht dies von Seiten der Feiernden nicht, so erklärt der 
Ausschuß, daß die Einstellung aufhört, Vereinssache zu sein. 

f) Der Ausschuß kann in einzelnen Fällen von vorstehenden Bestimmungen abgehen, 
wenn ein desfallsiger Antrag von mindestens fünf Ausschußmitgliedern eine Mehr- 
heit von acht Stimmen im Ausschuß erhält. 
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III. Bei Arbeitseinstellungen von über 25 Mitglieder hat der Verwaltungsrath spätestens 
innerhalb acht Tagen nach an ihn ergangenen Anzeige die Urabstimmung darüber herbei- 
zuführen, ob eine solche Arbeitseinstellung zur Vereinssache gemacht werden soll oder nicht. 

IV. Ist die Genehmigung zur Arbeitseinstellung seitens der Gesammt-Mitgliedschaft 
in Urabstimmung versagt worden, so hat der Geschäftsführer des Verwaltungsrathes die Be- 
treffenden binnen 24 Stunden zu benachrichtigen. 

Ist hingegen die Arbeitseinstellung durch Urabstimmung zur Vereinssache erklärt 
worden, so hat der Geschäftsführer des Verwaltungsrathes gleichzeitig den Ausschuß und die 
betreffenden Mitglieder davon in Kenntniß zu setzen , worauf der Ausschuß auch hierbei zu 
beschließen hat, welche Beträge den Feiernden entrichtet werden sollen und dem Verwaltungs- 
rath binnen 24 Stunden die erforderliche Anweisung zu ertheilen. 

Der Verwaltungsrath hat binnen drei Tagen nach Eingang der Anweisung die erforder- 
lichen Anordnungen zu treffen und gelten auch hierbei die alinea e und f sub II des § 14. 

V. Arbeits-Einstellungen, welche bereits im Gange sind, ohne daß das im Vorstehenden 
vorgeschriebene Verfahren beobachtet worden ist, können nur ausnahmsweise Vereinssache 
werden. Es ist hierzu nöthig, daß ein desfallsiger Antrag von fünf Ausschußmitgliedern eine 
Majorität von acht Stimmen im Ausschuß auf sich vereinigt, sobald diese Arbeitseinstellung 
nicht mehr als 25 Mitglieder betrifft. 

Wenn bei derartigen Arbeitseinstellungen jedoch über 25 Mitglieder betheiligt sind, 
muß die Genehmigung der Gesammtmitgliedschaft durch Urabstimmung eingeholt werden. 
Der Geschäftsführer hat die Urabstimmung darüber binnen 8 Tagen nach bei ihm eingegangener 
Anzeige vornehmen zu lassen. 

VI. Für Ausschließungen, Fabriksperren (Verbindung von Lohnherren oder Meistern 
zur Aussetzung der Arbeiter) gelten — mit den selbstverständlichen Abänderungen — die- 
selben Bestimmungen, wie bei Arbeitseinstellungen. 

§ 16. Das Vereinsvermögen, das sich aus den Mitgliederbeiträgen zusammensetzt, 
welche die Generalversammlung resp. der Gesammtvorstand durch Urabstimmung festsetzt, 
wird niedergelegt in die Tageskasse, in die Reservekasse und in die Hauptlcasse. 

§ 17. Das Vereinsvermögen darf an keinen Orte, so lange der Gesammtverein besteht, 
unter die Mitglieder getheilt werden. Eine Vertheilung des Vereinsvermögens kann nur dann 
erfolgen, wenn bei Auflösung des Gesammtvereins nach Abzug der Passivas von den Aktivas 
ein Ueberschuß verbleibt. Jede Vertheilung der Reservekassen, der Tageskassen und sonstigen 
Vereinsvermögens unter die Mitgliedschaft eines Ortes ist als ein Betrug an dem Gesammt- 
eigenthum des Gesammtvereins zu betrachten und demgemäß gerichtlich zu verfolgen. Mit- 
glieder, welche vor Auflösung des Gesammtvereins aus demselben scheiden oder ausgeschieden 
werden, verlieren alle Anrechte auf das Vereinsvermögen. 

§ 18. In die Tageskasse fließen die Eintrittsgelder der Aufzunehmenden, die Gelder 
für die Quittungsbücher und die Hälfte der wöchentlichen Steuern eines jeden Mitgliedes. 

Aus der Tageskasse werden bestritten: 

I. Auf Anordnung des Ortsvorstandes: 

a) Das Abonnement für den Botschafter. (Auf jedes Mitglied ein Exemplar. Siehe 
jedoch § II al. c.) 

b) Die Porti's. 

c) Die Reiseunterstützimgen und 

d) Die Kosten für die Ortsverwaltung, soweit solche vom Verwaltungsrath genehmigt 
und resp. in der Geschäftsordnung angeführt sind. 

e) Die Begräbnißgelder. 
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II Auf Anordnung des Verwaltungsraihs: 
f) Die Unterstützung der am Orte Gemaßregelten bis zu M. 7,50 per Mann und 

Woche. 
g) Die durch Arbeitseinstellungen und Arbeitsausschluß am Orte nothwendig werdenden 

Unterstützungen bis zu M. 7,50 per Mann und Woche. 

§ 19. In die Reservekasse fließt die Hälfte der wöchentlichen Steuern, die aus dem 
Kapital zu erzielenden Zinsen und die durch Beschluß der einzelnen Mitgliedschaften auf- 
erlegten Strafen für versäumte Versammlungen, Vorstandssitzungen etc. etc. 

Wenn die Tageskasse zu den satzungsmäßigen Ausgaben nicht ausreicht, dürfen die 
nöthigen Gelder aus der Reservekasse entnommen werden. 

§ 20. Die Hauptkasse wird gebildet aus den Ueberschüssen , welche sich an den 
einzelnen Orten aus den Einnahmen für die Tageskasse ergeben und aus den Zinsen der 
durch die Hauptkasse angelegten Gelder. 

Aus der Hauptkasse werden bestritten: 

a) Die Unterstützungen bei Arbeitseinstellungen und der Gemaßregelten, sofern die 
Tageskasse der betreffenden Orte dazu nicht ausreicht. 

b) Die Agitationskosten für die Ausbreitung des Vereins. 

c) Die Verwaltungskosten des Gesammt-Vorstandes. 
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Anlage IV. 



Auszug 

aus dem Statut der Central- Kranken- und Sterbe- Kasse 
des Deutschen Tabak-Arbeiter- Vereins. 

(Eingeschriebene Hülfskasse.) 

Artikel I. 
Rechtliche Form der Kasse. 
§ I. Die Kasse führt den Namen: »Central-Kranken- und Sterbekasse des Deutschen 
Tabakarbeiter- Vereins (Eingeschriebene Hülfskasse)«, sie übt auf Grund des Gesetzes über ein- 
geschriebene Hülfskassen vom 7. April 1876 die Rechte einer juristischen Person aus, hat 
ihren Sitz in Berlin und vor dem Königlichen Stadtgericht zu Berlin ihren ordentlichen Ge- 
richtsstand. 

Artikel IT. 
Zweck der Kasse. 
§ 2. Der Zweck der Kasse ist die Unterstützung der Mitglieder in Krankheits- und 
Sterbefällen. 

Artikel III. 
Eintritt, Austritt und Ausschlufi. 
a. Eintrittsbedingungen. 
§ 3. Zum Eintritt in die Kasse sind nur Mitglieder des Deutschen Tabakarbeiter- 
Vereins berechtigt, welche 

a) das 16. Lebensjahr zurückgelegt, 

b) das 35. Lebensjahr noch nicht überschritten haben, 

c) ein Gesundheitszeugniß von einem Arzte beibringen, der seitens der Kassen- Ver- 
waltung mit der Untersuchung betraut ist. 

Der die Aufnahme Nachsuchende hat dem Arzte bei der Aufnahme-Untersuchung genau 
sein Alter, sowie alle ihm etwa anhaftenden äußeren und inneren Krankheiten und Schäden 
ungefragt mitzutheilen. 

Die ärztliche Untersuchung geschieht auf Kosten des Eintretenden. 

Keinem zum Eintritt Berechtigten darf die Aufnahme verweigert werden. 

§ 4. Bei der Aufnahme hat der in die Kasse Eintretende das Statut eigenhändig 
mit seinem Namen zu unterschreiben. 

Bei des Schreibens Unkundigen wird die Unterschrift durch ein Mitglied des Vorstandes 
oder durch den Bevollmächtigten des Vorstandes beglaubigt. 

Der Eintritt ist vollzogen durch Aushändigui^ des Quittungsbudies seitens des Vor- 
standes oder dessen Bevollmächtigten. 

b. Austritt. 

§ 5. Den Mitgliedern steht der Austritt aus der Kasse jederzeit frei; doch ist der 
freiwillige Austritt dem Vorstands schriftlich anzuzeigen. Der Ausscheidende bleibt der 
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Kasse verflichtet bis lur Aushändigung der Austrittserklärung an den Vorstand, resp. dessen 
Bevollmächtigten. 

c. Ausschluß. 

§ 6. Die Ausschließung eines Mitgliedes kann erfolgen, wenn es 

a) sechs Wochenbeiträge restirt; 

b) die ihm statutengemäß auferlegte Strafe innerhalb dreizehn Wochen nicht bezahlt 
hat; diese Frist beginnt mit Ablauf des Tages, an welchem das betreffende Mitglied 
die Straf Verfügung erhalten hat; 

c) eine ihm anhaftende Krankheit bei der als Eintrittsbedingung erforderlichen Unter- 
suchung dem untersuchenden Arzte verheimlicht hat. 

d) die vom Arzte verordneten Heilmittel absichtlich vernichtet und 

e) während der Probezeit erkrankt ist, der Ortsverwaltung aber keine Anzeige davon 
gemacht hat. 

§ 7. Die Ausschließung eines Mitgliedes muß erfolgen, 

a) wenn es innerhalb der ersten zwei Jahre seiner Mitgliedschaft aus dem Deutschen 
Tabakarbeiter- Verein ausgeschieden wird oder freiwillig ausscheidet. In solchem 
Falle erhalten die Ausgeschiedenen das von ihm entrichtete Eintrittsgeld zurück- 
gezahlt; 

b) wenn es sich einen Betrug oder Unterschleif zum Nacbtheil der Kasse zu Schulden 
kommen läßt; 

c) wenn es dreizehn Wochenbeiträge schuldet. 

Hat ein Mitglied bereits das Recht auf Unterstützung erworben, so verbleibt ihm das- 
selbe noch für die Frist von dreizehn, seinem Austritte oder Ausschlüsse nächstfolgenden 
Wochen. Ist der Ausschluß wegen Zahlungssäumniß erfolgt, so läuft diese Frist von dem 
Tage ab, bis zu welchem die Beiträge bezahlt sind. 

Erkrankt ein Mitglied während seiner Probezeit, so ist es für die Dauer der Krankheit 
aller Rechte und Pflichten entbunden. 

Erst nach vollständiger, durch den Arzt bescheinigter Genesung tritt es wieder in seine 
bis dahin suspendirten Rechte und Pflichten. Bringt es ein solches Attest nicht bei, so erhäft 
es sein Eintrittsgeld und die geleisteten Beiträge zurück. 

In Strafanstalten wegen entehrender Vergehen Detinirte sind ihrer Mitgliedschaft sus- 
pendirt bis zu dem Tage, wo ihr Beitragsrest die völlige Ausschließung bedingt. 

Artikel IV. 

Beitragspflichten. 

a) Erhebung und Höhe der Beiträge. 

§ 8. Die Beitragspflicht beginnt am Tage der Aufnahme. Der Aufgenommene hat 
bei Empfangnahme des Quittungsbuches i Mark Eintrittsgeld zu entrichten. 

Der laufende Beitrag eines Mitgliedes richtet sich nach der Höhe der Verpflegungs- 
gelder, die es beansprucht, und beträgt: 

In I. Klasse wöchentlich 30 Pf., in II. Klasse wöchentlich 22 Pf., in III. Klasse 
wöchentlich 15 Pf. 

Frauenspersonen, Wickelmacher und Lehrlinge dürfen nur in die III. Klasse auf- 
genommen werden. Es ist unstatthaft, die Beiträge im Voraus zu bezahlen, um die Probezeit 
abzukürzen. 

Der erste Wochenbeitrag ist am ersten Sonnabend nach erfolgter Aufnahme für die 
mit diesem Tage abgelaufene Woche fällig. 

Die Beiträge werden allwöchentlich Sonnabends erhoben. 
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Die gezahlten Beiträge sind von dem Ortskassirer jedem Mitgliede sofort in dessen 
Quittungsbuch zu quittiren. 

b) Erlaß und Stundung der Beiträge. 

§ 9. Die Beiträge zu dieser Elasse werden nur den Erkrankten während der ärztlich 
bescheinigten Arbeitsunfähigkeit erlassen, wenn dieselbe länger als eine Woche dauert, des- 
gleichen, wenn ein Kassenmitgb'ed zum Militärdienst eingezogen ist. 

Während der Zeit, in der ein Mitglied zum Militärdienst herangezogen ist, hat es 
keinerlei Rechte auf Verpflegungsgeld tritt aber nach beendeter Dienstzeit, wenn es ein ärzt- 
liches Gesundheitszeugniß beibringt, in seine früheren Rechte, ohne Eintrittsgeld wieder ein. 

Eine Gestundung der Beiträge findet nur statt während der Zeit, in welcher das be- 
treffende Mitglied arbeitslos ist. 

Rückständige Beiträge werden an dem Verpflegungsgelde in Abzug gebracht, jedoch 
nur soweit, daß den Männern mindestens i Mark, den Frauen 67 Pf. pro Tag an Ver- 
pflegungsgeld verbleiben. 

c) Uebertritt aus einer Klasse in die andere. 

§ 10. Will ein Mitglied aus einer niedrigeren Klasse in eine höhere übertreten, so 
hat es abermals ein ärztliches Gesundheits-Zeugniß beizubringen, auch ist ihm ein neues 
Quittungsbuche auszufertigen. — Während der ersten 13 Wochen nach dem Eintritt in die 
höhere Klasse hat es jedoch nur Anspruch auf die erworbenen Rechte der niederen Klasse, 
aus der es geschieden ist. Mit dem Tage, an dem der Uebergetretene die Vollberechtigung 
in der höheren Klasse erlangt, hört die Unterstützungsberechtigung in der niedrigeren Klasse auf. 

Bei dem Uebertritt aus einer höheren in eine niedrigere Klasse ist ein ärztliches 
Gesundheits-Zeugniß nicht erforderlich. 

Ein abermaliges Eintrittsgeld ist bei dem Uebertritt aus einer niederen in eine höhere 
Klasse, und umgekehrt, nicht zu zahlen. 

Dem aus einer Klasse in die andere Uebertretenden ist ein neues Quittungsbuch aus- 
zustellen und dafür 20 Pf. zu erheben. 

d) Sicherstellung der Mitglieder. 

§11. Eine Erhöhung der Beiträge oder Erniedrigung der Unterstützungsgelder bis zu 
dem gesetzlichen Mindestbetrag kann erfolgen durch Beschluß der General- Versammlung. 

§ 12. In jedem fünften Jahre hat die Kasse die wahrscheinliche Höhe ihrer Ver- 
pflichtungen und der ihnen gegenüberstehenden Einnahmen durch einen Sachverständigen, 
welcher bei der Kassen- Verwaltung nicht betheiligt ist, abschätzen zu lassen, das Ergebniß 
nach dem vorgeschriebenen Formular der Aufsichtsbehörde mitzutheilen und durch den »Bot- 
schafter« bekannt zu machen. 

§ 13. Wenn nach dem Ergebniß der gesetzlich angeordneten Abschätzung die Ver- 
pflichtungen der Kasse die ihnen gegenüberstehenden Einnahmen übersteigen, so muß, Mangels 
anderer Deckungsmittel, entweder eine Ermäßigung der Unterstützung bis zu dem gesetzlichen 
Mindestbetrag, oder eine Erhöhung der Beiträge eintreten, derart, daß nach dem Gutachten 
des Sachverständigen die Herstellung des Gleichgewichts zwischen den Verpflichtungen und 
Einnahmen der Kasse bis zur nächsten Abschätzung zu erwarten ist, und bedarf es in solchem 
Falle nicht erst der Genehmigung durch die Generalversammlung, sondern ist die diesbezüg- 
liche Anordnung vom Ausschuß zu treffen. 

§ 14. Jede Ehöhung und Erniedrigung der Beiträge, sowie der Unterstützungen, ist 
mindestens 14 Tage vor dem Termin, an dem sie zu zahlen sind, im »Botschafter« bekannt 
zu machen. 

Klüß, Tabak- und Zigarrenarbeitei . 
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§ 15. Zu andei-en Zwecken, als den in dem § 2, nach Maßgabe der §§ 16 und 20, 
21 und 22, bezeichneten Unterstützungen und der Deckung der Verwaltungskosten, dürfen 
weder Beitrage von den Mitgliedern erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen 
der Kasse erfolgen. 

Artikel V. 

Voraussetzungen, Art und Umfang der Unterstützungen. 

a) Unterstützung in Krankheitsfällen. 

I. Verpflegungsgeld. 

§ 16. Das Recht auf Unterstützung beginnt für sämmtliche Mitglieder mit dem Ab- 
lauf der dreizehnten auf den Beitritt folgenden Woche. Das Verpflegungsgeld wird nur in 
Krankheitsfällen und nur an solche Mitglieder gezahlt, welche nicht länger als sechs Wochen 
mit ihren Beiträgen im Rückstande sind. 

Das Verpflegungsgeld beträgt täglich, mit Ausnahme des Sonntags, 

in I. Klasse Mark 2,00, 
» IL > » i>50, 

» III. » » 1,00. 

In Krankheitsfällen, in denen andere Personen gesetzlich zur Leistung der Unter- 
stützung verpflichtet sind, weil durch ihr Verschulden das Mitglied sich die Krankheit zuge- 
zogen hat, ist die Unterstützung nur verlagsweise zu verleihen, die Wiedererstattung aber von 
den gesetzlich Verpflichteten beizutreiben. 

§ 17. Das Verpflegungsgeld wird in einer Krankheits-Periode nicht länger als 52 
Wochen gezahlt. Wer das Verpflegungsgeld in einer Krankheits-Periode 52 Wochen lang 
bezogen hat, erwirbt das Anrecht auf abermalige Unterstützung erst dadurch, daß er hierauf 
13 Wochen lang nach seiner durch ärztliches Zeugniß konstatierten völligen Genesung die 
Beiträge zur Kasse wieder geleistet hat. 

§ 18. Das Verpflegungsgeld wird nur ausgezahlt auf Grund eines ärztlichen Zeugnisses, 
welches bekimdet, daß der Erkrankte arbeitsunfähig ist, wenn die Kontrole nach § 23 möglich 
ist, der Erkrankte nicht weiter als drei Kilometer von der Zahlungsstelle entfernt verpflegt 
wird, oder aber, sofern er weiter entfernt verpflegt wird, und die Verpflegung nicht in einer 
öffentlichen Heilanstalt stattfindet, die in § 24 erwähnte Vergütung trägt, und wenn die 
Arbeitsunfähigkeit mindestens drei Tage gedauert hat. 

Auf Verlangen der Ortsverwaltung ist die Arbeitsunfähigkeit bei jeder Verpflegungsgeld- 
Erhebung durch ärztliches Zeugniß zu beweisen. 

§ 19. Als Anfang der zu berechnenden Verpflegungszeit gilt der Tag, an welchem 
das ärztliche Zeugniß über die Arbeitsunfähigkeit des Erkrankten bei dem Ortskassirer ein- 
gereicht ist, oder an dem die Aufnahme zur Kur in eine kommunale oder staatliche Heil- 
Anstalt geschehen ist. — Die Tages-Zeit der Einreichung des ärztlichen Zeugnisses an den 
Ortskassirer bestimmt jede Mitgliedschaft selbst. — Als Schluß der Verpflegungszeit gilt der 
Tag, an dem die Arbeitsfähigkeit festgestellt wird. 

Die Arbeitsfähigkeit wird festgestellt durch ärztliches Zeugniß oder durch Zeugniß, daß 
der Betreffende bei einer vom Arzt und der Ortsverwaltung nicht gestatteten oder erwerbs- 
mäßigen Beschäftigung betroffen worden ist. 

Ausnahme-Bestimmungen. 

§ 20. Krank zugereiste Mitglieder, welche nachweisen, daß sie mindestens 13 Wochen 
lang dieser Kasse beigesteuert, und bis zu ihrem letzten Arbeits-Austritt die Beiträge ent* 
richtet haben, erhalten entweder: 
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a) so viel Verpflegungsgeld, als sie laut ihrem Quittungsbuche zu beanspruchen haben, 
oder 

b) auf ihren Wunsch eine ihrer Transportfähigkeit angemessene Unterstützung, am in 
ihre Heimath reisen zu können. 

An allen Orten, wo sich eine Ortsverwaltung der Kasse befindet, muß das Ver- 
pflegungsgeld an krank zugereiste Mitglieder dieser Kasse gezahlt werden. 

Heilmittel. 

§ 21. Die Kasse gewährt den Mitgliedern auf ärztliche Verordnung unentgeldlich 
Brillen und Bruchbänder. 

Unterstützung in Sterbefällen. 

§ 22. Stirbt ein Mitglied, nachdem es dreizehn Wochen lang der Kasse beigesteuert, 
hat die Kasse zunächst an diejenigen, zu deren Ernährung und Verpflegung das verstorbene 
Mitglied gesetzlich verpflichtet war, andernsfalls an seine nächsten. Anverwandten, dos Be- 
stattungsgeld gegen vorschriftsmäßige Quittung auszuzahlen. 
Das Bestattungsgeld beträgt: 

in I. Klasse 90 Mark Reichsw. 
» H. » 66 » » 

» III. * 45 » » 

Stirbt ein Mitglied, und es ist Niemand am Orte, außer der Behörde, zu dessen Be- 
stattung verpflichtet, so ist zu den Bestattungskosten vom Ortsvorstande aus der Kasse der 
Betrag des Bestattungsgeldes der Klasse, der er angehört, zu verwenden. Die Vergütimg der 
Arbeitszeit der mit der Ausführung dieser Bestimmung Beauftragten ist von diesem Be- 
stattungsgelde mit zu bestreiten. 
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VII. Band. i. Heft. 
Der Obstbau und Obsthandel im Großherzogtum Baden. Von 
Dr. EDUARD ENGEL. 

Preis im Abonnement 3.20 M., im Einzelverkauf 4 M. 

»In dieser ungemein gründlichen Studie verfolgt der verdienstvolle Verfasser das 
Ziel, dem Leser einen tiefen Einblick in ein der vollsten Berücksichtigung wertes 
Gebiet, in das Wesen, die Bedeutung und die Entwicklungsbedingungen des ländlichen 
Obstabsatzes im Großherzogtum Baden zu gewähren«. Pomologische Monatshefte. 

VII. Band. 2. Heft. 
Das Tarifwesen in der Personenbeförderung der transozeanischen 
Dampfschiffahrt Von Dr. ROBERT SCHACHNER. 

Preis im Abonnement 4 M., im Einzelverkauf 5 M. 

»Es ist schwer, in dem uns zur Verfügung stehenden Raum das vorliegende Buch 
richtig zu würdigen, es will als ganzes genommen werden und kann dem gebildeten 
Leser in dieser Form eine Quelle der Anregung und Belehrung werden«. 

Hamburger Nachrichten. 

VII. Band. 3. Heft. 
Bodenwerte, Bau- und Bodenpolitik in Freiburg i. Br. während 
der letzten 40 Jahre (1863— 1902). Von Dr. WILHELM MEWES. 
Preis im Abonnement 1.60 M., im Einzelverkauf 2 M. 

Aus dem Vorwort des Herausgebers (Professor Dr. Fuchs): »Seit der grund- 
legenden Arbeit von Paul Voigt über Berlin sind für eine ganze Reihe deutscher und 
schweizerischer Städte beachtenswerte Untersuchungen über die Bewegung der Boden- 
werte erschienen, die zur Aufhellung der »Bodenfrage« viel beigetragen haben. Die 
vorliegende, ihnen sich anschließende Arbeit unterscheidet sich von jenen in mehr als 
einem Punkte durch die Eigentümlichkeit ihres Beobachtungsgebietes: eine deutsche 
Mittelstadt von ebenso geringer industrieller wie kommerzieller Bedeutung, die lediglich 
der Entwicklung als Fremdenstadt ihren Aufschwung verdankt und mit diesem Auf- 
schwung auch eine recht bedeutende Bodenspekulation erhalten und dadurch trotz 
regster Bautätigkeit in den Mieten wie in den Preisen der Lebenshaltung überhaupt 
eine sehr große Steigerung erfahren hat — eine Stadt, die aber andererseits zu den in 
sozialer Beziehung vorgeschrittensten deutschen Stidtverwaltungen gehört und in ihren 
kleinen Verhältnissen ein Hauptbeispiel des Munizipal-Sozialismus in Deutschland darstellt«. 

VII. Band. 4. Heft. 
Die oberbad. Rindviehzuchtgenossenschaften. Von Dr. O. OSWALD. 
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Der Verfasser verfolgt eingehend die Entwicklung der oberbadischen Rindvieh- 
zuchtgenossenschaften, schildert in wie weitgehendem Maße sich die letzteren bei ihren 
Bestrebungen der Förderung und Beihilfe von Seiten der Gemeinden, Kreise und des 
Staates erfreuen, und kommt zu dem Schluß, daß die Rückwirkung der bald 20 jährigen 
gemeinsamen Arbeit auf die materielle Lage der oberbadischen Bevölkerung den vielen 
und großen Aufwendungen entsprochen hat. 

Zu beziehen durch jede Buchhandlung. 
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